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Das Gewerkschaftsjahr 2018 
hatte viel zu bieten: Eine Ta-
rifauseinandersetzung im öf-
fentlichen Dienst, Personal- und 
Betriebsratsratswahlen, einen 
engagierten Einsatz gegen den 
Lehrkräftemangel und für JA 13, 
Forschungsprojekte sowie den 
Wiederaufbau der Jungen GEW 
und einen erfolgreichen Aktions-
tag unserer Ruheständler_nnen.

Drei lange Verhandlungsta-
ge und viele Aktivitäten waren 
nötig, um die Tarifrunde für die 
Erzieher_innen (TVöD/AVH) im 
Frühjahr 2018 erfolgreich ab-
zuschließen. Am Ende verstän-
digten sich die Tarifparteien auf 
neue Tabellen. Im Durchschnitt 
bedeutet das rund 7,5 Prozent 
mehr Gehalt. Im Frühjahr 2019 
steht die nächste Tarifauseinan-
dersetzung an, diesmal für die 
angestellten Lehrkräfte und das 
angestellte pädagogisch-thera-
peutische Fachpersonal (PTF; 
TV-L).

Als eine Bestätigung der gu-
ten Personalratsarbeit der GEW 
werten wir das Ergebnis der 
Wahlen zum Gesamtpersonal-
rat der Hamburger Schulen im 
Frühsommer 2018. Bei den Be-
amt_innen ist die GEW mit 79,6  
Prozent aller Stimmen erneut 
die stärkste Fraktion geworden. 
Auch bei den Angestellten er-
hielt sie wie bei der letzten Wahl 
die Mehrheit der Stimmen (57,6  
Prozent) und konnte dabei sogar 
zehn Prozentpunkte zulegen. Die 
vielen Hundert Personalratsmit-

glieder der GEW an den Schu-
len stehen ihren Kolleg_innen 
in personalrechtlichen Fragen 
kompetent und solidarisch zur 
Seite, das wissen die Kolleg_in-
nen zu schätzen. Hier macht sich 
die jahrelange gewerkschaftliche 
Erfahrung der GEW bezahlt. Wir 
betrachten das Ergebnis auch als 
Auftrag, in unserem Einsatz nicht 
nachzulassen.

Die Flickschusterei von Herrn 
Rabe, um den Lehrkräfteman-
gel zu beheben, haben wir 2018 
mehrfach kritisiert und immer 
wieder darauf hingewiesen, dass 
es nur über eine Steigerung der 
Attraktivität des Berufes gelingen 
wird, ausreichend Lehrkräfte zu 
gewinnen. Wir fordern für alle 
Lehrämter eine Eingangsbesol-
dung nach A13 bzw. E13. Es ist 
ein Anachronismus, dass Grund-

schul- und Sek I‐Kolleginnen und 
-kollegen bis heute schlechter 
bezahlt werden als Lehrkräfte an 
anderen Schulformen. Darüber 
hinaus fordern wir Entlastungen 
für die Lehrkräfte und haben 
hierzu verschiedene Vorschläge 
vorgelegt. Nur so kann die At-
traktivität des Berufs gesteigert 
und können mehr junge Men-
schen als bisher als Pädagog_in-
nen gewonnen werden.

Zum Thema JA 13 haben wir 
im Mai 2018 einen Aktionstag 
veranstaltet, bei dem wir mit 
hunderten von Kolleg_innen das 
Rathaus umzingelt haben. Im 
November folgte ein weiterer 
Aktionstag mit vielfältigen Akti-
onen an Schulen. Verschiedene 
Gespräche mit der Schulbehör-
de stimmen uns optimistisch, 
hier voranzukommen. Auch und 
gerade in den Grundschulen 
brauchen wir jetzt und sofort 
gut ausgebildete Lehrkräfte, 
die natürlich entsprechend ih-
rer Ausbildung bezahlt werden 
müssen. Gute Schule auf Kosten 
der Beschäftigten lehnen wir ab! 
Wir erwarten von der rotgrü-
nen Regierung in Hamburg, die-
sen Skandal endlich abzustellen 
und entsprechende gesetzliche 
Grundlagen zu schaffen! Wir 
fordern eine Umsetzung noch in 
den aktuell laufenden Haushalts-
verhandlungen!

Zwei Forschungsprojekte zur 
Geschichte der GEW Hamburg 
wurden 2018 auf den Weg ge-
bracht. Eines beschäftigt sich mit 
der Gleichschaltung unserer Vor-
läuferorganisation Gesellschaft 
der Freunde, ein weiteres mit 
den Unvereinbarkeitsbeschlüs-
sen der 1970er Jahre. 2019 wer-
den die Ergebnisse vorliegen.

In der GEW sind Jüngere und 
Ältere aktiv, daher freuen wir uns 
sehr über die zunehmenden Ak-

tivtäten der Jungen GEW sowie 
ein Highlight dieses Gewerk-
schaftsjahres: die Konferenz zu 
50 Jahren 1968 unserer Betriebs-
gruppe der RuheständlerInnen 
im Oktober.

Wir gehen gestärkt ins nächste 
Jahr, freuen uns, mit euch an die-
sen Themen weiter zu arbeiten, 
wünschen eine besinnliche Ad-
vents- und Weihnachtszeit und 
einen guten Rutsch in 2019!
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Anja Bensinger-Stolze, Fredrik Dehnerdt, 
Sven Quiring

Viel erreicht im Jahr 2018
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Zäher Wiederaufstieg	 Seite 16
Die CDU hatte bei den letzten Bürgerschaftswahlen 
gerade mal 15,9 Prozent erreicht. Zu groß ist die 
Versuchung, den so genannten Schulfrieden aufzu-
kündigen, um damit das Tal der Tränen verlassen 
zu können.

(K)Ein Grund zu feiern	 Seite 20
Auch nach 50 Jahren Gesamtschule bleibt nicht nur 
die Struktur dieser Schulform umstritten, sondern 
auch deren Lehr- und Lernmethoden. Bericht und 
Meinung über eine Jubiläumsveranstaltung in Ei-
nem.

Auf der Strecke geblieben	 Seite 26
Auf dem Weg zur Exzellenz der Hamburger Uni 
bleiben jene Fachbereiche – so auch die der Berufs-
pädagogik – auf der Strecke, deren Profil wenig in-
ternational anerkannte Forschung vorzuweisen hat.

 
Demokratie schützen	 Seite 12
Kolleg_innen und vermehrt auch Schüler_innen 
merken, dass im Zusammenhang mit den ‚Mel-
deportalen‘ der AfD Grundfesten der Demokratie 
angekratzt werden. Die Formen des Protests sind 
vielfältig.
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Schöne neue Welt	 Seite 40
Nachdem wir in den letzten beiden Ausgaben die 
grundsätzliche Kritik der Computerisierung an den 
Schulen in den Vordergrund gestellt hatten, geht es 
nun darum, wie man das Unabänderliche gestaltet. 

Am Schluss Rock’n Roll	 Seite 52
Knapp 200 Ruheständler_innen diskutierten, war-
um die Verhältnisse damals zum Tanzen gebracht 
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Knackige Meinung
Zum Artikel „Behavioris-

mus als Geschäftsmodell“, hlz 
11/2018, S. 38ff

Mit großem Interesse habe 
ich den Beitrag „Behaviorismus 
als Geschäftsmodell“ von Peter 
Hensinger gelesen.

Teilweise sehr erschreckend, 
auch der schwarze Balken, der 
über dem Artikel schwebt.

Für mich persönlich bedeutet 
„digitales“ Arbeiten (Vorbe-
reiten) seit Jahrzehnten eine 
Zeitersparnis, die mir zugute 
kommt. In der schulischen Ar-
beit gelingt mir die wahrhaft 
individuelle Differenzierung 
(die den Schüler_innen zugute 
kommt) eigentlich nur, wenn ich 
außer Stift, Papier, Schere und 
Klebstoff auch digitale Maschi-
nen einsetze.

Andererseits sehe ich na-
türlich auch die (politischen) 
Gefahren der neueren Technik, 
die ausführlich in dem Artikel 
beschrieben werden. Am Rande 
bemerkt: die Zwischenüber-
schrift „ ... als hätten wir alle 
ADHS“ finde ich effekthei-
schend unnötig.

Entscheidend und wichtig 
dagegen: welche Position ver-
treten wir als Gewerkschaft 
dazu? Da würde ich mir von 
Peter Hensinger (neben bereits 
gefassten Beschlüssen oder so 
allgemeinen Forderungen wie 
„bessere Ausbildung“, mehr 

Personal“) eine kurze, knackige 
Meinung wünschen; „Wie wol-
len wir leben?“ finde ich richtig 
zu fragen, aber reicht das?

KAY BROCKMANN
GEW Mitglied

Was ist wahr?
Zum Artikel „Aus der Ver-

botszone...“, hlz 11/2018, S. 62ff
Liebe Hlz, dass Bürger_innen 

kundtun, wenig von Naturwis-
senschaften oder Mathematik 
zu verstehen, passiert mitunter. 
Erstaunt hat mich, so ein Be-
kenntnis in der Zeitung einer 
Bildungsgewerkschaft zu lesen, 
zumal in einem Artikel über 
Wissenschaftstheorie. Die zen-
trale von Joachim Geffers ver-
tretene These in diesem Artikel 
kann nicht unwidersprochen 
bleiben. Seiner Meinung nach 
vertritt der Philosoph Popper die 
Ansicht, dass eine Hypothese 
so lange als objektiv  wahr an-
gesehen werden müsste, wie sie 
nicht widerlegt werden könne.  
Dem entsprechend müsse ja die 
Behauptung „Gott existiert“ 
objektiv wahr sein, denn sie ist 
meines Wissens noch nicht wi-
derlegt worden. Richtig ist,dass 
Popper  von einer wissenschaft-
lichen Theorie fordert, dass 
sie an der Erfahrung scheitern 
können muss, also widerlegbar 
sein muss. So ist die klassische 
Mechanik bei dem Versuch, sie 
auf die Mikrowelt anzuwenden, 

gescheitert, die Relativitäts-
theorie wird im Labor und im 
Weltraum unter extremen Be-
dingungen getestet, da vermutet 
wird, dass man auf Abwei-
chungen zwischen Theorie und 
Experiment stossen könnte. Der 
Urknall ist im Gebäude der  Re-
lativitätstheorie verankert. Für 
Geffers ist er „ein gedankliches, 
also idealistisches Konstrukt“. 
Immerhin verdankt auch Geffers 
dem Urknall die eigene materi-
elle Existenz.

WOLFGANG DUBBERKE

Lesenswert
Zum Artikel „Ein Bauherr 

beginnt auch nicht mit dem 
Dach“, hlz 9-10/2018, S. 33ff

Guten Tag, ich fand den 
Artikel „Ein Bauherr beginnt 
auch nicht mit dem Dach“ in der 
Oktoberausgabe sehr lesenswert. 
Die Stimmen, die frühen Beginn 
mit IT fordern, sind so laut und 
zahlreich, dass Gegenstimmen 
nur selten zu hören sind. Gerne 
würde ich einen Referenten 
dazu für eine Elternfortbildung 
einladen, am besten aus LI oder 
SIZ. Können Sie mir dazu Emp-
fehlungen geben?

MARTIN SCHLIEMANN

Wer Ähnliches plant, wende 
sich an peter.hensinger@diag-
nosefunk.de
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Leser_innenbriefe an: hlz@gew-hamburg.de

(wir belassen ggf. alte Schreibung)
Die Redaktion behält sich das Recht auf Kürzungen vor

Faktencheck versäumt
In unserer vorherigen Ausgabe 11/2018, S. 55 haben wir irrtümlich in der abgedruckten Tabelle 

über die von Frauen besetzten Abgeordnetensitze in der gegenwärtigen Hamburger Bürgerschaft der 
Afd kein Mandat zugewiesen. Dies ist falsch. Die AfD ist mit einer Frau im Parlament vertreten. 
Nach verschiedenen Querelen mit Mitgliedern der Fraktion besteht diese gegenwärtig nicht mehr wie 
angegeben aus sieben, sondern nur noch aus sechs Abgeordneten.

Wir bedauern diese Fehler außerordentlich.
DIE REDAKTION
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Die Geschäftsstelle bleibt vom 
22.12.18 bis Neujahr geschlossen.
Wir wünschen allen Kolleg_innen
schöne Weihnachten und ein
gutes neues Jahr!
Am 2. Januar sind wir
wieder für euch da.

kompensierend
Lehrer_innen und Erzieher_

innen an sogenannten Brenn-
punktschulen erhalten in Berlin 
mehr Geld. Die Pädagog_innen 
bekommen rückwirkend zum 
Schuljahresbeginn monatlich 
300 Euro Zulage. Die Erzieher_
innen werden rückwirkend zum 
1. August in die höhere Entgelt-
gruppe E 9 eingestuft.

Brennpunktschulen haben ei-
nen besonders hohen Anteil von 
Kindern, die aus Hartz-IV-Fa-
milien oder solchen mit auslän-
dischem Hintergrund stammen. 
Mit dem Aufschlag will Rot- 
Rot-Grün die besonders schwie-
rige Arbeit an diesen Schulen 
würdigen. 

umstritten
Ein privater Kita-Träger in 

Hamburg untersagt einer Heil-
pädagogin, ein Kopftuch bei der 
Arbeit zu tragen. Er beruft sich 
auf eine Neutralitätsanordnung, 
die der Verein in der Zeit ihrer 
Abwesenheit – sie war in Eltern-
zeit – erlassen hatte. Demnach 
ist den Beschäftigten das Tragen 
„offen sichtbarer Zeichen ihrer 
politischen, weltanschaulichen 
oder religiösen Überzeugungen“ 
untersagt.

Als die heute 28-Jährige sich 
weigert, ihr Kopftuch abzulegen, 
beginnt ein Rechtsstreit. Sie er-
hält mehrere Abmahnungen und 
schließlich die Kündigung. Zu 
Recht? Diese Frage beschäftigt 
derzeit das Arbeitsgericht Ham-
burg – und neuerdings sogar 
den Europäischen Gerichtshof 
(EuGH). Das Urteil könnte rich-
tungweisend sein.

international
250 Linke aus Nord- und Süd-

amerika sowie aus Europa hoben 
im US-Bundesstaat Vermont die 
Initiative „Progressive Interna-
tionale“ aus der Taufe. Zu den 
Pat_innen der Bewegung gehö-
ren der ehemalige – und mögli-

cherweise künftige – US-Präsi-
dentschaftskandidat Bernie San-
ders, Griechenlands Ex-Finanz-
minister Yanis Varoufakis, die 
isländische Premierministerin 
Katrín Jakobsdóttir und die Bür-
germeisterin von Barcelona Ada 
Colau. Ihr Ziel sei es, sagte San-
ders, die „neue autoritäre Achse“ 
zu stoppen, die von Washington 
über Moskau und Budapest bis 
nach Brasilien reiche. „Wir müs-
sen gegen die Einheitsfront der 
Nationalisten vorgehen“, formu-
lierte es Varoufakis.

   

Letzte Meldung
Alle verbeamteten Kolleg_in-

nen – Ruehständler_innen einge-
schlossen –, die drei oder mehr 
Kinder haben, müssen nach 
GEW-Rechtsauffassung einen 
höheren Familienzuschlag er-
halten. Dies geht zurück auf eine 
richterliche Entscheidung. Das 
Geld kommt aber nicht automa-
tisch, sondern zunächst muss – 
bis Jahresende! – Widerspruch 
gegen die jetzige gewährte fa-
milienbezogene Besoldung ein-
gelegt werden. Näheres dazu auf 
der GEW-Homepage und – für 
Mitglieder – bei unserer Rechts-
beratung.

Traue keiner Statistik, die du nicht selbst gefälscht hast

Offizielle Arbeitslosigkeit
in Hamburg
November 2018

62.566

Tatsächliche
Arbeitslosigkeit
in Hamburg
November 2018

89.670*
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* Nicht berücksichtigt wurden:
Über 58, beziehen ALG I oder ALG II	 5.056
Ein-Euro-Jobs (Arbeitsgelegenheiten)	 1.895
Geförderte Arbeitsverhältnisse	 370
Fremd-geförderte Arbeitsverhältnisse	 8.390
Bundesprogramm Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt	 280
Berufliche Weiterbildung	 4.780
Aktivierung und berufliche Eingliederung	 3.789
Beschäftigungszuschuss für schwervermittelbare Arbeitslose	 30
Krankheit (§ 146 SGB III)	 2.514

* Nicht berücksichtigt wurden:
Über 58, beziehen ALG I oder ALG II	 5.056
Ein-Euro-Jobs (Arbeitsgelegenheiten)	 1.895
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Fremd-geförderte Arbeitsverhältnisse	 8.390
Bundesprogramm Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt	 280
Berufliche Weiterbildung	 4.780
Aktivierung und berufliche Eingliederung	 3.789
Beschäftigungszuschuss für schwervermittelbare Arbeitslose	 30
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Umsonst und draußen? Niemals!
Wo heute der Weihnachtsmarkt tobt, sei dem Senator gesagt, dass wir daran erinnern,
dass es auf der Demonstration vor den Sommerferien am selben Ort um keine Geschenke,
sondern um gerechte Bezahlung ging. So wie das Jahr zu Ende geht, steht es auch um unsere Geduld!
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Hört die Signale!
Unser Senator ließ es sich auf der Veranstaltung zu 50 Jahre Gesamtschule (s. S. 14) nicht neh-
men, auf die auch seiner Meinung nach existierende Ungerechtigkeit in Hinblick auf die ungleiche 
Bezahlung von Lehrkräften einzugehen. Hinzu kommt, dass die Delegierten auf dem Hamburger 
SPD-Parteitag am 20. Oktober d. J. der gleichen Meinung waren und sogar einen diesbezüglichen 
Beschluss gefasst haben. Wir warten nun darauf, dass den Worten auch Taten folgen! Und auch 
die Hamburger CDU hat die Nachtigall trapsen gehört: Sie beschloss am 3. Dezember auf einem 
‚Kleinen Parteitag‘, dass Grundschullehrer_innen besser besoldet werden sollen.
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TARIFRUNDE

Von nichts kommt nichts
Trotz voller Kassen – unsere Forderungen erfüllen sich nicht von allein

Anfang 2019 beginnt die Ta-
rifrunde für die Beschäftigten 
der Länder. DGB-Gewerkschaf-
ten – GEW, ver.di, GdP – der Ar-
beitgeberverband und die Tarif-
gemeinschaft der Länder (TdL) 
haben sich bereits auf folgende 
Verhandlungstermine verstän-
digt:
• �21. Januar 2019 – Verhand-

lungsauftakt in Berlin
• �6./7. Februar 2019 – Zweite 

Verhandlungsrunde in Potsdam
• �28. Februar/1. (2.) März 2019 

– Dritte Verhandlungsrunde in 
Potsdam.
Am 4. Dezember hat die GEW 

auf Bundesebene ihre Erwar-
tungen an die Arbeitgeber dis-
kutiert. In dieser Tarifrunde ist 
entscheidend, dass die Entgelte 
der Landesbeschäftigten endlich 
in einem Maße ansteigen, dass 
sie Anschluss halten können 
zu denen der Kolleg_innen im 
Bund und in den Kommunen. 
Bei vollen Kassen der Länder ist 
es nicht nachvollziehbar, warum 
die Beschäftigten hiervon nicht 

profitieren sollten.
Die Forderungen der GEW 

Hamburg nach einer deutlichen 
Aufwertung aller Beschäftigten 
des Sozial- und Erziehungs-
dienstes (einschließlich der an 
Schulen tätigen Therapeut_in-
nen) und nach entscheidenden 
Verbesserungen bei der Ein-
gruppierung angestellter Lehr-
kräfte, wie es beispielsweise die 
Gleichstellung der Kolleg_innen 
mit Magisterabschluss im Rah-
men einer wissenschaftlichen 
Hochschulbildung nahelegt, sind 
auf einer Sitzung unserer tarif-
beschäftigten Mitglieder am 12. 
November beschlossen worden. 
Sie wurden von Bodo Hass und 
Bine Bielefeldt, beide Mitglieder 
unseres Landesverbandes in der 
GEW-Bundestarifkommission, 
erfolgreich in die dortige Dis-
kussion eingebracht.

Die Tarifforderungen der Ge-
werkschaften werden am 20.12. 
veröffentlicht.

Wir informieren Euch selbst-
verständlich über Newsletter und 

GEW-Homepage. Dort findet ihr 
auch Infos über Aktionen und 
Warnstreiks, mit denen erfah-
rungsgemäß zu rechnen ist, um 
die Arbeitgeber zu Zugeständ-
nissen zu bewegen. Interessierte 
können sich darüber hinaus un-
ter https://www.gew.de/tariftele-
gramm-laender/ für das Tarifte-
legramm der GEW Bundesebene 
anmelden.

Wie immer gilt: je stärker wir 
uns engagieren, desto besser 
wird der Abschluss aussehen. 
Das gilt für alle Tarifbeschäftig-
ten im Länderbereich, aber eben-
so für die Beamt_innen. Einen 
Automatismus der zeit- und wir-
kungsgleichen Übertragung des 
Tarifergebnisses auf die aktiven 
und pensionierten Beamt_innen 
gibt es nicht.

Deshalb: macht mit, beteiligt 
euch, engagiert euch!

BIRGIT RETTMER
Tarifreferentin

GEW Landesverband Hamburg
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Angelika Künstler – Betriebsrätin 040 / 42109 – 187 a.kuenstler-betriebsrat@elbkinder-kitas.de
Konstanze Fischer – Betriebsrätin 040 / 42109 – 184 k.fischer-betriebsrat@elbkinder-kitas.de
Sabine Lafrentz  – Betriebsrätin 040 / 42109 – 266 s.lafrentz-betriebsrat@elbkinder-kitas.de
Ilona Scheither – Betriebsrätin 040 / 42109 – 180 i.scheither-betriebsrat@elbkinder-kitas.de

Nach der Volksinitiative ist vor den nächsten Forderungen 
Der vom Kita-Netzwerk erkämpfte Kompromiss ist ein Schritt in die richtige Richtung. Die 
personellen Verbesserungen in den Krippen sind spürbar. Nach Einschätzung Der Offenen
Liste sind die Bedingungen in den Elementarbereichen aber weiterhin  zu schlecht und der 
Zeitraum, bis etwas passieren soll, zu lang. Es besteht die Gefahr, dass Kolleg_innen aus den 
Krippen die Missstände auffangen müssen. Es werden überall Fachkräfte gebraucht und daraus 
folgt, dass die pädagogischen Berufe attraktiver werden müssen. Dazu gehören u. a. die 
Finanzierung der realen Ausfallzeiten und der mittelbaren Pädagogik. Ebenso gehören 
selbstbestimmtes Arbeiten, Anreize für Weiterbildungen, Karrieremöglichkeiten und eine 
materielle und ideelle Aufwertung dazu.  

Modifizierung des Kita-Gutschein-Systems 
Die Finanzierungsgrundlage der Kitas muss evaluiert und den neuen Verhältnissen angepasst 
werden. D.h., es kann nicht länger um pauschale Verteilung von Geldern unter den Kitaträgern 
gehen, sondern die tatsächlichen Personalkosten müssen refinanziert werden. Das würde nicht
nur die Elbkinder finanziell besser ausstatten und die Gefahr, dass Gelder im Betrieb eingespart 
werden müssen, um tarifgerecht bezahlen zu können, wesentlich minimieren. 

„Gute-Kita-Gesetz“ - tatsächlich gut?! 
Die nächste Bürgerschaftswahl wirft ihre Schatten voraus und die Beschäftigten sollten sich mit 
aktualisierten Forderungen zur Verbesserung der Bedingungen in den Kitas in die Debatte 
einbringen. Ziel sollte es sein, dass den Kitas zusätzliche Gelder für bessere Bedingungen zur 
Verfügung gestellt werden. Der Hebel ist die Debatte um das „Gute-Kita-Gesetz“ und die damit 
verbundenen Gelder vom Bund. In HH ist die Beitragsfreiheit für 5-stündige Betreuung 
umgesetzt und der weitere Kitaausbau kann durch die sprudelnden Steuereinnahmen in der Stadt
finanziert werden. Zusätzlich sollten die Unternehmen, die dringend Fachkräfte benötigen, einen 
Beitrag dazu leisten, dass ausreichend Kitaplätze vorhanden sind und Eltern beruhigt arbeiten
können. Jetzt sind die Qualität und die Bedingungen in den Kitas dran, die bisher nur zu einem 
kleinen Teil berücksichtigt worden sind. Leider sieht der Gesetzentwurf bisher keine Festlegung 
der Länder vor, wofür sie das Geld investieren. Und ebenso wenig eine Kontrolle darüber. 

Auf in die nächste Runde mit aktualisierten Forderungen 
Die Kolleg_innen Der Offenen Liste fordern, dass der überwiegende Anteil der Gelder vom 
Bund zum „Gute-Kita-Gesetz“ in Qualitätsverbesserungen für die Kitas investiert wird und für 
die Belegschaft entsprechende Kontrollmöglichkeiten eingerichtet werden. 

DOL Ansprechpartnerinnen 
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DENUNZIATIONSPORTALE 

Wehret den Anfängen!
Kolleg_innen wie Schüler_innen reagieren mittlerweile heftig auf die 
Versuche der AfD, die Meinungsfreiheit an Schulen einzuschränken

Die Schüler_innenkammer, 
der DGB und die GEW hatten 
alle direkt Betroffenen dazu 
aufgerufen, für die Wahrung ele-
mentarer demokratischer Rech-
te auf die Straße zu gehen. Ziel 
des Demozuges: Die Hambur-
ger Parteizentrale der AfD. Die 
Stimmung auf der Versammlung 
im Curio-Haus vor der Demo 
war gespannt-kämpferisch. Es 
waren so viele gekommen, dass 
nicht alle in die Räume ABC 
passten, so dass einige im Vor-
raum, der Rotunde ordentlich die 
Ohren spitzen mussten, um von 
den Beiträgen etwas mitzube-
kommen. 

Auf dem Podium saßen unse-
re Vorsitzende Anja Bensinger-
Stolze und Fredrik Dehnerdt 
als einer ihrer Stellvertreter, der 
DGB hatte Christian Kröhnke in 
Vertretung für die Vorsitzende 
Katja Karger geschickt und für 
die Schüler_innenkammer saß 
deren Vorsitzender Liam Zerg-
djenah mit am Tisch. Bevor spä-
ter mit fast 1000 Beteiligten die 
Demo losging, wurde annähernd 
zwei Stunden lebhaft darüber 
diskutiert, wie man gegen die-
se von der Boulevard-Presse so 
benannten Petzportale vorgehen 
sollte.

Fredrik, der sich in der GEW 
von Anbeginn der Sache ange-
nommen hatte, wies noch einmal 
mit aller Deutlichkeit darauf hin, 
dass Neutralität nicht heiße, dass 
man als Lehrer_in meinungslos 

den Schüler_innen gegenüber 
auftreten müsse, was Anja später 
in ihrer Rede auf der Abschluss-
kundgebung untermauerte: Die 
Kultusministerkonferenz erläu-
tere dies nämlich genauer: „Dort 
wo Schülerinnen und Schüler 
Standpunkte äußern, die mit 
der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung und den Men-
schenrechten nicht vereinbar 
sind, dürfen Lehrerinnen und 
Lehrer diese keineswegs un-
kommentiert oder unreflektiert 
lassen. Respekt vor Freiheit und 
Meinung des Andersdenkenden 
bedeutet jedoch nicht Beliebig-
keit und Neutralität.“ Die Grund-
werte wie Freiheit, Gerechtig-
keit, Solidarität und Toleranz 
dürften niemals zur Disposition 
stehen, so unsere Vorsitzende 
weiter.

Kai Kobelt, Vorsitzender der 
Lehrer_innenkammer, ergänz-
te: Auch wenn diese Plattform 

anscheinend von niemandem 
genutzt werde, so sei sie doch 
ein Symbol, das uns an die Zeit 
zwischen 1933 und 1945 erinne-
re. Wir wehren uns gegen eine 
intransparente, manipulative und 
Vertrauen zerstörende, anonyme 
Plattform, die der Denunziation 
von Kolleginnen und Kollegen 
Tür und Tor öffnet, so Kai in 
seiner Rede. Er schloss mit den 
Worten: „Wehret den Anfän-
gen!“

Christian Kröhnke vom DGB 
zitierte Hannah Arendt mit den 
Worten: „Niemand hat das Recht 
zu gehorchen!“ und fuhr fort: 
„Es ist unsere Pflicht (...) eine 
freie und demokratische Gesell-
schaft aufrechtzuerhalten. Und 
das zeigen wir heute und auch in 
Zukunft!

Und dann kam Liam Zergdje-
nah von der Landesschüler_in-
nenvertretung. In einer feurigen 
Rede geißelte er nochmals das 

Aufgebrachte Stimmung im Curio-Haus – Generationen übergreifend – 
gegen den Versuch der AfD, die Meinungsfreiheit einzuschränken
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Sie folgten ihren Eltern aus den Dörfern 
Anatoliens, Südeuropas und des Balkans 
nach Deutschland oder kamen in einem  
Arbeiterviertel der Bundesrepublik zur 
Welt. Ihre Väter und Mü�er sollten in 
Deutschland als »Gastarbeiter« den  
Wirtscha�saufschwung beügeln. Die 
»Daughters and Sons of Gastarbeiters«, 
eine Gruppe von Autorinnen und Autoren 

aus unterschiedlichen Städten Deutschlands, haben sich zusammengefunden, um 
diesen Teil der deutschen Nachkriegsgeschichte sichtbar zu machen. Sie  
erzählen persönliche Geschichten und leisten damit  einen Beitrag zur deutschen 
Erinnerungskultur.  
In einer Zeit, in der die Öffentlichkeit permanent auf ethnische und religiöse  
Hintergründe hingelenkt wird, erscheint es umso wich�ger, die Deba�e auf die 
konkrete Lebenswirklichkeit von Menschen mit Migra�onserfahrung zu lenken, 
um sich damit den gängigen Überfremdungsrhetoriken und Ausgrenzungs‐
mechanismen zu stellen.  
Es lesen: Eva Andrades, Çiçek Back, Serkan Deniz, Nilüfer Şahin, Zoran Terzić und 
Miguel Zamorano. Mehr Informa�onen zu den »Daughters and Sons of Gastarbei‐
ters« unter www.gastarbeiters.de 

GEW Salon 

Freitag 26. Februar 2016, 19.30 Uhr 
kostenlos für GEW‐Mitglieder, 5€ für Nicht‐Mitglieder 
Hamburg, GEW‐Geschä�sstelle, Rothenbaumchaussee 15 

Infos zu inhaltlichen Fragen und weiteren Angeboten:  
Frank Hasenbein, Referent für gewerkscha�liche Bildungsarbeit 
Tel. 040 ‐ 41463319, E‐Mail: hasenbein@gew‐hamburg.de 
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Dirk Mescher (V.i.S.d.P.),  
GEW Hamburg , 
Rothenbaumchaussee 15,     
20148 Hamburg 
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Vorgehen der AfD. „Wir Schüler 
und Schüler_innen werden von 
der Alternative für Deutschland 
instrumentalisiert. Wir werden 
den 220.000 Schülerinnen und 
Schüler in Hamburg deutlich 
machen, dass diese Plattform 
den Schulfrieden gefährdet!“ 
Und in Bezug auf das Neutrali-
tätsgebot mahnte der Vorsitzen-
de der Schüler_innenkammer: 
„Sowohl Lehrer_innen als auch 
Schüler_innen dürfen menschen-
feindliche Aussagen im Unter-
richt nicht dulden und unsere 
Eindrücke der Vergangenheit 
bestätigen, dass wir hierzu keine 
extremistische Partei benötigen, 
um solche Fälle zu erkennen, das 
schaffen wir auch allein.“

Aber zum Glück war man 
nicht allein auf der Demo. Ei-

gentlich war Regen angesagt 
gewesen, aber plötzlich war es 
nahezu frühlingshaft warm. Für 
eine kurze Zeit konnte mensch 
einen „Spirit“ spüren, der – be-
günstigt wohl durch die üppi-
ge weihnachtliche Dekoration 
in der Innenstadt – das Gefühl 
entstehen ließ, als wüchsen ei-
nem Flügel. Was da an diesem 
Abend in dieser von der Weih-
nachtsbeleuchtung in eine Glit-
zerwelt verwandelten Innenstadt 
aufflackerte, war die spürbare 
Bereitschaft der Demonstrieren-
den – und dies wahrhaft genera-
tionsübergreifend –, sich für ihre 
demokratischen Rechte einzuset-
zen. Dies entsprach in würdiger 
Form dem, was vor noch gar 
nicht langer Zeit die Schüler_in-
nenkammer als Parole ausgege-

ben hatte: „Bringt die Politik auf 
die Straße!“ Im besten Sinne also 
gelebte Demokratie.

JOACHIM GEFFERS

Liam Zergdjenah sprach 
stellvertretend für 220 000 
Hamburger Schüler_innen

PRESSEMITTEILUNGEN DER GEW

Zur Denunzierung engagierter Lehrkräfte
Das AfD-Portal zur Denunzierung engagierter 

Lehrkräfte ist seit zwei Monaten freigeschaltet. 
Seitdem verkündet die AfD, dass ihr viele Berich-
te zugeleitet würden und sie diese als angebliche 
Verstöße gegen das Neutralitätsgebot an die Be-
hörde weiterleiten wolle. Gemeldet hat sie bisher 
– nichts.

„Dieser Sachverhalt zeigt, dass die AfD zwar 
viel heiße Luft verbreitet, ihre vermuteten Ver-
stöße aber gar nicht stattfinden. Ihre Behauptung, 
Schülerinnen und Schüler würden einseitig beein-
flusst, hat sie nun selber widerlegt. Ihre Versuche, 
Lehrkräfte einzuschüchtern und Schülerinnen 
und Schüler zu instrumentalisieren, wurden und 
werden von diesen erfreulich deutlich zurückge-
wiesen. So haben sich die SchülerInnen- und die 
Lehrerkammer gegen das Portal ausgesprochen, 
und viele Kollegien haben sich auch öffentlich 
gegen das Portal positioniert“, kommentiert Fre-
drik Dehnerdt, stellvertretender Vorsitzender der 
GEW Hamburg.

PM v. 21.11.2018

Offene Briefe zum AfD-Meldeportal sind 
zulässig

Im Kontext der Debatte um das AfD-Portal zur 
Denunzierung politisch engagierter Lehrkräfte 
haben mehrere Lehrkräfte, teilweise ganze Kol-
legien, Offene Briefe verfasst, in denen dieser 
Versuch, Einfluss auf Schule zu nehmen, deutlich 
zurückgewiesen und sich kritisch mit der AfD 

auseinandergesetzt wird. In einer Anfrage an den 
Senat wollte die AfD nun wissen, ob diese Briefe 
rechtlich zulässig seien. In ihrer Antwort stellt die 
Schulbehörde klar, dass sich diese Äußerungen 
im Rahmen dessen bewegen, was den Lehrkräf-
ten an Meinungsfreiheit zusteht.

„Wir begrüßen die deutliche Aussage der Be-
hörde, dass das Neutralitätsgebot nicht mit Wert-
neutralität verwechselt werden darf. Wir begrü-
ßen, dass sie sich vor die engagierten Lehrkräfte 
stellt. Ihre Antwort  verdeutlicht erneut, dass die 
AfD nicht verstanden hat, was politische Neutra-
lität überhaupt bedeutet. Verbieten will sie, was 
ihr nicht gefällt. Sie denunziert Lehrkräfte und 
instrumentalisiert Schülerinnen und Schüler für 
ihre rechtspopulistischen Anliegen. Wir begrü-
ßen die klare Haltung vieler Lehrkräfte und der 
Behörde ausdrücklich“, kommentiert Fredrik 
Dehnerdt, stellverstretender Vorsitzender GEW 
Hamburg.

Konkret bezog sich die Anfrage auf die Offenen 
Briefe von Lehrkräften der Max-Brauer-Schule, 
der Stadtteilschule Rissen und des Goethe-Gym-
nasiums. Weitere Briefe gibt es von Lehrkräften 
der Stadteilschulen Helmuth Hübener und Blan-
kenese. Die Briefe finden sich online, teilwei-
se auch auf den jeweiligen Schul-Homepages.  
Mehrere Stadtteilschulen und Gymnasien planen 
ähnliche Briefe.

PM v. 30.11.2018
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OFFENER BRIEF

Nachhilfe für AfD-Fraktion
Der Brief der Kolleg_innen der Max-Brauer-Schule steht stellvertretend 
für die mittlerweile vielen anderen, von denen die GEW Kenntnis 
erhalten hat

Auf Ihrer Website bieten Sie die (anonyme) 
Möglichkeit, Lehrerinnen und Lehrer zu mel-
den, bei denen ein „Anfangsverdacht” besteht, 
das schulische Neutralitätsgebot nicht zu be-
achten. Sie schrecken vor dem Zynismus nicht 
zurück, dies mit dem Kampf „für Meinungs-
freiheit und damit für eine lebendige Demokra-
tie” zu begründen.

Wir sind der Auffassung, dass Sie das Neu-
tralitätsgebot an Schulen missverstehen und 
versuchen, uns dadurch einzuschüchtern.

Wir begreifen Ihr Portal als Aufforderung 
zum Denunziantentum und lehnen diesen Zen-
surversuch als politische Unkultur entschieden 
ab.

Hiermit beanspruchen wir folgende Punkte 
für uns:
• �Wir informieren sehr kritisch über die Inhalte 

und Strategien der AfD und anderer Parteien 
und Gruppierungen mit demokratiefeindli-
chen Absichten.

• �Wir weisen Schülerinnen und Schüler explizit 
darauf hin, welche Gefahren von einem Er-
starken der AfD für die freiheitlich demokra-
tische Grundordnung ausgehen können.

• �Wir erarbeiten mit Schülerinnen und Schü-
lern im Unterricht die in mindestens Teilen 
der AfD vorherrschende ablehnende Haltung 
gegenüber Pressefreiheit, Menschenrechten 
und Rechtsstaatlichkeit.

• �Der Grundsatz der Max-Brauer-Schule lautet 
„Vielfalt ist Reichtum”. Wir sprechen an, dass 
wir dieses Prinzip durch eine Partei gefähr-
det sehen, deren Führungspersonal etwa in 
Deutschland lebende Türkinnen und Türken 
als “Kameltreiber” bezeichnet und Politike-
rinnen in Anatolien “entsorgen” möchte.

• �Wir diskutieren im Unterricht über die unter-
schiedlichen Spielarten der menschenfeind-
lichen Ideologie des Rassismus und bringen 
zur Sprache, dass wir diese Haltung in den 
Positionen und der Rhetorik der AfD wieder-
finden.

• �Wir thematisieren im Unterricht, dass die 

wiederholte und andauernde Reduzierung 
komplexer Sachverhalte verbunden mit der 
Schuldzuweisung auf eine Minderheit, die in 
der AfD stattfindet, der Rhetorik gleicht, die 
in der Massenvernichtung von Millionen von 
Menschen und einem Weltkrieg endete - was 
von Führungspersonen der AfD als “Vogel-
schiss” in der deutschen Geschichte aufge-
fasst wird.

• �Wer in der Schule seine politische Meinung 
frei ausspricht, muss sich der Diskussion stel-
len und keinerlei Sanktionen oder Einschüch-
terungen erwarten. Dieses Prinzip gilt in ers-
ter Linie für die Schülerinnen und Schüler, 
aber auch für uns Lehrkräfte.

• �Wir hetzen nicht. Wir bilden die politische 
Debatte um den Charakter der AfD in unse-
rem Unterricht ab und beziehen dazu Stellung 
(Beutelsbacher Konsens).
Wir sind der Überzeugung, dass es unsere 

Pflicht ist, unsere Schülerinnen und Schüler 
über die Instrumentarien einer wehrhaften und 
lebendigen Demokratie aufzuklären und sie zu 
ermutigen, sich an diesem Prozess zu beteili-
gen.

Wir handeln dabei nicht entgegen den 
Grundsätzen unseres Berufsstandes, sondern 
folgen unserem Diensteid, in dem wir uns ver-
pflichten, das Grundgesetz für die Bundesre-
publik Deutschland, die Verfassung der Freien 
und Hansestadt Hamburg und alle in der Bun-
desrepublik Deutschland geltenden Gesetze zu 
wahren.

Wir möchten mit diesem offenen Brief die-
jenigen Kolleginnen und Kollegen stärken, die 
durch Ihre Beschwerden bereits unter Druck 
geraten sind und rufen alle Kollegien der Ham-
burger Schulen dazu auf, es uns gleich zu tun.

Ferner rufen wir die Schulbehörde dazu auf, 
die von den Angriffen der AfD betroffenen 
Kolleginnen und Kollegen in größtmöglichem 
Umfang zu schützen.

Unterzeichnet von 106 Lehrkräften
der MAX-BRAUER-SCHULE
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TOTALITARISMUS-THESE

Beutelsbach – 
anders eingeordnet
Die Gleichsetzung von rechts und links führt notwendig zu einem Bruch mit 
emanzipatorisch Gesinnten, deren Vorstellung von Demokratie über das 
gegenwärtige gesellschaftliche Konstrukt hinausreicht

Vor dem Hintergrund mancher 
aus dem bürgerlichen Lager, die 
sich in ihrer Kritik gegen die AfD 
als die lupenreinen Demokraten 
darstellen, sei daran erinnert, wie 
diese mit ihrer Gleichsetzung 
von rechts und links weniger 
die Wahrung der Demokratie im 
Auge haben als vielmehr die ei-
gene Vorteilsnahme 

Bei der Frage, was die politi-
sche Bildung zu vermitteln hat, 
beriefen sich Vertreter_innen aus 
Wissenschaft und Bildung in den 
70igern auf die informelle Über-
einkunft des „Beutelsbacher 
Konsens“. Konservative Päda-
gog_innen erhoben warnend die 
Stimme: politische Bildung, die 
„gesellschaftskritisch“ ist und 
damit einen Beitrag zur Debatte 
der „Emanzipation“ leistet, ist 
nicht zulässig. „Selbstverständ-
lich [ist sie] der Demokratie 
verpflichtet“ (GWP 4/16). Dem 
stimmt die AfD auch zu und 
befürwortet vehement, emanzi-
patorische Gesellschaftskritik 
in und außerhalb von Schu-
le anzuprangern. Das Etikett 
„extrem(istisch)“ belegt die ab-
weichende Position, die damit 
letztlich durch Nichtzulassung 
ausgegrenzt wird.

Rückblickend war der Kon-
sens eine Reaktion auf die anti-
autoritäre Bewegung der Studen-
ten_innen, Schüler_innen und 
Lehrlingsbewegung der „68er“. 
„Mehr Demokratie wagen“ woll-
te Kanzler Brandt nach den Mas-
senprotesten, was aber nicht ein-
gelöst wurde. Etliche Menschen 
aus den „68igern“ nahmen „nach 
dem Muff von tausend Jahren“ 

den Wahlspruch und damit das 
Studium marxistischer Klassiker 
ernst. Sie wollten den „langen 
Marsch durch die Institutionen“ 
antreten und diskutierten über 
die herrschende Gesellschafts-
ordnung unter Zuhilfenahme der 
„Kritik der politischen Ökono-
mie“.

Totalitarismus – der Vorwurf 
führt zur Ausgrenzung aus 
dem öffentlichen Dienst 

Der demokratische Staat re-
agierte damals mit dem Radika-
lenerlass und säuberte den päd-
agogischen Betrieb mit Berufs-

verboten. In Beutelsbach wurde 
flankierend einer kritischen 
politischen Bildung mit emanzi-
patorischem Anliegen eine Ab-
sage erteilt. Die Konservativen 
feierten das Diskussionsverbot 
für gesellschaftliche Aufklärung 
– als `extremistisch oder totali-
tär´ verschrien – als Kapitulation 
linker Pädagogik. Im Vorwurf 
des „Totalitarismus“ oder „Ex-
tremismus“ werden Faschismus 
und Sozialismus gleichsetzt, ob-
wohl deren politische Vorstellun-
gen gegensätzlicher nicht sein 
können. Jedenfalls wurde das 
antikommunistische Erbe des 

Vorgängerstaats nach Kriegsen-
de bis heute gewahrt.

Die AfD knüpft lückenlos an 
diese ausgrenzende Verpflich-
tung für die Schulen an. Sie will 
das wuchtige Instrument der 
Volkserziehung im Fachbereich 
„Politische Bildung“ schärfen. 
Sie strebt Einfluss an auf Bil-
dungsprogramme, in der Jugend-
arbeit und der Erwachsenenbil-
dung. Das zielt auf Linke, deren 
Positionen als „extrem“ abqua-
lifiziert werden; Raumverbote 
oder Streichung der öffentlichen 
Förderung sind dann Mittel der 
Zurückdrängung. Einig ist sich 
die AfD mit fast allen Parteien 
darin, dass grundsätzliche Ge-
sellschaftskritik auf den Index 
gehört. Dass sich die anderen 
Parteien bei den Meldeportalen 
der AfD ans übelste Denunzian-
tentum erinnert fühlen, ist eigen-
artig. Auf einmal soll die Gefahr 
des Überwachungsstaates auf-
tauchen, wo aktuell verschärfte 
Polizeigesetze mit umfangrei-
chen Überwachungsmaßnahmen 
neue Repressionsinstrumente 
kreieren. Dazu passt, dass sich 
der Vorsitzende der KMK, Hol-
ter (Linkspartei), an das „dun-
kelste Kapitel deutscher Ge-
schichte“ erinnert fühlt, womit 
er nicht den Faschismus meint, 
sondern die DDR, deren Insas-
sen endlich 1990 „von Überwa-
chung und Denunziation befreit“ 
(faz.de 10/18) wurden.

FRANK BERNHARDT
Ruheständler

In Beutelsbach wurde 
einer kritischen 

politischen Bildung mit 
emanzipatorischem 

Anliegen eine Absage 
erteilt

Beutelsbach
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Geben Sie Gedankenfreiheit!
Schiller

Die CDU ist dabei etwas aufzukündigen, was es nie gab

Das, was man als jemand, 
der sich nun schon viele Jahre 
mit dem Thema Schulreform 
oder besser: Schulstruktur aus-
einandersetzt, ahnen konnte, 
nimmt Gestalt an: Die Hambur-
ger Christdemokraten, gebeutelt 
durch ihren Star, der ja durch-
aus Liebling der Medien war, 
dem vormaligen Bürgermeister 
Ole von Beust, hatte bekannter 
Maßen vor nunmehr 8 Jahren 
gewagt, etwas an der bis dahin 

als ehern geltenden Schulstruk-
tur zu ändern. Zusammen mit 
den Grünen setzte von Beust 
sich für ein längeres gemeinsa-
mes Lernen ein. Zwar war aus 
der ursprünglichen Idee einer 
‚Schule für Alle‘ bis Jahrgang 10 
ein Zwerg erwachsen, nämlich 
ein eingedampftes gemeinsames 
6-jähriges Lernen in einer neu 
benannten Primarschule, aber 
wie wir wissen, selbst daraus 
wurde nichts. 

Eine Volksinitiative, angeführt 
von einem bis zu diesem Zeit-
punkt eher unbekannten Rechts-
anwalt, Walter Scheuerl, konnte 
mit dem diskriminierenden Mot-
to: ‚Wir wollen lernen‘ Teile des 
Bürgertums hinter sich bringen, 
so dass es im Rahmen einer gut 
durchfinanzierten Kampagne 
gelang, große Teile des Klein-
bürgertums, das sich um die 
Früchte seines sozialen Auf-
stiegs gebracht fühlte, hinter sich 

 

An die Seite: 

François Gérard (1770–1837) – Schlacht bei Austerlitz 1805 (Gemälde von 1810) 
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zu bringen. Dabei waren es kei-
ne materiellen Werte, derer man 
verlustig zu werden glaubte, son-
dern die Angst um den eigenen 
Nachwuchs. Dieser hätte ja in 
einem solchen Fall mit Kindern 
zusammen lernen müssen, deren 
kulturelles Kapital nicht kompa-
tibel erschien mit ihren Vorstel-
lungen von zu erreichender guter 
Bildung. Ganz auszuschließen 
ist ebenfalls nicht, dass sich –
vielleicht nicht immer bewusst – 
bei der Vorstellung, dass sich bei 
dieser „Gleichmacherei“ zu Vie-
le mit dem gleichen Bildungs-
abschluss als Konkurrent_innen 
einmal gegenübertreten könnten, 
bei manchem ein Gefühl der Be-
drohung eingeschlichen hatte.

Nun war das Kuriose, dass 
alle in der Bürgerschaft vertrete-
nen Parteien für dieses oben be-
schriebene längere gemeinsame 
Lernen eingetreten waren und 
jetzt vom Volk – so muss man 
es wohl sagen – in ihre Schran-
ken verwiesen worden waren. 
Ein Lehrstück an Demokratie 
oder ein Hinweis darauf, dass 
die Privilegierten mit dieser Art 
von plebiszitären Elementen ein 
Spiel treiben können, das ih-
nen zum Vorteil gereicht, weil 
sie nicht nur finanziell, sondern 
auch ideologisch am längeren 
Hebel sitzen?

Wie dem auch sei – diese De-
batte wird wohl immer wieder 
von Neuen geführt werden. Die 

Staatsmacht hatte eine Schlappe 
erlitten, in deren Folge das Ober-
haupt, in diesem Fall der Erste 
Bürgermeister, zurücktrat.

Welche Spuren aber hatte dies 
in seiner Partei, der CDU, hin-
terlassen? Man kann davon aus-
gehen, dass die Mehrheit eher 
gegen das gestanden hatte, was 
von Beust wollte. Aber ähnlich 
wie im Bund Angela Merkel es 
vermocht hatte, durch ihre Wahl-
erfolge und ihre Persönlichkeit 
diejenigen zum Schweigen zu 
bringen, die man klassischer 
Weise zum wertkonservati-
ven Teil der Christdemokraten 
rechnet, war es in Hamburg der 
charismatische Ole von Beust, 
der lange als unangefochtener 

 

An die Seite: 

François Gérard (1770–1837) – Schlacht bei Austerlitz 1805 (Gemälde von 1810) 
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Lokalmatador seine politischen 
Spielräume nutzen konnte. Un-
abhängig davon, dass anzuneh-
men ist, dass er als einer der 
Modernisierer seiner Partei in-
haltlich das längere gemeinsame 
Lernen als Chance dafür be-
trachtete, ein wenig Ungleichheit 
aus der Welt zu schaffen, war es 
natürlich auch die eingegangene 
Koalition mit den Grünen, um – 
nach seinem furiosen Sieg über 
den Rechtsausleger Schill - über-
haupt weiterregieren zu können. 
Man erinnere sich: Der Statt-
Partei hatte er das Regierungs-
bündnis aufgekündigt, nachdem 
Schill als wichtigster Repräsen-
tant und Identifikationsfigur die-
ser Partei ihn u.a. wegen seiner 
Homosexualität zu diskreditie-
ren versucht hatte.

Aufstieg ...
In diesen an Shakespeare’sche 

Machthändel erinnernde Aus-
einandersetzungen hatte von 
Beust nach Aufgabe des Regie-
rungsbündnisses mit eben jenen 
Rechtspopulisten der Schill-Par-
tei und dem seinerzeit noch mit 
der Führung der FDP betrauten 
ehemaligen Konteradmiral Lan-
ge alles auf eine Karte gesetzt 
– und gewann! Die Neuwahlen 
brachten der CDU 47,2 Prozent 
der Wählerstimmen und da-
mit die absolute Mehrheit. Vier 
Jahre (2004-2008) konnten die 
Christdemokraten unter Ole von 
Beust daraufhin allein regieren, 
bis die Partei bei den Bürger-
schaftswahlen 2008 die absolute 
Mehrheit verlor. Dies war die 
Geburtsstunde einer der ersten 
schwarz/grünen Landesregierun-

gen. Der grüne Koalitionspartner 
mit Christa Goetsch im Amt der 
Schulsenatorin an der Spitze 
war aber nicht nur Notbehelf im 
Sinne eines Mehrheitsbeschaf-
fers, sondern diente von Beust 
zugleich als strategischer Bünd-
nispartner, um seine Partei zu 
modernisieren.

... und Fall
Das ging mehr schlecht als 

recht. Der Basis blieb nichts an-
deres übrig, als einige Kröten zu 
schlucken. Und kaum war Ka-
pitän Ole von Bord, gingen die 
Flügelkämpfe wieder los, die 
aber, im Nachhinein betrachtet, 
eher zum Erlahmen der Partei 
führten. Es gelang der CDU mit 
ihrem neuen Führungspersonal 
nicht, zu altem Glanz zurückzu-
kehren. Bei der letzten Bürger-
schaftswahl erzielte die größte 
Oppositionspartei gerade mal 
15,9 (!) Prozent der Stimmen.

Die einzige Chance, aus dieser 
Abseitsposition herauszukom-
men, sieht der jetzige Partei- und 
Oppositionsführer André Trepoll 

in der Brechung dessen, was als 
„Schulfrieden“ in der Öffentlich-
keit bekannt ist. Nach dem De-
bakel des verloren gegangenen 
Volksentscheids für oder gegen 
sechsjähriges gemeinsames Ler-
nen in Primarschulen hatte man 
versucht, mit diesem Label die 
Öffentlichkeit zu beruhigen. 
Genauer: die vermeintliche oder 
tatsächliche Verwirrung bei Tei-
len der Bevölkerung darüber, 
was denn nun in Hinblick auf 
das Lernen der richtige Weg 
sei, hatte das Gespenst der Po-
litikverdrossenheit an die Wand 
gemalt. Die Diskussion um 
die Schulstruktur sollte darum 
eingestellt werden. Für zumin-
dest 10 Jahre sollte man nicht 
mehr darüber reden. Zu schön 
schien nun die Aussicht, dass 
man mit dem 2-Säulen-Modell 
einen Weg gefunden hatte, um 
wenigstens nach außen hin sug-
gerieren zu können, jedem und 
jeder sei hiermit die Möglichkeit 
auf gleichberechtigte Teilhabe 
via Chancengleichheit in dieser 
Gesellschaft gegeben. Der ver-
meintliche Charme dieser Kon-
struktion: Mit einem Jahr länge-
rer Lernzeit (G9) wollte man die 
nicht aufs Gymnasium fixierten 
Eltern ködern, ihre Kinder an 
den Stadtteilschulen anzumel-
den. Dies scheint nun von den-
jenigen zur Disposition gestellt 
zu werden, die am lautesten 
sich dafür eingesetzt hatten, die 
klassische gymnasiale Schulzeit 
um ein Jahr zu verkürzen – das 

„Es gibt in Hamburg, anders als in anderen Bundesländern, mit der Stadtteilschule bereits eine 
profilierte Schulform, die das Abitur in neun Jahren anbietet“, heißt es in einer Erklärung der 
Vereinigung der Leitungen Hamburger Gymnasien und Studienseminare (VLHGS). Schüler_innen und 
Eltern könnten sowohl am Ende der Grundschulzeit als auch am Ende der zehnten Klasse 
entscheiden, ob sie ein Lernjahr mehr bis zum Abitur als am Gymnasium benötigen. „G8 am 
Gymnasium hat sich bewährt“, schreiben die Schulleiter. 

 

 

 

Ein strategisches Wehrdorf in Südvietnam 1964 

© US Army, Department of state publications 7724, released August 1964 Office of Media Services  

 

Oben in den Himmel: SCHULFRIEDEN PASSE´ 

Gymnasial-Schulleiter_innen gegen Schulzeitverlängerung
„Es gibt in Hamburg, anders als in anderen Bundesländern, 

mit der Stadtteilschule bereits eine profilierte Schulform, die das 
Abitur in neun Jahren anbietet“, heißt es in einer Erklärung der 
Vereinigung der Leitungen Hamburger Gymnasien und Studi-
enseminare (VLHGS). Schüler_innen und Eltern könnten sowohl 
am Ende der Grundschulzeit als auch am Ende der zehnten Klas-
se entscheiden, ob sie ein Lernjahr mehr bis zum Abitur als am 
Gymnasium benötigen. „G8 am Gymnasium hat sich bewährt“, 
schreiben die Schulleiter.

Ein strategisches Wehrdorf in Südvietnam 1964
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G8 also. Angeblich sei sonst die 
internationale Wettbewerbsposi-
tion der Deutschen gefährdet – 
so der Chor der Marktradikalen 
in CDU, Statt-Partei und FDP 
seinerzeit, weil doch alle Län-
der um uns herum so verfahren 
würden.

Was die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft anbelangt, so musste 
man sich damals wie heute dar-
um wohl keine Sorgen machen. 
Es muss andere Gründe dafür 
geben, warum so viele Bundes-
länder zurückrudern; zuletzt un-
ser Nachbarland Schleswig-Hol-
stein. Dass die Christdemokraten 
hier die lange regierenden Sozi-
aldemokraten aus der Regierung 
vertreiben konnten, hängt nicht 
unmaßgeblich mit deren Forde-
rung nach einem Zurück zu G9 
zusammen.

Die jetzige dortige Bildungs-
ministerin Karin Prien, seinerzeit 
als schulpolitische Sprecherin 
der CDU in Hamburg noch glü-
hende Vertreterin des 2-Säulen-
Modells, musste zurückrudern. 
Ihre Rechtfertigung, dass die 
Verhältnisse in einem Flächen-
land wie Schleswig-Holstein an-
dere Entscheidungen verlangten 
als in einem Stadtstaat wie Ham-
burg, klangen zwar hohl, waren 
aber die Voraussetzung dafür, 
dass sie überhaupt den Job antre-
ten konnte. 

Die Versuchung für Trepoll, 
es seiner ehemaligen schulpoli-
tischen Sprecherin gleichzutun, 
ist also groß. Zudem sitzt ihm 
die AfD im Nacken, von der 

anzunehmen ist, dass sie Ähn-
liches fordern wird. Bloß ist 
da ja noch die Abmachung mit 
den Sozialdemokraten, 10 Jah-
re lang am Status quo nicht zu 
rütteln. Was also tun? Den so-
zialdemokratischen Schulsena-
tor etwa aufzufordern, „Geben 
sie Gedankenfreiheit!“, hieße, 
sich der Lächerlichkeit preiszu-
geben. Damit aber der jetzige 
CDU-Oppositionsführer André 
Trepoll nicht offen als jemand 
vorgeführt werden kann, der 
den für die Sozialdemokraten so 
heiligen Schulfrieden – den es 
nie gab (s. hlz 7-8/2018, S. 27) 
– bricht, muss er seine Partei, um 
im Bild von Krieg und Frieden 
zu bleiben, als ‚Wehrdorf‘ nut-
zen. Er hofft und kann m.E. si-
cher damit rechnen, dass er auf 
der Tagung des Landesausschus-
ses (auch Kleiner Parteitag ge-
nannt) die notwendige Mehrheit 
für die Wiedereinführung des G9 
findet. (s. Kasten oben) Genauer: 
In einem elfseitigen Antrag mit 
dem Titel „Qualitätsoffensive 
für Bildung und Erziehung!“ der 
CDU-Bildungsexperten findet 
sich zwar kein Wort zur Frage 
G8 oder G9. Brisant ist aber ein 
Ergänzungsantrag, der jetzt im 
Landesvorstand einmütig be-
schlossen wurde. „Der nachvoll-
ziehbare Wunsch vieler Eltern 
und Schüler, die Schulzeit auch 
an den Gymnasien zu entzerren, 
darf von verantwortungsvoller 
Politik nicht ignoriert werden“, 
heißt es in dem Text. Die Um-
stellung auf G8 habe „neben 
Vorteilen auch Nachteile ge-

bracht“, etwa in Bezug auf das 
außerschulische Engagement, 
die ausreichende Vertiefung des 
Lernstoffs und die Persönlich-
keitsentwicklung der Kinder. 
„Für die Lösung des Problems 
gibt es ... die unterschiedlichen 
Möglichkeiten zur Lernzeitver-
längerung, wie Y-Gymnasien mit 
beiden Zweigen, eine einmalige 
Wahlmöglichkeit für die Ham-
burger Gymnasien oder eine in-
dividuelle Lernzeitverlängerung 
bis zum Abitur“, heißt es weiter.

Ob und in welcher Form die 
CDU tätig werde, soll im „Wahl-
programm der CDU Hamburg 
zur Bürgerschaftswahl 2020 
festgelegt“ werden. „Politik 
kann sich dem Wunsch nach in-
dividuellen Lernzeiten nicht ver-
schließen und muss darauf eine 
Antwort finden“, so der CDU-
Fraktionschef André Trepoll.

Dabei scheut er sich auch 
nicht, von der Chance auf län-
geres gemeinsames Lernen zu 
sprechen, wohlwissend, dass 
dies bislang nur im Kontext einer 
gemeinsamen Beschulung aller 
Kinder gemeint war. Aber sei’s 
drum - pädagogisch sprechen ja 
ohne Zweifel viele Gründe für 
eine Verlängerung der Schul-
zeit auch am Gymnasium, bloß 
bliebe damit der kleine Wettbe-
werbsvorteil der Stadtteilschule 
auf der Strecke. Diese ohnehin 
schon gebeutelte Schulform 
würde noch weniger angewählt 
und zu dem, was man früher in 
ähnlichen Zusammenhängen mit 
einem wenig menschenfreundli-
chen Begriff belegte: der Rest-
schule. Um der Düsternis einer 
solchen Entwicklung zu ent-
kommen, sei die Frage erlaubt, 
ob hiermit etwas auf den Weg 
gebracht wird, von dem man 
einmal sagen wird: Hier wurde 
die Krise zur Chance für ‚Eine 
Schule für Alle? Die Vorausset-
zungen für uns, sie zu erstreiten, 
sind vielleicht nur auf den ersten 
Blick schlechter geworden.

JOACHIM GEFFERS

Was in der Zwischenzeit geschah...
Die (Wehr-)Dorfbevölkerung in Hamburg 2018 spielte nicht 

ganz so mit, wie der große Vorsitzende es geplant hatte: „Mit uns 
wurde nicht über dieses neue Vorgehen (zurück zu G9) gespro-
chen“, empörte sich etwa Silke Ottow, Mitglied des Landesfach-
ausschusses Medien der Hamburger CDU in den Sozialen Medi-
en. Auf einer am 3.12. stattgefundenen Tagung des Landesaus-
schuss der CDU konnte André Trepoll zwar seinen Vorschlag, die 
verlängerte Schulzeit auf dem Wahlparteitag seiner Partei 2020 
zu entscheiden, durchsetzen. Aber die Mehrheit war knapp! Dies 
wird die Diskussion beflügeln, aber wer mit dem Rücken zur 
Wand steht, hat wenig Spielräume.
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50 JAHRE GESAMTSCHULE

Scheitern als Weg
„Sonnig, bisweilen neblig trüb“ – so die Atmosphäre bei der Jubiläums- 
veranstaltung zu „50 Jahre Gesamtschulen“ am Ort der ersten Schule dieser 
Art in Hamburg. Sie nennt sich immer noch Gesamtschule Alter Teichweg

Eingeladen hatte die GGG 
unter dem Motto: Es ist Zeit – 
bilden wir Hamburg! Der Titel 
versprach also nicht nur nostal-
gische Rückschau, sondern ließ 
eher die dahinterstehende Fra-
ge vermuten: Was machen wir 
mit den Erfahrungen, die wir in 
dieser Zeit gewonnen haben? 
Und wofür gewonnen? Da gab 
es dann doch unterschiedliche 
Vorstellungen. Während die 
Gastgeberin, die Vorsitzende des 
Vereins GGG, Anna Ammonn, 
den Abend mit der Frage ein-
leitete, „ob wir den Geburtstag 
einer jung gebliebenen 50jähri-
gen feiern oder einer mit 40 zu 

früh Verstorbenen gedenken?“, 
sich somit dafür aussprach, 
das Nebligtrübe nicht ganz au-
ßen vor zu lassen, ließ unser 
Senator sich nicht die Chance 
entgehen, alle Wohltaten sei-
ner Amtsperiode ins rechte und 
damit sonnige Licht zu rücken. 
Danach sei die Etablierung des 
2-Säulen-Modells – irgendwie 
eine Verlängerung dessen, wo-
für die Gesamtschule den Weg 
bereitet habe – ein Sprung nach 
vorne gewesen, um den uns na-
hezu alle übrigen Kultusminister 
beneideten. Ähnlicher Neid, was 
die Personalausstattung angehe. 
Der personelle Aufwuchs, so der 

Senator, also: die Neueinstellun-
gen, sei in einer Größenordnung 
erfolgt, die Kolleg_innen in an-
deren Bundesländern Tränen in 
die Augen treibe. 

Tränen in die Augen stiegen 
so manchen Zuhörenden, als 
Gloria Boateng später auf dem 
Podium von ihren Erfahrungen 
berichtete, wie sie ihrer schwar-
zen Hautfarbe wegen als Kind 
angespuckt, geschlagen, getre-
ten und in den Teich geworfen 
worden sei. Sie berichtete von 
ihrem Martyrium, nicht um in 
irgendeiner Weise Mitleid zu er-
heischen, sondern um zu sagen, 
dass es nicht besser geworden 

Im Hintergrund die Schüler_innen als Stimmungsbarometer – Talkrunde von links nach rechts Andre Mücke (IHK), 
Gloria Boateng (STS Bahrenfeld), Herbert Schalthoff (HH1), Ties Rabe (Schulsenator), verdeckt: Susanne Thurn 
(Laborschule Bielefeld)
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sei – eher das Gegenteil sei trau-
rige Realität! Sie, Gründerin des 
Vereins ‚Schlaufox‘, der äußerst 
erfolgreich über Bildungspaten 
versucht, benachteiligten Kin-
dern Unterstützung zukommen 
zu lassen und die Lehrerin an der 
Stadteilschule Bahrenfeld ist, 
weiß, wovon sie spricht, wenn 
sie so etwas sagt. 

Da waren sie und die übrigen 
Podiumsgäste schon mitten im 
Gespräch. Dass sich dieses nicht 
zu einem Streit entwickelte, da-
für sorgte der ja in Hamburg nur 
allzu gut bekannte Moderator 
Herbert Schalthoff vom privaten 
Fernsehsender Hamburg 1. Lo-
cker, flockig – so kann man wohl 
den Stil beschreiben – moderier-
te er das Gespräch. Auf diese 
Weise gelang es ihm, die nicht 
selten abgegriffenen Worthülsen 
der Gäste auf ein erträgliches 
Maß einzudampfen. 

Im Zentrum der Auseinan-
dersetzung stand die Frage, wie 
mensch Lernen solle. An dieser 
Stelle war die langjährige Schul-
leiterin der Laborschule in Bie-
lefeld, Susanne Thurn, in ihrem 
Element. Sie hielt ein flammen-
des Plädoyer für ganzheitliches 
Lernen, das allein interessen-
geleitet von den Kindern und 
Jugendlichen selbstbestimmt 
betrieben werden könne. Dafür 
stehe ihre Erfahrung aus 40 Jah-
ren pädagogischer Arbeit, dass 
allein dieser Weg das einzulösen 
vermöge, wofür Bildung stehen 
solle: Sich seiner Stellung in der 
Gesellschaft bewusst werden und 
daraus verantwortliches Handeln 
ableiten. Intrinsische Motivation 
sei die Voraussetzung für echte 
Lernprozesse. Alles, was unter 
Zwang den Kindern und Jugend-
lichen oktroyiert werde, gehe in 
die falsche Richtung und sei zum 
Scheitern verurteilt. 

Sekundiert wurde diese Über-
zeugung durch die Schilderung 
des pädagogischen Alltags, so 
wie Gloria Boateng ihn erlebt 
oder wie sie sich ihn auf jeden 
Fall wünscht, denn immer rea-
lisieren lasse es sich nicht. Sie 

berichtete, mit welcher Begeis-
terung Jugendliche in Projekten 
lernen, die sie selber entwickelt 
haben. Die Planung – Durchfüh-
rung –Auswertung seien Heraus-
forderungen, an denen sich viel 
eher das lernen lasse, was man 
später im Leben brauche. 

Die anwesenden Schüler_in-
nen waren auf der seitlich vom 
Podium vorhandenen Bühne po-
sitioniert und standen auf, wenn 
ihnen ein Beitrag gefiel. Ein sehr 
direktes Stimmungsbarometer, 
das bei den Protagonist_innen 
der beschriebenen neuen Lern-
formen positiv anschlug.

Als der Senator dagegen hielt, 
dass es aber auch auf messbare 
Ergebnisse ankomme, die dann 
nicht immer dem entsprächen, 
was man sich wünsche und wo-
raus er die Konsequenz gezogen 

habe, stärker als seine Vorgän-
ger_innen wieder auf die Beherr-
schung von Kulturtechniken zu 
setzen, blieben die Schüler_in-
nen sitzen. Vereinzelt standen 
aber welche auf, als er sagte, dass 
er den Schulen ja absoluten Frei-
raum lasse. Sie müssten lediglich 
liefern! D.h.: bei den zentralen 
Abschlussprüfungen gehe es 
knallhart um Punkte und damit 
um Noten. Und auch, wenn man 
dies vielleicht ablehne, komme 
man nicht darum herum festzu-
stellen, dass Noten nach wie vor 
der gängige Maßstab der aller-
meisten Auswahlverfahren sei-
en. Das bedeute für ihn, soziale 
Verantwortung zu übernehmen 
in der Gewissheit, dass jemand 
ohne gesicherte Basiskompe-
tenzen im Rechnen, Schreiben 
und Lesen in dieser Gesellschaft 

Gloria Boateng in ihrer Rolle als Repräsentantin von ‚Schlaufox‘ warb für 
die Förderung Benachteiligter
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nach wie vor nur in Ausnahme-
fällen bestehen könne.

Hier hätte man sich als 
Zuhörende_r gewünscht, dass 
der Moderator dann doch inhalt-
lich etwas zugespitzter mit der 
Frage gekontert hätte, ob und in-
wieweit unter diesen Umständen 
Reformpädagogik denn über-
haupt möglich sei? Bleibe damit 
eigentlich nur das übrig, was mit 
‚Learning and teaching for the 
test‘ gemeint sei? 

Relativierend zur Frage der 
Zensuren äußerte sich der Ver-
treter der Handelskammer André 
Mücke. Angenehm fiel auf, dass 
er es unterließ, das Klischee vom 
Jugendlichen, der überhaupt 
nichts mehr könne, zu bedie-
nen. Für ihn als Inhaber einer 
Werbeagentur seien die Noten 
tatsächlich sekundär. Stattdessen 
mache er sich ein Bild von den 
Bewerber_innen im Gespräch. 
Dieses sei sicherlich ein ganz-
heitlicherer Weg, eine Person zu 
beurteilen, als es eine Zeugnis-
note könne. 

Ganzheitlich traf dann die 
Frage eines Schülers die Disku-
tanten: Warum alle diese gut ge-
meinten pädagogischen Ansätze, 
über die nun so lange gesprochen 
worden sei, nicht realisiert wür-
den? Aber da war die Zeit schon 
so weit fortgeschritten, dass der 
Moderator dieser Frage nicht 
mehr den nötigen Raum geben 

konnte. 
Die ca. 200 anwesenden 

Nichtschüler_innen, überwie-
gend bekannte Gesichter aus der 
Szene, die sich mit Bildungspo-
litik seit Jahrzehnten beschäfti-
gen, hatten aber anschließend im 
Foyer genügend Möglichkeiten, 
sich über die Frage auszutau-
schen. Der Verfasser dieses Be-
richts hofft, dass es an den zahl-
reichen Tischen um Fragen ging 
wie: warum man jedes Jahr aufs 
Neue lesen muss, dass in keinem 
anderen Land der Bildungserfolg 
so stark vom Elternhaus abhängt 
wie hierzulande?, warum es 
nicht möglich ist, dass – wie in 
nahezu allen anderen Ländern 
üblich – auch hier die Kinder 

aus so genannten bildungsnahen 
Schichten mit denjenigen ge-
meinsam lernen , deren kulturel-
les Kapital als Viertklässler_in-
nen vermeintlich den Anforde-
rungen des Gymnasiums nicht 
genügt und diese stattdessen die 
Demütigung ertragen müssen, 
dass sie nur Zweite Wahl sind? 
Und wie es denn kommt, dass es 
mittlerweile nahezu die Einheits-
schule gibt: im Speckgürtel das 
Gymnasium, in vielen Gebieten 
südlich der Elbe die Stadtteil-
schule? Wenn man dann noch die 
ehemalige Leiterin der Labor-
schule, die davon sprach, dass 
sie für ihre im Univiertel gelege-
ne Schule 50 Prozent ihrer Schü-
ler_innen habe selbst aussuchen 
dürfen, damit hätte konfrontieren 
können, dass es heutzutage nahe-
zu kein Kind mit einer Gymna-
sialempfehlung an eine Stadtteil-
schule verschlägt, wäre man der 
Frage des Schülers, warum denn 
die tollen Ideen, wie man Schu-
le anders machen könne, nicht 
längst umgesetzt seien, sicher-
lich ein Stück näher gekommen.

Näher gekommen aber sind 
sich an diesem Abend auf jeden 
Fall die Gäste und die Schüler_
innen. Letztere haben nämlich 
ihre Rolle als Gastgeber_innen 
– nicht zuletzt auch in der Be-
wirtung – hervorragend wahrge-
nommen.

JOACHIM GEFFERS
Ties Rabe spricht über seine Verantwortung, Schüler_innen eine solide 
Grundbildung mit auf den Lebensweg zu geben

Susanne Thurn als vehemente Kämpferin für Reformpädagogik
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SPORT

Freundliches Angebot oder 
ausschließlich Lobbyarbeit?
Auf einem Symposium zur Bildung durch Sport trafen unterschiedliche 
Interessen aufeinander

Unter dem nicht gerade be-
scheidenen Titel Bildung durch 
Sport hatten die Hamburger 
TOPSPORTVereine zu einem 
halbtägigen Symposium am 5. 
November in die Kühne Logi-
stics University in die HafenCity 
geladen. Und viel Politik kam: 
Innen- und Sportsenator Grote 
mit zwei Staatsräten, den er-
krankten Bildungssenator Rabe 
vertrat der Staatsrat Schulz für 
eine halbe Stunde im Rahmen 
einer von insgesamt zwei Podi-
umsdiskussionen.

Als Veranstalter traten neben 
den bereits erwähnten TOP-
SPORTVereinen, einem Zusam-
menschluss der größten, mitglie-
derstärksten, somit einflussreich-
sten und finanzstärksten Ham-
burger Sportvereinen, die Bäder-
land GmbH, die steg Hamburg, 
der Hamburger Sportbund (die 
formal legitimierte Gesamtver-
tretung des organisierten Sports 
in Hamburg) und die Behörde 
für Inneres – Sportamt – auf. Die 
BSB – nicht gerade eine unbe-
deutende Instanz für die schuli-
sche Bildung in Hamburg – ge-
hörte merkwürdigerweise nicht 
zu den Veranstaltern. Lediglich 
zu einem Auftritt bei einer halb-
stündigen Podiumsdiskussion 
war die BSB geladen. Eben-
falls merkwürdig: Für die letzte 
Runde der Podiumsdiskussion 
war als Gast ein Vertreter des 
Deutschen Sportlehrerverbandes 
geladen. Ein Verband, der in ei-
nigen Bundesländern durchaus 
eine gewisse Rolle spielt, den 
in Hamburg jedoch so gut wie 
niemand kennt. Die Bildungs-
gewerkschaft GEW war ebenso 

wenig eingeladen und vertreten 
wie die sportwissenschaftlichen 
Einrichtungen der Universität.

Erstaunlich auch Auswahl 
und Zeitpunkt des Tagungsorts 
an einem Montagvormittag in 
einer privaten statt einer staatli-
chen Bildungseinrichtung. Wer 
heutige schulische Verhältnisse 
kennt, weiß, dass schulische Ver-
tretungen damit aus zeitlichen 
Gründen praktisch ausgeschlos-
sen waren. Oder wollte der Sport 
weitgehend unter sich bleiben? 

Die Wahl einer privaten Uni-
versität als Tagungsort entsprach 
durchaus einer gewisse Nähe zu 

einigen neoliberalen Vorstellun-
gen zum Thema, wie sie im Lau-
fe der Tagung durchschienen.

Die Untertitel zur Veranstal-
tung Wer bringt Bewegung in die 
Bildung? und Neue Allianz von 
Schule und Sportvereine weck-
ten einerseits hohe – allerdings 
nicht eingelöste – Erwartungen, 
ließen andererseits auch einige 
Befürchtungen aufkeimen. 

In allen Veranstaltungstei-
len – im Übrigen ohne reale 
Mitwirkungsmöglichkeiten des 
Auditoriums – wurde sehr viel 
Unterschiedliches, durchaus 

einiges Nachdenkenswerte, al-
lerdings nichts Neues über den 
Schulsport referiert. Stets wurde 
mehr oder weniger kenntnisreich 
und eher vorurteilsbeladen über 
den Schulsport und eben nicht 
mit Vertretungen/Expert_innen 
des Schulsports gesprochen. 
In zwei Keynotes wurden eher 
oberflächlich und anekdotenhaft 
Ergebnisse der offenbar heute zu 
Bildungsthemen unerlässlichen 
Hirnforschung vorgetragen. Die 
nun wahrlich nicht mehr neue 
Erkenntnis, wonach Lernen und 
Bewegung durchaus enge Be-
züge aufweisen, wurde allzu 
schnell in die sehr platte und in 
dieser Schlichtheit unzutreffende 
Aussage „Sport macht schlau“ 
umgemünzt und unhinterfragt 
als Beleg für quantitative Forde-
rung nach mehr Sportunterricht 
und Schulsport – notfalls auch 
zu Lasten anderer Inhalte schuli-
schen Lernens – angeführt. 

Das zunehmend in schulischen 
Zusammenhängen diskutierte 
Ziel einer „Bewegten Schule“, in 
der Bewegung, Spiel und Sport 
als Querschnittsaufgabe schuli-
scher Entwicklung begriffen und 
in allen schulischen Bereichen 
(qualitativ gesicherte und in-
klusive Bewegungsförderung in 
sämtlichen Formen und Fächern 
von Unterricht; außerunterricht-
liche Angebote für Bewegung, 
Sport und Spiel; ansprechende 
und anregende Raumgestaltung 
indoor und outdoor zusätzlich 
zum Sportunterricht) gefördert 
werden sollen, wurde während 
der gesamten Veranstaltung 
nicht ein einziges Mal auch nur 
erwähnt. Dabei lag das Thema 

Unzulässigerweise wurde 
von den Sportvertretern 

Bewegung ausschließlich 
synonym mit traditionellem 
Sport und nicht in der Trias 
Bewegung – Sport – Spiel 
gedacht und verhandelt
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eigentlich auf der Hand, als ein 
Bericht einer dänischen Kolle-
gin über die Frederiksbjerg Sko-
le Aarhus genau diese Option 
beschrieb. Unzulässigerweise 
wurde von den Sportvertretern 
Bewegung (mit Ausnahme von 
Staatsrat Holstein; BfI „Wir 
müssen Sport auch unterhalb 
der Schwelle `Sport`denken“) 
ausschließlich synonym mit tra-
ditionellem Sport und 
nicht in der Trias Bewe-
gung, Sport und Spiel 
gedacht und verhandelt.

Der Vertreter der Bä-
derland GmbH durfte – 
ebenfalls nicht be- und 
hinterfragt – das privat-
wirtschaftlich organi-
sierte Hamburger Mo-
dell zum Schulschwim-
men in der Grundschule 
als besonderes Erfolgs-
modell darstellen. Über 
das Modell lässt sich 
trefflich streiten – von 
der CDU einst einge-
führt, von der SPD da-
mals heftigst bekämpft, 
heute in der politischen 
Auseinandersetzung 
von der SPD als Er-
folgsmodell dargestellt 
und dafür von der CDU 
äußerst kritisch beäugt. 
Im Kontext der Zielset-
zung der Veranstaltung: 
Wer bringt Bewegung 
in die Bildung? weck-
te die prominente Darstellung 
dieses Modells der Auslagerung 
schulischen Unterrichts in pri-
vatwirtschaftliche Hände Be-
fürchtungen. Bietet es für die 
TOPSportverein etwa eine Folie 
für eigene Vorhaben? 

Solche Befürchtungen erhiel-
ten durchaus Nahrung durch 
Aussagen der wichtigsten Akteu-
re des Symposiums – der TOP-
SPORTVereine und des Hambur-
ger Sportbundes. Im Kern ging 
es deren Vertretern (sie waren 
tatsächlich alle männlich) dar-
um, die ebenfalls im Untertitel 
eingeforderte Neue Allianz von 
Schule und Sportverein im Sinne 

und Interesse der Sportorgani-
sationen zu definieren und Um-
setzungsstrategien dafür zu ent-
wickeln. Zwar wurde einerseits 
unisono konstatiert, die beste-
henden vielfältigen Kooperatio-
nen von Schulen und Sport seien 
in Hamburg strukturell durchaus 
sehr gut entwickelt, könnten 
aber – wer wollte dem wider-
sprechen?! – durchaus noch ver-

bessert werden. Wenn aber der 
Präsident des Hamburger Sport-
bundes mehr „Druck von oben“ 
auf die Schulen einforderte, die 
nicht so agieren, wie der Sport es 
sich vorstellt, lässt sich erahnen, 
was der Sport unter „Allianz“ 
versteht. Verstärkung erhielten 
solche „top down“-Vorstellun-
gen noch durch Aussagen eines 
Vereinsvertreters, der für sich 
„Zugriffsrechte“ auf Schulen 
reklamierte. Wenn nachvoll-
ziehbar ist, dass sich die Sport-
vereine in den Kooperationen 
mit Schulen nicht als „Dienstlei-
ster“ verstehen wollen, scheint 
der Anspruch, als „Anbieter 

von Bildungsgut auf Augenhö-
he mit Schule“ angesichts der 
Realitäten doch etwas sehr hoch 
gegriffen. Die schulischen Lehr-
pläne für Sport formulieren die 
Umsetzung eines durchaus an-
spruchsvollen Bildungsansziels 
für den Sportunterricht von aus-
gebildeten Sportlehrkräften. Ob 
dieser Anspruch von Übungs-
leiter_innen der Sportvereine in 

außerunterrichtlichen 
Sportangeboten einge-
löst werden kann, die 
oft als schlecht bezahlte 
Honorarkräfte mit zeit-
lich befristeten Verträ-
gen arbeiten müssen 
(dieses Feld ist von den 
Gewerkschaften im-
mer noch unbeackert!), 
erscheint zweifelhaft. 
Diese Zweifel werden 
nicht nur durch zahllo-
se Schulberichte (zu-
letzt in E&W 11/2018 
S. 14f.) bekräftigt. Sie 
finden sich ebenso als 
Ergebnis kürzlich vor-
gelegter Studien aus 
Niedersachsen und 
Rheinland-Pfalz, in 
denen sich die sehr 
hohe Fluktuation die-
ses Personenkreises 
als eines der größten 
Probleme in Koope-
rationen von Schulen 
und Vereinen heraus-
stellte. Der häufigste 

Grund für die Fluktuation liegt 
laut dieser Studien in der feh-
lenden Kompetenz im Umgang 
mit der Heterogenität der Schü-
lerschaft. Bei der Suche nach 
Optimierungsstrategien für die 
Zusammenarbeit von Schulen 
und Sportvereinen macht also 
ein einseitiges Fingerzeigen auf 
die Schulen wenig Sinn. Hier 
haben die Volksinitiative Guter 
Ganztag und die GEW andere 
und weiter reichende Vorarbeit 
geleistet, in der Vorschläge und 
Forderungen insbesondere zur 
qualitativen Entwicklung formu-
liert und die Beziehungsarbeit 
gerade in außerunterrichtlichen 
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Angeboten betont werden. Sol-
che Vorstellungen zielen deutlich 
auf Stärkung und Entwicklung 
der Persönlichkeit der Kinder 
und Jugendlichen ab und gehen 
damit weit über die formulierten 
Partikularinteressen der Groß-
sportVereine hinaus. 

Was sollte nun den Kern der 
neuen Allianz ausmachen? Wenn 
inhaltliche Aussagen zu Fragen 
der Bildung auf dem Sympo-
sium praktisch eine Leerstelle 
ausmachten, nahmen Forderun-
gen des Sports nach verstärkter 
Teilhabe an schulischen Res-
sourcen – sprich Schulsport-
stätten – umso größeren Raum 
ein. Die Forderung nach einer 
ganzjährigen Nutzung der Sport-
stätten unter Einschluss der Fe-
rienzeiten ist sicher berechtigt 
und nachvollziehbar. Unbeachtet 
blieb dabei allerdings, dass Neu-
anschaffungen, Wartung und Be-
trieb der Sportstättengeräte und 
-materialien ausschließlich aus 
den schulischen Budgets finan-
ziert werden. Erhöhte Nutzungen 
erfordern zwangsläufig höheren 
Aufwand. Zu wessen Lasten? 
Das Schweigen dazu weckt die 
Vermutung, dass schlicht auf 
Verlängerung der geübten Pra-
xis gesetzt wird – zu Lasten des 
schulischen Budgets. 

Mehrfach und nachdrücklich 
wurde gefordert, bei Neubauten 
von Schulsportstätten neben den 
schulischen die Interessen der 
Vereine gleichrangig zu berück-
sichtigen. In aller Regel werden 
bei Neubauten vor Ort sinnvolle 
und für alle Beteiligten nützliche 
Lösungen gefunden. Hellhörig 
machten allerdings weitergehen-
de Vorstellungen, nach denen 
schulische Sportstätten in die 
Verwaltung und den Betrieb der 
(Groß-)Vereine verlagert werden 
sollten, um „die Schulen organi-
satorisch zu entlasten“. Weiter-
gehend wurde sogar das bislang 
eherne Prinzip in Frage gestellt, 
nach dem jede Schule eine Halle 
und weitere Sportstätten zur Ver-
fügung haben muss, zugunsten 
größerer Sportstätten-Einheiten 

in der Trägerschaft von (Groß-)
Sportvereinen. Wenngleich si-
cher in dem einen oder anderen 
Fall andere, zeitgemäßere Lö-
sungen im bisherigen schuli-
schen Sportstättenbau angezeigt 
sein mögen, wie das präsentierte 
Beispiel des „Bürger- und Ge-
meinschaftszentrum Süderelbe“ 
der steg Hamburg zeigt, über-
raschte doch der vorherrschende 
Wunsch nach grundsätzlichem 
und allgemeinem „Zugriff“. 
Wenn von einem Beispiel be-
richtet wurde, in dem Schulen 
Sportstätten der Großvereine 
nutzten, kam im gleichen Atem-
zug die Forderung nach einem 
Budget für Schulen, aus dem 
diese die Nutzung vereinseige-
ner Sportanlagen gegen Entgelt 
finanzieren sollen. Kein einzi-
ges Mal kam zur Sprache, dass 
möglicherweise Großvereine 
ihre Sportstätten zeitweise auch 
kostenfrei für Schulen öffnen 
könnten. Immerhin stehen den 
Vereinen 50 Prozent der gesam-
ten Nutzungszeiten schulischer 
Hallen und deren Gerätschaften 
völlig kostenfrei zur Verfügung.

Was bleibt und was bleibt für 
die GEW zu tun?
- �Die Tagung „Bildung durch 

Sport“ konnte den Anspruch – 
zumindest den Bereich Bildung 
betreffend – in keiner Weise 
einlösen. 

- �Die TOPSportvereine präsen-
tierten sich als eine Lobby für 
ihre eigenen Interessen nach 
Wachstum und wirtschaftlicher 
Prosperität. Ihre Vorstellungen 
kollidieren durchaus mit den 
Lebensinteressen weniger gro-
ßer und kleinerer Sportvereine, 
die gerade in den Stadtteilen 
und Wohnumfeldern Partner 
insbesondere der Grundschulen 
sind und mit ihrer wohnortbe-
zogenen Kinder- und Jugendar-
beit eher gestärkt werden müs-
sten. Diese Konkurrenz wird 
schulterzuckend zur Kenntnis 
genommen: survival of the fit-
test.

- �Dass Schulen insgesamt das 
Interesse der Wirtschaft an 

Einflussnahme geweckt ha-
ben, ist längst bekannt. An 
zahlreichen Beispielen lässt 
sich dieser Lobbyismus schon 
jetzt im Schulsport nachwei-
sen. Viele Agenturen – auch 
Hamburger – tummeln sich 
einigermaßen erfolgreich auf 
dem Feld, sportliche Events 
mit werblichem Hintergrund 
an die Schulen zu bringen 
und üben sowohl inhaltlich 
als auch organisatorisch nicht 
unerheblichen Druck aus. Die 
Berichte von LobbyControl 
(Lobby Control: Lobbyismus 
in Schulen: Köln 2016) und der 
GEW (z.B. E&W 12/2016) be-
inhalten Schilderungen solcher 
Beispiele. Daher sollten wir 
sehr aufmerksam alle Versuche 
begleiten, in denen Einfluss auf 
schulische Ressourcen, Inhalte 
und Organisationsformen ge-
nommen werden soll. Dies be-
trifft in erster Linie Agenturen 
im Auftrag von finanzstarken 
Auftraggebern, aber ebenso 
Partikularinteressen verfolgen-
de Organisationen des Sports.

- �Die Organisatoren haben eine 
große Chance vertan, ein für 
Schulen und Vereine gleicher-
maßen bedeutsames Thema 
gemeinsam wirklich öffentlich 
und gemeinsam zu beraten. 
Eine Tagung ausschließlich 
mit friends unter Ausschluss 
von critical friends mag die 
vorgefassten Meinungen festi-
gen, lässt aber Zweifel an der 
Bereitschaft zur echten Koope-
ration aufkommen. Wer eine 
Veranstaltung zu einer neuen 
Allianz allein zur Positionie-
rung seiner eigenen Vorstellun-
gen zu Lasten der anderen Seite 
nutzt, hat Partnerschaft nicht 
richtig verstanden.

- �Einige Aspekte haben aber 
auch Desiderata unserer eige-
nen Arbeit aufgezeigt. In der 
GEW sind nach den sehr inten-
siv geführten Auseinanderset-
zungen um die Auswirkungen 
des Arbeitszeitmodells gerade 
auf die Sportlehrkräfte und um 
die Verlagerung des Schwim-
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munterrichts in die Bäderland 
GmbH Fragen des Schulsports 
sehr stark in den Hintergrund 
gerückt. Dabei ist dessen Be-
deutung für die Gestaltung 
einer qualitativ guten Ganz-
tagsschule eher noch gestiegen 
(siehe E&W 11/2018). 

Damit diese Situation sich 
wieder ändert, werden noch 
Kolleginnen und Kollegen ge-
sucht, die an dem gesamten 
Themenkomplex Schulsport 
und der Wahrnehmbarkeit der 
GEW auf diesem Feld Interes-
se haben. Für das neue Jahr ist 

eine Zusammenkunft für diesen 
Personenkreis geplant.

Interessierte melden sich bitte 
bei dem Kollegen Dirk Mescher: 
mescher@gew-hamburg.de

NORBERT BAUMANN
Sportausschuss der GEW

UNI/BERUFSBILDUNG

Exzellent daneben
Das Lehramtsstudium für Berufliche Bildung gerät auf die Schattenseite 
der universitären Strukturplanung

In der hlz 9-10/2017 wurde 
unter der Überschrift „Mehr 
als unstimmig“ über die Emp-
fehlungen der sogenannten 
Baumert-Kommission zur „Wei-
terentwicklung der Fakultät Er-
ziehungswissenschaft“ der Uni-
versität Hamburg berichtet. Die 
Kommission bestätigte in ihrem 
Gutachten die chronische Unter-
finanzierung der Fakultät, legte 
zugleich aber im Auftrag des 
Präsidiums ein Strukturmodell 
vor, nach dem sich die Fakultät 
zu einer Einheit entwickeln soll, 
„die sich selbst über Forschung 
definiere, national ... wettbe-
werbsfähig und international 
anschlussfähig sei und gleich-
zeitig sowohl im Hauptfach als 
auch in der Lehramtsausbildung 
qualitätsvolle Lehre anbiete“. In-
zwischen wird dieses Programm 
durch das Präsidium der Univer-
sität unter intensiver Begleitung 
der Gutachtergruppe konsequent 
umgesetzt.

Was das konkret im Rahmen 
einer Wissenschafts- und Hoch-
schulpolitik bedeutet, die alle 
Kräfte und Ressourcen mit dem 
Ziel darauf bündelt, die Uni 
Hamburg zur Exzellenzuniver-
sität zu entwickeln, hat sich in 
den letzten zwei Jahren immer 
deutlicher gezeigt: Einen drama-
tischen Umbau dieser Fakultät, 
bei dem vor allem anderen die 

hoch spezialisierte Forschungs-
leistung im internationalen Kon-
text zählt, gemessen vor allem 
an konkurrierend eingeworbe-
nen Drittmitteln und Publikatio-
nen in referierten internationalen 
Fachzeitschriften. Die Qualität 
der akademischen Lehre tritt 

zunehmend in den Hintergrund. 
Das Engagement von Wissen-
schaftler_innen für gesellschaft-
liche Reformprozesse im Rah-
men von Modellversuchs- und 
Begleitforschung wird als nach-
rangig betrachtet und das Enga-
gement von Wissenschaftler_in-
nen für die Weiterentwicklung 
des Hamburger Lehrerbildungs-
modells wird vor allem dann zur 
Kenntnis genommen, wenn es 
Forschungsmittel und internati-
onale Veröffentlichungen nach 
sich zieht. 

Die Situation in der Berufs- 
und Wirtschaftspädagogik
in Hamburg

Als prägnantes Beispiel die-

ser Entwicklung zog die hlz vor 
zwei Jahren die Situation am 
Institut für Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik (IBW) heran. 
Das IBW trägt die Hauptverant-
wortung für die erziehungswis-
senschaftlichen Studienanteile 
der zehn beruflichen Fachrich-
tungen im Lehramt an berufsbil-
denden Schulen. 

Die Strukturplanung der Uni-
versität sieht für diesen Bereich 
vor, dass sowohl für die Didak-
tik der gewerblich-technischen 
Berufe als auch für die der 
„personenbezogenen Dienst-
leistungsberufe“ jeweils eine 
„Bündelprofessur“ eingerichtet 
wird. Mit diesem Konstrukt der 
Bündelprofessur wird verdeckt, 
dass hier Didaktiken beruflicher 
Fachrichtungen zusammenge-
fasst werden, die in ihrem Wis-
senschaftsbezug wie in ihren be-
ruflichen Ausprägungen jeweils 
höchst unterschiedlich sind und 
für die es keine akademische 
Tradition gibt. 

Im Technikbereich umfasst 
die neue „Bündelprofessur“ das 
breite Spektrum der beruflichen 
Fachrichtungen Bau-, Chemie-, 
Holz-, Elektro- und Metalltech-
nik. Noch dramatischer stellt 
sich die Situation im Bereich 
der drei personenbezogenen 
beruflichen Fachrichtungen Er-
nährungs- und Haushaltswis-

Die Strukturplanung der 
Universität steht generell 
in der Gefahr, Forschung 

weitgehend von der Lehre 
abzukoppeln
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senschaften Gesundheits-, sowie 
Kosmetikwissenschaft dar. Das 
gesamte Spektrum der hier an-
gesiedelten Ausbildungsberufe 
soll, dem Willen des Präsidiums 
folgend, von einer Juniorpro-
fessur bearbeitet werden, von 
einem/r jungen Wissenschaftler/
in also, der/die sich auf dieser auf 
3 Jahre befristeten Stelle nach 
der Promotion seine/ihre ersten 
akademischen Meriten erwerben 
und sich weiter profilieren soll. 
Ihr zur Seite stehen drei Wissen-
schaftliche Mitarbeiter_innen für 
die Lehre (WiMiLe), meist abge-
ordnete Lehrkräfte beruflicher 
Schulen, auf halben Stellen. 

Im Zusammenspiel dieser Ju-
niorprofessur mit den WiMiLes 
muss im Idealfall der Zusam-
menhang der akademischen 
Lehre mit den Entwicklungen im 
Forschungsfeld und in den ein-
schlägigen wissenschaftlichen 
Diskursen gesichert werden, 
wenn man den Anspruch einer 
Lehrerbildung auf wissenschaft-
lichem Niveau nicht aufgeben 
will. Auf der Grundlage von 
halben Abordnungen mit einer 
gewissen Fluktuation einerseits 
und einer Juniorprofessur an-
dererseits, deren Inhaber_in vor 
allem nach ihrer/seiner speziali-
sierten Forschungsleistung beur-
teilt wird, wäre ein gelingendes 
Zusammenspiel ein ausgespro-
chener Glücksfall. Die kontinu-
ierliche Weiterentwicklung der 
beruflichen Fachrichtungen, die 
im Gesundheits- und Pflegebe-
reich ebenso dringlich ist wie im 
Bereich der gastgewerblichen 
– und Haushaltsberufe, könnte 
tatsächlich wohl nur von einer 
kompetent und erfahren besetz-
ten Dauerstelle auf W2/W3-Ni-
veau erwartet werden. 

Mit Blick auf die Struktur-
planung der Fakultät insgesamt 
fällt auf, dass man sonst durch-
gängig dem auch von der KMK 
vertretenen Prinzip folgt, dass 
die Fachdidaktiken der Unter-
richtsfächer auf W2/W3-Niveau 
professoral vertreten sein sollen. 
Allein im Bereich der berufli-

chen Fachrichtungen folgt man 
der Bündelungsidee, als hätte 
man nicht verstanden, dass die 
beruflichen Fachrichtungen doch 
den Unterrichtsfächern in den 
allgemeinbildenden Lehrämtern 
entsprechen. Dass man dann 
selbst noch auf der Bündelungs-
ebene eine Juniorprofessur auf 
W1-Niveau ausschreiben will, 
ist im Stellentableau der Fakul-
tät einmalig. Wer dabei an eine 
tief verankerte Geringschätzung 
beruflicher Bildung denkt, den 
wird die Tatsache noch nach-
denklicher stimmen, dass es 
sich bei den personenbezoge-
nen Dienstleistungen um eine 
Domäne handelt, in der weit 
überwiegend Frauen tätig sind. 

Segmentierung von
Forschung und Lehre:
Programm oder
Kollateralschaden?

Die Strukturplanung der Uni-
versität steht generell in der 
Gefahr, Forschung weitgehend 
von der Lehre abzukoppeln und 
sich damit endgültig vom Hum-
boldtschen Universitätsideal zu 
verabschieden, das so prägnant 
über dem Eingang zum Haupt-
gebäude der Universtität prangt: 
Der Forschung – der Lehre – der 
Bildung. Am IBW würden nach 
den Vorstellungen der Universi-
tätsleitung wohl fünf bis sechs 
abgeordneten Lehrkräften auf 
Halbstellen sowie zahlreichen 
Lehrbeauftragten langfristig nur 

Verantwortlich: Dirk Mescher, GEW Hamburg. Rothenbaumchausse 15, Hamburg. Gestaltung: Roland Kasprzak

20. Februar 2019, 19:00 Uhr
Curiohaus, Rothenbaumchaussee 11

Podiumsdiskussion
zur Perspektive der Berufsschullehrer_innenbildung

Ingo Schlüter, stellvertretender Vorsitzender des DGB-Nord
Rainer Schulz, Staatsrat der Behörde für Schule und Berufsbildung 

Katharina Fegebank, Senatorin der Wissenscha�sbehörde (angefragt) Prof. 
Dr. Dr. h.c. Dieter Lenzen, Präsident der Universität Hamburg (angefr.) 

Lehrender IBW Hamburg (angefragt)
Armin Grams, Handelskammer Hamburg (angefragt)

N.N., Fachscha�srat ...
N.N., Fachgruppe Berufliche Schulen in der GEW
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noch zwei bis drei Professor_in-
nen sowie zwei Juniorprofes-
sor_innen gegenüberstehen. Ob 
den Professor_innen jeweils 
Doktorandenstellen zugeord-
net würden, soll sich nach den 
Überlegungen zur leistungsbe-
zogenen Mittelvergabe vor allem 
nach deren Forschungsleistung 
bemessen: Die Professor_innen 
konkurrieren fakultätsweit um 
einen Pool von Mittelbaustellen, 
aus dem zusätzlich auch noch 
jene Stellen gezogen werden, mit 
denen man in Berufungsverfah-
ren um (forschungs-)exzellente 
Wissenschaftler_innen bestehen 
will. In dieser Konstellation ist 
es absehbar, dass die Profes-
sor_innen aber auch die wissen-
schaftlichen Mitarbeiter_innen 
auf Qualifizierungsstellen sich 
konsequent dem widmen, was 
ihnen Anerkennung im Wis-
senschaftssystem verspricht: 
Forschung, und zwar möglichst 
hochspezialisierte Grundlagen-
forschung im Kontext internati-
onal ausgerichteter Netzwerke. 
Schon jetzt wird unmissver-
ständlich kommuniziert, dass 
die Qualität akademischer Lehre 
kein relevantes Kriterium ist und 
dass entsprechend Kapazitäts-
probleme in der Lehre durch grö-
ßere Gruppen, mehr Vorlesungen 
und Klausuren zu lösen sind. 

Auch in Bezug auf die Art der 
gewünschten Forschung setzt 
die Hochschulleitung eindeutige 
Signale, die bereits eingangs an-
gesprochen wurden. Gewünscht 
ist Grundlagenforschung auf 
DFG-Niveau, weiterhin eine 
ausgeprägte internationale Sicht-
barkeit, was vor allem auf den 
angelsächsischen Sprach- und 
Hochschulraum zielt. Im Effekt 
wird damit hochspezialisierte, 
überwiegend dem naturwissen-
schaftlichen Paradigma folgen-
de, quantitativ orientierte Grund-
lagenforschung protegiert. Dies 
hat einen doppelten Effekt. Ei-
nerseits werden klassische For-
schungsformate der Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik entwer-
tet, die bis heute die Arbeit des 

IBW prägen: Modellversuchs-
forschung, Begleitforschung, 
Entwicklungsforschung meist 
in Kooperation mit beruflichen 
Schulen, Betrieben oder anderen 
Bildungsträgern und finanziert 
etwas durch das BMBF, das Bun-
desinstitut für Berufsbildung, 
den Europäischen Sozialfonds 
oder die Bildungsverwaltung. 
Gelder ohne Reputation. So 
bleibt etwa in der Forschungsbi-
lanz der Universität unbeachtet, 
dass das IBW das Ideenzent-
rum der Beruflichen Bildung für 
eine nachhaltige Entwicklung in 
Deutschland ist, dass hier inten-
siv an der Entwicklung koope-
rativer curricularer Planungs-
formate geforscht wird und dass 
hier mit dem Kernpraktikum für 
das berufsbildende Lehramt ein 
bundesweit beachtetes Konzept 
für die Kooperation von erster 

und zweiter Phase bei der Ge-
staltung praxisbezogener Forma-
te der Lehramtsausbildung eta-
bliert wurde. Der zweite, kom-
plementäre Effekt besteht darin, 
dass alle Anreize für etablierte 
Forscher_innen wie für junge 
Wissenschaftler_innen einsei-
tig darauf gerichtet sind, For-
schungsgegenstände zu wählen, 
die nicht zu stark im deutschen 
Berufsbildungssystems veran-
kert sind. Sie sollen Fragen ver-
folgen, die möglichst analytisch 
auf international vergleichbare 
Aspekte gerichtet sind und sie 
sollen die Ergebnisse schließlich 
in Englisch sprachigen journals 
einem internationalen Fachpub-
likum präsentieren, das oft nur 
aus wenigen Expert_innen be-
steht. All dies wäre nicht grund-
sätzlich zu beanstanden, wenn es 

nicht so einseitig, man möchte 
sagen: „alternativlos“ protegiert 
würde. Auf der Strecke bleiben 
dabei jegliche praxisbezogene 
Forschungsformate sowie alles 
Engagement, das auf die Verbes-
serung der akademischen Lehre 
und der Lehrerbildung gerichtet 
ist.

Perspektiven
Hamburg als anerkanntes Zen-

trum der Berufsbildungsreform 
in Deutschland braucht eine 
starke, gestaltungsorientierte 
Berufsbildungsforschung. Aufs 
engste damit verbunden das an-
erkannt exzellente Konzept der 
Hamburger Berufsschullehrer-
bildung sollte weiterentwickelt, 
nicht abgewickelt werden. Die 
Frage, wie die Universität Ham-
burg und ihr Institut für Berufs- 
und Wirtschaftspädagogik dafür 
aufgestellt sein sollten, haben 
weder das Baumert-Gutachten 
noch die Strukturplanung der 
Universität zufriedenstellend 
beantwortet. Es wäre aus unse-
rer Sicht wichtig, diese Frage 
im Kreis der gesellschaftlichen 
„Stakeholder“ zu erörtern und 
sie nicht allein im engen Refe-
renzsystem exzellenzorientierter 
Erziehungswissenschaftler_in-
nen zu verhandeln. Zu diesen 
„Stakeholdern“ gehören zum 
Beispiel das HIBB und das LI, 
die Ausbildungsverantwortli-
chen der Kammern sowie Ver-
treter_innen der Gewerkschaften 
und der Studierenden. 

Kurzfristig aber müssen alle 
Kräfte gebündelt werden, um 
den Irrweg der Juniorprofessur 
für die „personenbezogenen 
Dienstleistungen“ noch zu ver-
lassen. Es gilt, eine angemesse-
ne Widmung und Ausstattung in 
diesem Bereich sicherzustellen 
und genau hinzuschauen, wer 
sich mit welchen konzeptionel-
len Vorstellungen um die am 
IBW ausgeschriebenen Stellen 
bewirbt.

TADE TRAMM,
WERNER KUHLMEIER,

Uni Hamburg

Das anerkannt exzellente 
Konzept der Hamburger 

Berufsschullehrer_
innenbildung sollte 

weiterentwickelt, nicht 
abgewickelt werden
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Anmeldung 
bei Annette Meents (unter Angabe von Name, Adresse, 
Email) per Mail (meents@gew-hamburg.de), telef. (040-
41 46 33 22), online (gew-hamburg.de/seminare), per Post 
(GEW Landesverband Hamburg, Rothenbaumchaussee 15, 
20148 Hamburg) oder Fax (040 – 44 08 77). Ermäßigung gibt 
es für Erzieher_innen, Referendar_innen, Studis, Erwerbs-
lose. Nichtmitglieder zahlen mehr (auf Anfrage). Seminare 
mit Übernachtung beinhalten Vollverpflegung und Unter-
bringung im Einzelzimmer.

gb@-SEMINARE 2018

Griffelkunst
Weitere Infos und Seminarangebote unter 
gew-hamburg.de/seminare/gewerkschaftliche-bildung

Exposé-Schreibwerkstatt
für Studierende und
Promovierende
Das Exposé ist nicht mal schnell 
geschrieben, sondern fordert 
bereits eine aktive Auseinan-
dersetzung mit dem gewählten 
Thema. Vor diesem Hintergrund 
sollen neben dem eigenen Sch-
reiben Informationen zu Adres-
sat_innen, Aufbau, Inhalte sowie 
gute und schlechte Beispiele im 
Vordergrund stehen.
Dies wird ergänzt durch (kreati-
ve) Schreibübungen sowie Be-
wältigungsstrategien (Zeit– und 
Selbstmanagement, Realisie-
rung), vor allem bei der Erstel-
lung des eigenen Zeitplans.
Samstag 9.2.2019, 11 Uhr – 
Sonntag 10.2.2019, 17 Uhr
Bad Bevensen,
Gustav-Stresemann-Institut 
www.gsi-bevensen.de
Leitung: Ingrid Keller-Russell
Kostenanteil: 20 € für GEW-
Mitglieder incl. Verpfl.
(Nicht-Mitglieder 60 €)

55 Plus – Die besten Jahre 
kommen noch?!
Dieses Seminar ist für alle Kol-
leg_innen, bei denen der berufli-
che Ausstieg bzw. der Übergang 
in den Ruhestand / die Rente 
mehr und mehr in Sichtweite 
kommt. Während manchen 
körperliche Einschränkungen 
bewusst werden, blühen andere 
„Silver Ager“ vollkommen auf. 
Gemeinsam werden wir uns in 
diesem Seminar an den beruf-
lichen Ausstieg herantasten, 
aber auch die letzte Berufs-
phase betrachten: „Was darf so 
bleiben?“, „Was will ich nicht 
mehr?“ und „Wo geht vielleicht 
noch etwas völlig Neues?“.

Fr. 15.2.2019, 15 Uhr
Sa. 16.2.2019, 16 Uhr
Dersau, Leibers Galerie-Hotel  
www.leibers.de
Leitung: Simone Friedrich
Kostenanteil: 40 € incl. Unter-
kunft/Verpfleg. (ermäßigt 20 €, 
Nicht Mitglieder 150 €)

Tango und Klassenführung
Neu an der Schule oder im 
Referendariat – viel kommt auf 
euch zu! Über Unterrichtsvorbe-
reitung habt ihr einiges gelernt, 
das Thema Klassenführung 
kommt selten im Studium oder 
Referendariat vor. Gerade heute 
mit immer herausfordernderem 
Verhalten vieler Schüler_innen 
wird es jedoch zunehmend 
wichtig.
Im Seminar bietet sich die Mög-
lichkeit, auf körperlicher Ebene 
zu erfahren, was gute Führung 
ist und was unzureichende 
Führung bewirkt. Eine Einfüh-
rung in den Tango Argentino 
ermöglicht diese Erfahrungen. 
Wer also immer schon mal Tan-
go lernen wollte, ist in diesem 
Seminar auch richtig. In den 
Reflexionsphasen wird die Ver-
bindung zwischen Führung im 
Tanz und in der Klasse gezogen.
Fr. 22.3.2019, 17 Uhr
Sa. 23.2.2019, 15 Uhr

Hamburg, GEW-Geschäftsstelle, 
Rothenbaumchaussee 15
Leitung: Christa Günther
Kostenanteil: 20 € incl.
Verpflegung (ermäßigt 10 €, 
Nicht-Mitglieder 80 €)

Mitglieder gewinnen und 
mich dabei präsentieren
In diesem Seminar machen wir 
eine kleine Analyse der GEW-
Mitgliederstruktur, bekommen 
Informationen zu Hintergründen 
der Mitgliedergewinnung und 
Mitgliederwerbung, auch dazu, 
welche psychologischen Fak-
toren dabei eine Rolle spielen. 
Schließlich beleuchten wir, wo-
her unsere Widerstände gegen 
plumpe Werbeaktionen kommen 
und überlegen gemeinsam, ob 
und wie werbende Aktivitäten 
für die GEW Spaß machen 
können. In Übungen bekommen 
wir ein Feedback, wie authen-
tisch wir etwas präsentieren. So 
lernen wir in entspannter Atmo-
sphäre auch viel über uns selbst.
Samstag, 23.3.2019, 10-17 Uhr
Hamburg, GEW-Geschäftsstelle, 
Rothenbaumchaussee 15
Leitung: Maryam El-Ghussein, 
Frank Hasenbein
kostenlos für GEW-Mitglieder 
incl. leckerer Verpflegung
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SOZIALE BEWEGUNG

„Aufstehen“ – für was?
Steckt die Sammlungsbewegung in kaum auflösbaren Widersprüchen – 
fragt unser Autor

Wer möchte angesichts des-
sen, was sich in Deutschland, in 
Europa und weltweit abspielt, 
nicht aufspringen und „Halt!“ 
rufen, wie der Galeriebesucher 
in Kafkas Erzählung ›Auf der 
Galerie‹? An diesen Impuls ap-
pelliert die Sammlungsbewe-
gung „Aufstehen“. Aber anders 
als in der Erzählung rühren die 
Zweifel, die sich zugleich 
erheben, nicht vom fal-
schen Schein der Wirk-
lichkeit her, sondern vom 
Aufruf selbst. 

Dessen Anlass ist die 
nach Veränderung schrei-
ende allgemeine politische 
Lage. Daneben ist auch 
der Zwist der Initiatorin 
mit ihrer Partei ein Mo-
tiv. Sarah Wagenknecht 
reicht es nicht, ihren Zie-
len durch innerparteiliche 
Diskussion Aufnahme 
ins Parteiprogramm und 
somit durch diese Par-
tei politische Geltung zu 
verschaffen oder hält es 
für aussichtslos. Von au-
ßen mag das als Sache der Par-
tei erscheinen. Diese Sicht lässt 
aber einen funktionalen Aspekt 
der initiierten Sammlungsbe-
wegung außer Acht. Perspek-
tivisch ist Ziel der Bewegung 
die Gründung einer dem Aufruf 
programmatisch entsprechenden 
Partei. Das schließt die Initia-
torin, danach befragt, zwar aus, 
doch nicht so unbedingt, dass, 
falls ihr Vorhaben entsprechend 
erfolgreich ist, das Tor in diese 
Richtung geschlossen bleibt. Sie 
muss vielmehr daran interessiert 
sein, es offen zu halten. Denn 
eine Bewegung, die sich nicht 
wie soziale Bewegungen sonst, 
auf ein Problemfeld konzentriert, 

sondern auf das ganze Spektrum 
der gesellschaftlichen Probleme, 
kann in einer parlamentarischen 
Demokratie Veränderungen nur 
als Partei erreichen und das nicht  
allein, da die absolute Mehr-
heit illusorisch ist, sondern im 
Bündnis mit anderen Parteien. 
Rot-Rot-Grün wäre ein derarti-
ges Bündnisprojekt. Seine Re-

alisierungschancen sind indes-
sen auf absehbare Zeit in weite 
Ferne gerückt. Es würde, sobald 
die Sammlungsbewegung „Auf-
stehen“ Parteiformat annimmt, 
noch mehr in Frage gestellt, weil 
sie als Partei dann den drei an-
deren das Wasser abgraben und 
diese Konkurrenz das Bündnis-
Projekt usurpieren würde. Allein 
die heftigen Reaktionen ihrer 
eigenen Partei zeigen, dass die 
Linke das Vorhaben von Sarah 
Wagenknecht als parteischädi-
gend sieht. Deren heftige Sei-
tenhiebe gegenüber der SPD und 
den Grünen in ihrer Rede auf 
dem letzten Bewegungs-Treffen 
in Bochum werden die beiden 

derart angegriffenen Parteien es 
nicht anders sehen lassen. Wer 
also hofft, dass Rot-Rot-Grün 
dermaleinst gelingt, dem müssen 
Zweifel an der Sammlungsbewe-
gung „Aufstehen“ kommen, da 
sie dieses Bündnisprojekt pers-
pektivisch gefährdet. 

Diese Zweifel werden vor 
allem durch Publikationen von 

Andreas Nölke genährt, 
dem `Ideengeber´ der Be-
wegung, wie sie selbst ihn 
apostrophiert, in diesem 
Sinn also Mit-Initiator. In 
seinem Buch ›Linkspopu-
lär‹ schreibt er: „Es geht 
einer linkspopulären Posi-
tion ja schließlich um eine 
konkrete Verbesserung 
der Lebenssituation der 
ärmeren Bevölkerungs-
schichten im Rahmen der 
realen Machtverhältnisse. 
Sie muss daher auch be-
reit sein, Koalitionen mit 
anderen Parteien einzu-
gehen, um ihre Anliegen 
durchsetzen zu können.“ 

(Andreas Nölke, Links-
popular – Vorwärts handeln 
statt rückwärts denken, Frankf./
Main 2017, S.95). In dem on-
line-magazin ›TELEPOLIS‹ ar-
gumentiert er ebenfalls in diese 
Richtung: „Da die bestehenden 
Parteien derzeit nicht in der Lage 
sind, die links-kommunitaristi-
sche Ecke auszufüllen, liegt es 
nahe, hier eine neue politische 
Position zu formulieren. Eine 
solche Positionsentwicklung 
würde auch verhindern, dass 
grosse Teile der Bevölkerung 
ihre politischen Vorstellungen 
nicht realisiert sehen und da-
her nicht mehr zur Wahl gehen 
[…].“ (Ders., Die Krise der lin-
ken Parteien als Chance für eine 

https://www.aufstehen.de/ 
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linkspopuläre Position, In: Tele-
polis, 31. Januar 2018, S.2).

In beiden Zitaten ist zwar 
nicht explizit von Partei die 
Rede, sondern von politischer 
Position. Der jeweilige Kontext 
legt jedoch nahe, dass mit die-
sem Ausdruck implizit Partei 
gemeint ist. Nur eine Partei kann 
Koalitionen mit anderen einge-
hen, nur eine Partei kann formal 
gewählt werden. Das letzte Ka-
pitel von „Linkspopulär“ lässt 
kaum Zweifel, dass Nölke so zu 
verstehen ist. Dieses Kapitel ist 
ganz der Frage des Verhältnis-
ses einer linkspopulären Positi-
on zu den bestehenden Parteien 
und der Chance von bestimmten 
von ihnen gewidmet. Obwohl er 
anfangs klarstellt, dass mit dem 
Ausdruck `linkspopuläre Po-
sition´ nicht Partei gemeint ist 
(„Eine neue Partei zu gründen, 
ist nicht zielführend“), legt er – 
sich selbst widersprechend – in 
seiner weiteren Argumentation 
dann doch schrittweise die Per-
spektive auf dieses Ziel frei: 
„Eine linkspopuläre Position 
müsste aber auch über alternati-
ve Formen der Kontaktaufnah-
me mit potentiellen Wählern 
nachdenken“, und wenig später 
erwägt er Programmpunkte aus 
„der Sicht einer linkspopulären 
Partei“ und spricht damit expli-
zit aus, was mit dem Ausdruck 
`linkspopuläre Position´ implizit 
offenbar bereits gesagt war. 

Außer in dieser organisations-
politischen Hinsicht erscheint 
die Bewegung auch unter inhalt-
lichem Aspekt zweifelhaft. Je-
denfalls, wenn sie sich auch nach 
dieser Seite hin von A. Nölkes 
Ideen beeinflussen lässt. Sie sind 
vor dem Hintergrund des Kom-
munitarismus zu sehen, dem ein 
Menschenbild zugrunde liegt, 
das sich in Auseinandersetzung 
mit dem von der Aufklärung 
inspirierten Menschenbild ent-
wickelt hat. Während dieses den 
Menschen als selbstbestimmtes 
und weltoffenes Individuum 
darstellt, betrachtet der Kom-
munitarismus den Menschen als 

gemeinschaftsbezogen. Gemein-
schaft ihrerseits definiert durch 
ethnische, sprachliche kulturelle, 
religiöse Zusammengehörigkeit. 
Politisch-programmatisch resul-
tieren aus dieser kommunitaris-
tischen Auffassung Präferenzen, 
die sich im Gründungsaufruf 
allerdings kaum wiederfinden, 
vermutlich, um dessen Funktion, 
möglichst viele Menschen anzu-
sprechen und zu sammeln, nicht 
von vornherein zu gefährden. 
Nur im vorletzten Ziel des Auf-
rufs deutet sich dann doch eine 
dieser Präferenzen an, nämlich 
die für das Nationale. Sie wird 
kaschiert durch das Bekenntnis 

zu Europa: „Ein europäisches 
Deutschland in einem geeinten 
Europa souveräner Demokra-
tien“. Um an der Idee national-
staatlicher Souveränität festhal-
ten zu können, suggeriert diese 
Zielformulierung, ohne diese 
Einschränkung sei ein wirklich 
im Handeln geeintes Europa 
möglich. Damit rückt diese For-
mulierung in die Nähe des Slo-
gans `Europa der Vaterländer´, 
mit dem die AfD in den Europa-
Wahlkampf zieht.

Andreas Nölke stellt in seinen 
Publikationen den Kommuni-
tarismus als Bezugsgröße deut-
lich heraus. Beispielsweise im 
Rahmen seiner Erklärung des 
Unterschieds zwischen den Aus-
drücken „populär“ und „populis-
tisch“ anhand eines Diagramms. 
Darin stehen sich in der verti-
kalen Dimension Kosmopolitis-
mus und Kommunitarismus und 
in der horizontalen Dimension 
Links und Rechts als Parameter 

gegenüber. Das Diagramm ver-
anschaulicht, dass sich `populär´ 
von ‚populistisch´ durch „eine 
weniger radikale Verortung auf 
der Kommunitarismus-Dimen-
sion“ unterscheidet. Der Unter-
schied ist also nur ein gradueller. 
Inhaltlich sind beide Ausdrücke 
wegen ihrer Zugehörigkeit zur 
Dimension des Kommunitaris-
mus Verwandte in dessen Geist. 
Der führt Nölke politisch zu ei-
ner EU-kritischen und zu einer 
migrations- und euroskeptischen 
bzw. euroablehnenden Haltung. 

Nun ist keineswegs ausge-
macht, dass sich „Aufstehen“ 
von diesen Ideen vereinnahmen 
lässt. Sie finden sich zwar auch 
in manchen öffentlichen Äuße-
rungen Sarah Wagenknechts, 
deretwegen sie von ihrer Partei 
scharf kritisiert wird. Der Grün-
dungsaufruf ist aber außer dem 
genannten Punkt frei davon, wie 
auch dem Ziel einer Parteigrün-
dung. Die Präambel des Aufrufs 
weist ausdrücklich darauf hin, 
dass er die grundsätzliche Ge-
sinnung der Bewegung darstellt 
und kein vorgefertigtes Pro-
gramm. „Das Programm werden 
wir gemeinsam mit unseren An-
hängern erarbeiten“. Es besteht 
also Hoffnung, dass sich die 
Bewegung im Verlauf des Pro-
gramm-Erarbeitungsprozesses 
nicht vom kommunitaristischen 
Denken bestimmen lässt, son-
dern von den Losungsworten des 
Aufrufs: Gerechtigkeit und Frie-
den. Weil beides die Menschen 
sehr bewegt, hätte „Aufstehen“ 
mit diesen Zielen das Potential, 
Bewegung in die Politik zu brin-
gen und die Parteien, die diese 
Ziele als Kernpunkte in ihrem 
Programm haben, unter Druck 
zu setzen, mehr für deren Errei-
chung zu tun. Das gäbe auch für 
Rot-Rot-Grün wieder eine Chan-
ce und lässt trotz der dargelegten 
Zweifel hoffen und nicht resig-
nieren wie es der Galeriebesu-
cher am Ende seiner Geschichte 
tut.

JÖRG PETERSEN
Ruheständler

Während die Aufklärung 
den Menschen als 

selbstbestimmtes und 
weltoffenes Individuum 

darstellt, betrachtet 
der Kommunitarismus 

den Menschen als 
gemeinschaftsbezogen
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SCHWERPUNKT

Italien – was nun?
Mit ihren Haushaltsplänen mischt die rechtspopulistische 
Regierung die Europäische Währungsunion (EWU) auf

Die sind ja ganz schön keck 
– die Italiener_innen. Spucken 
Brüssel so richtig in die Suppe. 
Sie lassen nicht ab von ihrem 
Plan, sich in Höhe von 2,4 Pro-
zent ihres Volkseinkommens neu 
zu verschulden. Das dürfen sie 
aber nicht. So hat die EU das mal 
festgelegt – auch unter Beteili-
gung der damaligen italienischen 
Regierung (s. Kasten S. 32). 

Was bezweckt die populis-
tisch-rechtskonservative Re-
gierung mit ihrem Star Matteo 
Salvini von der Lega mit diesem 
Vorhaben und wer spielt da mit 
dem Feuer? Salvini, der direkt 
die EU herausfordert und indi-
rekt die Deutschen auffordert, 
von ihrer aggressiven Wirt-
schaftspolitik abzulassen oder 
jene Phalanx von Staaten, allen 
voran Deutschland, die nicht 
bereit sind, größere finanziel-
le Beiträge zu leisten, um die 
Fliehkräfte innerhalb der EU 
einzudämmen? Vor dem Hinter-
grund der Drohkulisse eines Zu-
sammenbrechens der Währungs-
union wird es innerhalb der EU 
noch viele Diskussionen geben. 
Den Vorwurf, dass Deutschland 
sich auf Kosten der übrigen EU-
‘Partnerländer‘ dank gemeinsa-
mer Währung Vorteile verschafft 
hat, gar auf diese Weise – quasi 
undercover – zu einer Art Hege-
mon innerhalb Europas heran-
wuchs, wird man dauerhaft nur 
entkräften können, wenn man 
bereit ist, mehr Verantwortung 
für die sozialen Verwerfungen in 
den von der Krise hart betroffe-
nen Ländern innerhalb der EWU 
zu übernehmen.

In der hlz 7-8/2018 habe ich 
auf S.42-44 unter der Überschrift 
„Jetzt ham wir den Salat“ ver-

sucht aufzuzeigen, wie durch die 
deutsche Politik die übrigen EU-
Länder in die Bredouille geraten 
sind. Zusammengefasst: Durch 
ein jahrelanges Lohndumping 
(Lohnsteigerungen unterhalb der 
Produktivitätsrate) haben sich 
die Deutschen Wettbewerbsvor-

teile verschafft, die auf Kosten 
der übrigen EU-‚Partnerländer‘ 
gingen. Die dadurch zustande 
gekommenen Handelsbilanz-
überschüsse hätten, wenn es die 
D-Mark noch gegeben hätte, zu 
einer starken Aufwertung ge-
führt, was wiederum die deut-
schen Produkte für ausländische 
Käufer_innen verteuert hätte. 
Die Nachfrage wäre gesunken. 
Die anderen Länder hätten wie-
der eine Chance gehabt, auch 

ihre Produkte im Ausland ver-
kaufen zu können. Dieses Kor-
rektiv ist mit Einführung des 
Euros aus der Welt geschafft 
worden. 

Wenn aber auf diese Weise die 
benachteiligten Länder in der EU 
nun mit einer höheren Arbeitslo-
sigkeit zu kämpfen haben, bleibt 
ihnen nichts anderes übrig, als 
mit höheren Staatsausgaben die 
damit einhergehenden sozialen 
Probleme abzumildern. 

Dies beschreibt kurzgefasst 
die Struktur der italienischen 
Krise. Die jetzige Regierung 
versucht nun, die wirtschaftlich 
starken Länder in der EU – und 
Deutschland nimmt dabei die 
Schüsselrolle ein – dazu zu be-
wegen, mehr Verantwortung zu 
übernehmen. Das, was schon im 
Zusammenhang mit der Grie-
chenlandkrise in der Diskussion 
war, kommt unweigerlich wieder 
auf den Tisch. 

Wenn für die Misere der von 
Krisen geprägten europäischen 
Mitgliedsländer der EU ursäch-
lich die wirtschaftlich Starken 
verantwortlich sind, ist es nur 
mehr als verständlich, Solidari-
tät einzufordern. Vordergründig 
geht dies über die Forderung 
nach Lockerung der Stabilitäts-
kriterien, im Hintergrund steht 
aber die Forderung, dass man 
die europäische Zentralbank 
(EZB) mit dem Recht ausstat-
tet, den Mitgliedsstaaten der 
EWU Geld zur Verfügung zu 
stellen. Für diese dann von der 
EZB auszugebenden so genann-
ten Euro-bonds wären dann alle 
Mitgliedsländer haftbar. Das 
heißt, das Risiko wäre höher und 
somit müssten diese Papiere vor 
dem Hintergrund der heutigen 

Den Vorwurf, dass 
Deutschland sich auf 
Kosten der übrigen 

EU-‘Partnerländer‘ dank 
gemeinsamer Währung 

Vorteile verschafft hat, gar 
auf diese Weise – quasi 
undercover – zu einer 

Art Hegemon innerhalb 
Europas heranwuchs, 

wird man dauerhaft nur 
entkräften können, wenn 

man bereit ist, mehr 
Verantwortung für die 
sozialen Verwerfungen 

in den von der Krise hart 
betroffenen Ländern 

innerhalb der EWU zu 
übernehmen
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Finanzmarktsituation mit einem 
höheren Zins ausgestattet wer-
den, als bspw. Gläubiger zurzeit 
bereit sind, für deutsche Staats-
papiere auszugeben. M.a.W.: die 
Zinslasten für die wirtschaftlich 
starken Länder würden steigen, 
die für die schwachen sinken. 

Die andere Variante traktiert 
Macron. Er will letztlich einen 
europäischen Haushalt, bei dem 
nationale Souveränitätsrechte 
aufgegeben werden müssten. 
Deutschland müsste dann sicher-
lich mehr zahlen, als es jetzt als 
so genannter Nettozahler leistet. 
Die eine oder die andere Lösung 
durchzusetzen dürfte die strate-
gische Überlegung Salvinis sein. 
Dagegen richtet sich deutlich 
der vor allem aus konservativen 
Kreisen in Deutschland unüber-
hörbare Aufschrei: Keine Trans-
ferunion! 

Damit keine Missverständnis-
se aufkommen: Wenn Konser-
vative diesen Begriff ins Feld 
führen, dann ist damit gemeint, 
dass Deutschland – so gefühlt 
– ohnehin schon die Hauptlast 

in der EU trägt. Wenn die fran-
zösischen Gewerkschaften in 
einer gemeinsame Erklärung mit 
dem DGB diesen Begriff ver-
wenden (s. S. 35), meinen sie es 
umgekehrt: Dann geben sie der 
Einschätzung der allermeisten 
im politischen Geschäft sich Be-
wegenden wieder, dass die Krise 
im Süden genau durch die oben 

beschriebenen Mechanismen 
verursacht ist.

Dass mittlerweile 80 Pro-
zent der Deutschen der Mei-
nung sind, dass wir mit der EU 
und dem Euro gut bestallt sind, 
lässt sich durchaus als Hinweis 
interpretieren, dass man aner-
kennt, dass der Euro ‚uns‘ was 
gebracht hat. Die noch vor nicht 
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Was soll das in der hlz?
Austeritätspolitik, wie sie derzeit, allen voran Deutschland, 

propagiert wird und nicht zuletzt durch die Schuldenbremse gar 
Verfassungsrang erhielt, trifft diejenigen Staaten, die mit hoher 
Arbeitslosigkeit zu kämpfen haben, sicherlich stärker als zurzeit 
die Mehrheit der deutschen Bevölkerung. So etwas kann sich 
schnell ändern. Auch Deutschland sah sich unter Kanzler Schrö-
der sowohl 2002 als auch 2003 gezwungen, die Neuverschuldung 
über das in Maastricht ausgehandelte Maß zu steigern.

In jedem Fall ist die staatliche Ausgabenpolitik gerade in der 
Krise entscheidend davon abhängig, ob und in welchem Maße 
sich der Staat verschulden darf. Und da die Ausgaben für Bildung 
in jedem Land einen der größten Posten darstellen, kann uns – 
ganz abgesehen davon, dass die Dinge letztlich alle miteinander 
zusammenhängen – nicht egal sein. Also, auch wenn’s manchmal 
etwas schwierig scheint und um die Ecke daher kommt: Es lohnt 
sich, ein paar Gedanken darauf zu verschwenden.

JG

Es gilt: Was des Einen Überschuss, ist des Anderen Defizit
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Euro-Ausstieg – 
Was dann?
Das Beispiel Island zeigt, dass man mit einer 
nationalen Währungspolitik nicht scheitern muss

Verschiedene Autoren (wir 
eingeschlossen) haben sich in 
der Vergangenheit mit der un-
serer Meinung nach falschen 
Ansicht, dass mit Wechselkurs-
anpassungen nach einem Euro-
Ausstieg wenig auszurichten sei, 
theoretisch auseinandergesetzt. 
Wir möchten die dort vorgetra-
gene Argumentation hier nicht 
wiederholen. Stattdessen wollen 
wir diese Behauptung empi-
risch überprüfen, und zwar am 
Beispiel Islands, eines Landes, 
dessen Währung sich zwischen 
2008 und 2009 drastisch abwer-
tete. 

Island bietet sich auch aus 
anderen Gründen für einen Test 
an: Zum einen handelt es sich 
um einen Fall aus der jüngsten 
Vergangenheit, zum anderen 
weist gerade Island alle Kriteri-
en auf, die nach Auffassung von 

Kritikern eines Abwertungs-
szenariums einer erfolgreichen 
Abwertungsstrategie im Wege 
stehen: Es handelt sich um ein 

sehr kleines Land 
mit einer wenig diversi-
fizierten Wirtschaftsstruktur, das 
in hohem Maße von Importen 

Abbildung 1: Devisenkurs der Isländischen Krone gegenüber dem Euro
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langer Zeit lautstarke Kritik der 
Euro-Skeptiker bis Gegner von 
AfD und Teilen der Union ist 
vielleicht nicht verstummt, aber 
deutlich leiser geworden. Sie 
wird erst wieder aufflammen, 
wenn es tatsächlich zu härteren 
Forderungen seitens derjenigen 
Mitgliedsstaaten kommen soll-
te, die sich gegenwärtig noch 
mit zahlreichen Pflastern aus 
dem Strukturfonds und anderen 
Töpfen abspeisen lassen. Salvini 
wird nun als erster den Lackmus-
test: Was ist dir die EWWU, also 
die europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion, wert? einfor-
dern. Danach kommt Macron … 

Wenn weder das eine noch 
das andere durchsetzbar scheint, 
wird Salvini sagen: Dann geben 

wir den Gedanken in die Runde, 
aus dem Euro auszusteigen. Also 
zurück zur Lira! Dass das nicht 
zwingend im Elend oder Chaos 
enden muss, haben bspw. die Is-

länder nach der Wirtschaftskrise 
2008 vorgemacht. Dies zeigt der 
nachfolgende Artikel. 

JOACHIM GEFFERS

Schuldenbremse

Alle EU-Länder mit Ausnahme Großbritanniens und Tschechi-
ens haben 2012 einen so genannten Fiskalvertrag unterzeichnet. 
Darin haben sich alle Staaten verpflichtet, „durch Bestimmungen 
verbindlicher und dauerhafter Art, vorzugsweise mit Verfassungs-
rang“ sogenannte Schuldenbremsen zu installieren. Eine solche 
Schuldenbremse verlangt von einem Land, dessen Staatsschul-
denquote 60 Prozent übersteigt (Italien liegt zurzeit bei über 130 
Prozent), dass sein sogenanntes strukturelles Defizit 0,5 Prozent 
des BIP nicht überschreiten darf. Da auch Italien diesen völker-
rechtlichen Vertrag unterzeichnet hat, wird dem Land nun formal 
zu Recht vorgeworfen, mit dem geplanten Haushaltsdefizit von 
2,4 bzw. aktuell mit 2,2 Prozent seinen vertraglichen Verpflich-
tungen nicht nachzukommen. JG

Isländische Krone



hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 12/2018	 35

abhängig ist (seine Importquote 
betrug im Jahr 2016 knapp 45 
Prozent und lag damit deutlich 
über derjenigen der Euro-Süd-
länder Spanien, Italien, Portugal 
und Griechenland). 

Sollte sich also feststellen las-
sen, dass sogar in diesem Land 
eine wirkungsvolle Abwertung 
möglich war, so kann wohl kaum 
noch behauptet werden, dass 
eine Abwertungsstrategie (nach 
einem Euro-Austritt) in großen 
Ländern mit einer vergleichs-
weise geringen Importabhängig-
keit wie etwa Frankreich, Spani-
en oder Italien, aber auch in klei-
neren Ländern wie Griechenland 
oder Portugal von vornherein 
zum Scheitern verurteilt wäre. 

Island geriet im Oktober 2008 
in eine schwere Finanzkrise. Die 
Bilanzsumme der drei größten 
Banken des Landes, die in dubi-
ose Immobilienkredite, Finanz-
wetten und Währungsgeschäfte 
verwickelt waren, war in den 
vorangegangenen Jahren auf 
mehr als das Zehnfache des BIP 
von Island angewachsen. Da die 
Operationen der privaten Ban-
ken in ihrer großen Mehrheit in 
Fremdwährungen stattfanden, 
die Banken damit in auslän-
discher Währung verschuldet 
waren, konnte die isländische 
Zentralbank ihnen nicht zur Sei-
te springen. Rund 90 Prozent 
des isländischen Bankensystems 
brachen im Oktober 2008 inner-
halb nur einer Woche zusammen 
und die Regierung musste mit ei-
ner Notstandsgesetzgebung ein-
greifen, um die Volkswirtschaft 
vor dem kompletten Kollaps zu 
bewahren. 

Wichtig ist nun, dass – ob-
wohl der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) mit einem 
Bereitschaftskreditabkommen 
(„Standby Arrangement“) in-
volviert war – die isländische 
Regierung nicht mit einer um-
fassenden Austeritätspolitik auf 
die Krise reagierte. Stattdessen 
wurden solange (zuerst sehr 
hohe) öffentliche Defizite zur 
Unterstützung des Wachstums 

hingenommen, bis die inländi-
schen privaten Ausgaben sich 
ausreichend erholt hatten. Dazu 
kamen weitere Maßnahmen wie 
die Abwicklung der Banken bei 
gleichzeitiger Sicherung der 
Einlagen und Kapitalverkehrs-
kontrollen. Einer der wichtigsten 
Faktoren, die zur raschen Über-
windung der Krise führten, war 
zweifellos die sehr starke Ab-
wertung der Isländischen Krone, 
die in Abbildung 1 gezeigt wird.

Die Krone wertete sich von 
88,53 Kronen je Euro im Sep-
tember 2007 auf 184,64 Kronen 
je Euro im November 2009 ab 
(die steigende Kurve in der Ab-
bildung zeigt eine Abwertung 
der Krone an). Danach stabili-
sierte sie sich mit der Erholung 
der Wirtschaft bis Anfang 2014, 
um anschließend sogar wieder 
etwas gegenüber dem Euro auf-
zuwerten. Diese Abwertung der 
Krone um rund 50 Prozent hatte 
genau den positiven Effekt, den 
Kritiker bezweifeln. 

Der US-amerikanische Öko-
nom Dean Baker vom „Center for 
Economic and Policy Research“ 
stellte bereits 2012 zur Entwick-
lung Islands fest: „Da das Land 

eine eigene Währung hat, konn-
te es viel von der notwendigen 
Anpassung an die Krise dadurch 
vornehmen, dass es den Wert 
seiner Währung relativ zu den 
Währungen seiner Handelspart-

ner sinken ließ. Dies verteuerte 
die Importe und reduzierte damit 
das Volumen der Importe dras-
tisch. Die niedriger bewertete 
Isländische Krone machte auch 
seine Exporte billiger, was zu ei-
nem starken Anstieg der Exporte 
führte“ (Übersetzung durch die 
Verf.). Das schlägt sich deutlich 
in der Entwicklung der Leis-
tungsbilanz nieder: Verzeichnete 
Island im Jahr 2008 noch ein im-
menses Leistungsbilanzdefizit in 
Höhe von 23,1 Prozent des BIP, 
so schrumpfte dieses danach 
Jahr für Jahr auf schließlich nur 
noch 4,1 Prozent im Jahr 2012. 
Im Jahr 2013 verbuchte Island 
dann sogar einen Leistungsbil-
anzüberschuss von 6 Prozent des 
BIP. Der positive Leistungsbi-
lanzsaldo blieb auch in den Fol-
gejahren bestehen.

Aber wie sieht es mit der In-
flation in Island aus? Hat die Ab-
wertung der nationalen Währung 
des Landes einen anhaltenden 
Inflationsschub ausgelöst, wie 
nach Wendl zu vermuten wäre?

Abbildung 2 zeigt, dass davon 
keine Rede sein kann. Zwar stieg 
die Inflation in Island (gemessen 
anhand des Verbraucherpreis-

index) in den Jahren 2008 und 
2009 als Folge der abwertenden 
Isländischen Krone (erwartungs-
gemäß) deutlich an, aber es han-
delte sich keineswegs um eine 
dauerhafte Entwicklung, denn 

Abbildung 2: Preisindex
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bereits 2010 sank die annuali-
sierte Rate wieder stark und lag 
bereits im Jahr 2014 wieder auf 
etwa gleicher Höhe wie 2003.

War vielleicht die Abwertung 
der Isländischen Krone des-
halb so erfolgreich, d.h. hat sie 
deshalb zu einer so deutlichen 
Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit Islands geführt (wie 
an der Entwicklung der isländi-
schen Leistungsbilanz ablesbar), 
weil sie mit einer entsprechen-
den Senkung der Reallöhne ein-
herging? 

Zur Erinnerung: Busch et al., 
denen Wendl weitgehend folgt, 
hatten behauptet, dass eine no-
minale Abwertung nur bei einer 
gleich hohen Reallohnsenkung 
zu einer Verbesserung der preis-
lichen Wettbewerbsfähigkeit 
führen könne: „Eine nominale 
Abwertung erhöht die Import-
preise und diese importierte In-
flation löst eine Preis-Lohn-Spi-
rale aus, die nach und nach den 
Effekt der nominalen Abwertung 
auffrisst. Deshalb argumentie-
ren Autoren wie Dornbusch und 
Fischer, dass eine nominale Ab-
wertung nur dann erfolgreich 
sein kann, wenn sie von einer 
gleichhohen Senkung der Real-
löhne begleitet wird.“

Abbildung 3 zeigt die Ver-
änderung des Reallohnindex in 
Island – getrennt nach privatem 
und öffentlichem Sektor – vom 
ersten Quartal 2005 bis zum 

vierten Quartal 2016. Zwar kam 
es mit der Abwertung der Krone 
tatsächlich zu einer beträchtli-
chen Reduktion des Reallohnni-
veaus in beiden Sektoren – ver-
ursacht vor allem durch die stei-
gende Inflationsrate in Island –, 
aber die Senkung der Reallöhne 
fiel deutlich geringer aus als die 
nominale Abwertung der Krone.

Dies zeigt bereits ein Ver-
gleich mit Abbildung 1, wenn-
gleich diese nur das Krone/
Euro-Verhältnis angibt. Aber 
auch wenn man verschiedene 
Wechselkursindizes – etwa des 
isländischen Statistikamtes Stati-
stics Iceland – heranzieht, die die 
Wertentwicklung der Krone ge-
genüber einem handelsgewich-
teten Korb anderer Währungen 

messen, ergibt sich ein sehr ähn-
liches Ergebnis: Die Abwertung 
der Isländischen Krone fiel kei-
neswegs mit einer gleich hohen 
Reallohnreduktion zusammen. 
Zwar sanken die Reallöhne in 
Island, aber bei weitem nicht um 
die vollständige Rate der Abwer-
tung. Trotzdem verbesserte sich 
– entgegen den Vorstellungen 
von Busch et al. Und ihrer Refe-
renzen Dornbusch/Fischer – die 
Wettbewerbsfähigkeit Islands 
ganz erheblich.

Aber nicht nur das: Wie aus 
Abbildung 3 ersichtlich, legten 
die Reallöhne bereits wenige 
Jahre nach ihrem Rückgang wie-
der spürbar zu und liegen heute 
merklich über ihrem Vorkrisen-
niveau. 

Ein Blick auf die Wachstums-
raten des BIP soll abschließend 
noch einmal zeigen, wie gut sich 
Island von der schweren Krise 
2008-2010 erholt hat (Abb. 4).

Nach vorläufigen Berechnun-
gen stieg das reale BIP in Island 
im letzten Jahr um 7,2 Prozent, 
nach 4,1 Prozent im Jahr 2015. 
Die „Süddeutsche Zeitung“ 
bezeichnete bereits vor knapp 
einem Jahr die wirtschaftliche 
Entwicklung in Island als „Wun-
der“. Ein „Wunder“ muss man 
aber gar nicht bemühen, um den 
Erfolg Islands zu beschreiben. 
Als Erklärung genügen eine 
kluge Wirtschaftspolitik und 

Abbildung 3: Entwicklung des Reallohnindex in Island
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Abbildung 4: Jährliche Wachstumsraten des BIP
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Das Europa, das wir wollen
Gemeinsame Erklärung der deutschen und französischen 

Gewerkschaftsbünde

100 Jahre nach dem Ende des Ersten Weltkrie-
ges, das zur Gründung der IAO führte und zu der 
Erkenntnis, dass „dauerhafter Frieden nur auf der 
Grundlage von sozialer Gerechtigkeit begründet 
werden kann“ und dass Arbeit keine Ware ist, 
befindet sich unser gemeinsames Projekt in einer 
schweren Krise: ein Europa des Wohlstands und 
Wohlergehens, das gastfreundlich, offen und de-
mokratisch ist und seinen Bürgern Chancen bietet. 
Diese Demokratie- und Vertrauenskrise, verbunden 
mit dem Aufstieg des Populismus, hat viele Gründe 
– allen voran die Tatsache, dass die sozialen und 
demokratischen Ideale des europäischen Projekts 
allzu oft missachtet werden. Die Arbeit wird dabei 
mehr und mehr zur Ware – aufgrund des ultralibe-
ralen Kurses, zu dem die Mitgliedsstaaten die Eu-
ropäische Union drängen. „Europa“ verbinden die 
Europäer heute eher mit Sozialdumping und damit, 
dass Arbeitnehmer gegeneinander in Konkurrenz 
gesetzt werden, als mit Frieden, Wohlstand und 
den geschaffenen Freiheiten. Die Wirtschaftspoli-
tik, die heute in der Europäischen Union praktiziert 
wird, gefährdet die Errungenschaften in den sozia-
len Rechten, im Umweltschutz und in der sozialen 
Demokratie in den Mitgliedsstaaten. Wenn Europa 
morgen noch bestehen will, muss es unsere Völker 
wieder näher zusammenbringen und einen Binnen-
markt schaffen, der die Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen verbessert und diese Rechte nicht nur auf 
nationaler Ebene, sondern auch in der Union för-
dert: im Zeichen des Fortschritts gleichwertige Le-
bens- und Arbeitsbedingungen voranbringen, das 
war einst das Leitbild der europäischen Einigung.

Wir setzen uns für einen starken und engen 
multilateralen Zusammenhalt auf unserem Konti-
nent ein. Um bestehen zu können, muss dieser den 
Erwartungen der europäischen Bürger und Arbeit-
nehmer entsprechen. Die Geschichte erinnert uns 
an die gemeinsame Verantwortung unserer beiden 
Länder bei der Sicherung des sozialen Friedens in 
Europa (Wir sind gemeinsam Träger der „Plattform 
des EGB für die Zukunft Europas“, verabschiedet 
am 27.10.2016).

Vor diesem Hintergrund kommt Deutschland 
und Frankreich als Zugkräften des wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Zusammenhaltes in 
Europa eine besondere Verantwortung zu. Unsere 
beiden Länder waren nicht nur entscheidend an 
der Gestaltung des europäischen Einigungsprozes-
ses beteiligt, sie profitieren auch in beträchtlichem 
Maße von der Europäischen Union. Wir fordern 
unsere Regierungen dazu auf, Antworten auf die 
Zukunftsfragen der EU und ihrer Architektur zu 
geben und so ihren Beitrag zur Solidarität und Auf-
wärtskonvergenz in Europa zu leisten.

Daher erwarten wir insbesondere von den Regie-
rungen Frankreichs und Deutschlands, dass sie in 
diesem Sinne handeln. So scheint es uns ein starkes 
Signal zu sein, bald einen neuen Elysee-Vertrag zu 
verabschieden – denn der „deutsch-französische 
Motor“ ist entscheidend, wenn wir Lösungen fin-
den wollen für die zahlreichen Herausforderungen, 
mit denen die Europäische Union konfrontiert ist. 
Dies bedeutet eine tiefgreifende soziale Erneue-
rung der Europäischen Union – die von einer bila-
teralen Initiative Deutschlands und Frankreichs an-

die Verfügbarkeit einer eigenen, 
souveränen Währung.

Um Missverständnissen vor-
zubeugen: Sicherlich lässt sich 
die Situation Islands nicht eins 
zu eins auf die der Euro-Kri-
senländer übertragen. Dennoch 

stellt sich bei einem Vergleich 
der ökonomischen Lage in wei-
ten Teilen des Euroraumes mit 
derjenigen in Island die Frage, 
ob nicht Länder wie z.B. Italien 
oder auch Griechenland gut be-
raten wären, einen Ausstieg aus 

dem Euro als ernsthafte Option 
in Erwägung zu ziehen.

GÜNTHER GRUNERT 
WALTER TOBERGTE

Abdruck mit freundlicher
Genehmigung aus:

MAKROSKOP v.16.5.2017
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Das Europa, das wir wollen 
Gemeinsame Erklärung der deutschen und französischen Gewerkschaftsbünde  

100 Jahre nach dem Ende des Ersten Weltkrieges, das zur Gründung der IAO führte und zu der Erkenntnis, dass 
„dauerhafter Frieden nur auf der Grundlage von sozialer Gerechtigkeit begründet werden kann“ und dass Arbeit 
keine Ware ist, befindet sich unser gemeinsames Projekt in einer schweren Krise: ein Europa des Wohlstands und 
Wohlergehens, das gastfreundlich, offen und demokratisch ist und seinen Bürgern Chancen bietet. Diese 
Demokratie- und Vertrauenskrise, verbunden mit dem Aufstieg des Populismus, hat viele Gründe – allen voran 
die Tatsache, dass die sozialen und demokratischen Ideale des europäischen Projekts allzu oft missachtet 
werden. Die Arbeit wird dabei mehr und mehr zur Ware – aufgrund des ultraliberalen Kurses, zu dem die 
Mitgliedsstaaten die Europäische Union drängen. „Europa“ verbinden die Europäer heute eher mit 
Sozialdumping und damit, dass Arbeitnehmer gegeneinander in Konkurrenz gesetzt werden, als mit Frieden, 
Wohlstand und den geschaffenen Freiheiten. Die Wirtschaftspolitik, die heute in der Europäischen Union 
praktiziert wird, gefährdet die Errungenschaften in den sozialen Rechten, im Umweltschutz und in der sozialen 
Demokratie in den Mitgliedsstaaten. Wenn Europa morgen noch bestehen will, muss es unsere Völker wieder 
näher zusammenbringen und einen Binnenmarkt schaffen, der die Lebens- und Arbeitsbedingungen verbessert 
und diese Rechte nicht nur auf nationaler Ebene, sondern auch in der Union fördert: im Zeichen des Fortschritts 
gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen voranbringen, das war einst das Leitbild der europäischen 
Einigung.  

Wir setzen uns für eine starken und engen multilateralen Zusammenhalt auf unserem Kontinent ein. Um 
bestehen zu können, muss dieser den Erwartungen der europäischen Bürger und Arbeitnehmer entsprechen. Die 
Geschichte erinnert uns an die gemeinsame Verantwortung unserer beiden Länder bei der Sicherung des sozialen 
Friedens in Europa.1 

Vor diesem Hintergrund kommt Deutschland und Frankreich als Zugkräften des wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Zusammenhaltes in Europa eine besondere Verantwortung zu. Unsere beiden Länder waren nicht nur 
entscheidend an der Gestaltung des europäischen Einigungsprozesses beteiligt, sie profitieren auch in 
beträchtlichem Maße von der Europäischen Union. Wir fordern unsere Regierungen dazu auf, Antworten auf die 
Zukunftsfragen der EU und ihrer Architektur zu geben und so ihren Beitrag zur Solidarität und 
Aufwärtskonvergenz in Europa zu leisten.  

Daher erwarten wir insbesondere von den Regierungen Frankreichs und Deutschlands, dass sie in diesem Sinne 
handeln. So scheint es uns ein starkes Signal zu sein, bald einen neuen Elysee-Vertrag zu verabschieden – denn 
der „deutsch-französische Motor“ ist entscheidend, wenn wir Lösungen finden wollen für die zahlreichen 
Herausforderungen, mit denen die Europäische Union konfrontiert ist. Dies bedeutet eine tiefgreifende soziale 
Erneuerung der Europäischen Union – die von einer bilateralen Initiative Deutschlands und Frankreichs 
angestoßen und getragen werden kann. Die Annäherung der sozialen Verhältnisse in unseren Ländern im 
Zeichen des Fortschritts muss in dieser Hinsicht richtungsweisend sein.  

Ein von den Bevölkerungen unterstütztes und akzeptiertes Europa muss die soziale Gerechtigkeit zu einer 
Priorität machen. Dieses Europa steht für die Solidarität, für die die Arbeitnehmer eintreten. Die entfesselte 
                                                      
1 Wir sind gemeinsam Träger der „Plattform des EGB für die Zukunft Europas“, verabschiedet am 27.10.2016.  
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gestoßen und getragen werden kann. Die Annähe-
rung der sozialen Verhältnisse in unseren Ländern 
im Zeichen des Fortschritts muss in dieser Hinsicht 
richtungsweisend sein.

Ein von den Bevölkerungen unterstütztes und 
akzeptiertes Europa muss die soziale Gerechtigkeit 
zu einer Priorität machen. Dieses Europa steht für 
die Solidarität, für die die Arbeitnehmer eintreten. 
Die entfesselte Konkurrenz und der Egoismus der 
Mitgliedsstaaten sind als Funktionsprinzipien ge-
scheitert. Dieses Europa bedarf, wohl bemerkt, ei-
nes Transfermechanismus; das liegt im Wesen der 
Solidarität. Die Wirtschafts- und Währungsunion 
ist de facto bereits eine Transferunion: Sie stärkt 
die leistungsstarken Mitgliedsstaaten zulasten der 
anderen – vor allem, indem sie junge Arbeitnehmer 
nach Westeuropa lockt, wo diese dann in die Sys-
teme der sozialen Sicherung einzahlen, während 
sie in ihren Herkunftsländern 
schmerzlich fehlen. Insbeson-
dere unsere beiden Länder pro-
fitieren davon. All das ist nicht 
nachhaltig. Die reichen Länder 
dürfen nicht damit weiterma-
chen, denjenigen die Solida-
rität zu verweigern, die noch 
ein Stück des Weges vor sich 
haben.

Die Umsetzung des Sozialen 
Europa bedarf allem voran einer Reform der wirt-
schaftlichen und sozialen Governance der Euro-
zone. In einer Region mit gemeinsamer Währung, 
aber ohne gemeinsame wirtschaftspolitische Inst-
rumente büßen notwendigerweise die Arbeiter für 
die Anpassungsvorgänge in den Mitgliedsstaaten. 
Sie sind es, die am meisten unter den Konsequen-
zen der internen Abwertung leiden. Deshalb for-
dern unsere Organisationen eine verbesserte öko-
nomische und soziale Governance, die mindestens 
die folgenden drei Elemente umfasst:
- �Ein europäischer Währungsfonds unter der Kont-

rolle des Europäischen Parlaments, um in Zukunft 
Zahlungsbilanzkrisen zu vermeiden, die sich in 
der Folge zu Haushaltskrisen der Mitgliedsstaa-
ten entwickeln können.

- �Ein gemeinsames Budget für die Euro-Zone, um 
die In-frastruktur im Sinne der „Just Transition“ 
zu modernisieren, Investitionen in nachhaltige 
Entwicklung zu lenken und die wirtschaftliche 
und soziale Konvergenz zu fördern.

- �Ein automatischer Stabilisator, bspw. in Form ei-
ner Europäischen Arbeitslosenrückversicherung, 
der künftige asymmetrische Schocks in der Euro-
Zone zu dämpfen vermag. Ein Abbau der sozialen 
Sicherung, wie er in Griechenland bereits stattge-
funden hat, darf sich nicht wiederholen.
Wir fordern europäische Institutionen, die in 

der Lage sind, das in Europa so weit verbreitete 

Sozial-, Steuer- und Lohndumping effektiv zu be-
kämpfen. Eine Europäische Arbeitsbehörde, die 
die Sozialpartner zusammenbringt, muss in erster 
Linie dazu befähigt werden, bei unlauterem Wett-
bewerb einzugreifen und diesen zu verhindern; au-
ßerdem muss sie dazu beitragen, grenzüberschrei-
tende Konflikte zwischen nationalen Behörden zu 
schlichten.

Unsere Organisationen rufen dazu auf, die sozia-
le Agenda und das soziale Modell Europas zu stär-
ken. Als sozial hoch entwickelte Länder müssen 
sich Deutschland und Frankreich für eine europäi-
sche Aufwärtskonvergenz einsetzen; dies erfordert 
vor allem harmonisierte Mindeststandards in der 
EU nach dem Prinzip des „gold plating“: diejeni-
gen, die sich höhere Normen wünschen, müssen 
diese auch anwenden können. Die steigenden Fort-
schritte des sozialen Europas zu garantieren, geht 

damit einher, das Prinzip des 
Rückschrittsverbots zu achten 
– nur unter dieser Bedingung 
können die EU-Acquis Be-
stand haben.

Da in nächster Zeit einige 
Schicksalsmomente für die 
Zukunft Europas anstehen, 
insbesondere die Wahlen zum 
Europäischen Parlament im 
Mai 2019, rufen wir die beiden 

Regierungen dazu auf, eine aktive Rolle in der De-
batte einzunehmen, um endlich neue Wege für un-
seren Kontinent zu gehen. Der soziale Fortschritt 
muss fortan gegenüber allen anderen Themen eine 
Priorität darstellen.

Das deutsch-französische Tandem muss, ge-
meinsam mit allen Europäern, den Weg weisen 
in Richtung eines Europas, das seine Bürger und 
Arbeitnehmer schützt und ihnen Rechte garantiert 
– ganz egal, wo sie ihrer Beschäftigung nachgehen. 
Nur so kann die verwerfliche Konkurrenzsituation 
zwischen Arbeitnehmern unterschiedlicher Her-
kunft beendet werden. Deren Anspruch auf eine 
soziale Demokratie, Tarifschutz und die Gewähr-
leistung kollektiver Rechte ist in dieser Hinsicht 
essentiell. Es muss möglich sein, durch Steuerein-
nahmen öffentliche Leistungen von hoher Qualität 
für alle Bürger zu finanzieren und Umverteilung 
zu betreiben, um gegen Ungleichheit zu kämpfen; 
gleichzeitig müssen die Steuersysteme harmoni-
siert werden, damit Steuervermeidung verhindert 
werden kann.

Seit der Krise von 2008 und der Austeritätspo-
litik in Europa sind es die Arbeiter, die unter den 
Folgen der „Finanzialisierung“ der Wirtschaft und 
der Bankenrettung leiden. Ihre Gehälter stagnieren 
und ihre Kaufkraft sinkt. Die Lebensverhältnisse in 
den verschiedenen Regionen Europas sind weit da-
von entfernt, sich anzugleichen. Die Unterschiede 

Die Wirtschafts- und 
Währungsunion ist de facto 
bereits eine Transferunion: 

Sie stärkt die leistungsstarken 
Mitgliedsstaaten zulasten der 

anderen
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zwischen effektiven Löhnen und Mindestlöhnen 
zwischen unseren beiden Ländern sind signifikant.

Wir müssen der Jugend eine berufliche Zukunft 
in Europa ermöglichen und gegen die Zunahme 
prekärer Arbeit kämpfen, welche aus der Deregu-
lierung in unseren Ländern resultiert.

Wir weisen die Idee einer „Festung Europa“ zu-
rück. Unsere Traditionen und Werte verpflichten 
uns dazu, diejenigen aufzunehmen und ihnen Gast-
freundschaft zu bieten, die bei uns Zuflucht suchen. 
Diese Offenheit muss solidarisch sein, vor allem 
gegenüber den Mittelmeer-Anrainerstaaten an der 
EU-Außengrenze, wo die Flüchtenden zum ersten 
Mal europäischen Boden betreten. Es ist nötig, 
diese Menschen in den Arbeitsmarkt zu integrie-
ren – und zwar unter denselben Bedingungen wie 
die einheimischen Arbeiter. Wer auf europäischem 
Gebiet oder auf Schiffen im Mittelmeer Hilfe für 
Flüchtende leistet, muss unterstützt und geschützt 
werden. Das internationale Recht verpflichtet uns 
zu Seenotrettung. Wir fordern daher unsere Regie-
rungen dazu auf, Schiffen in humanitären Einsät-
zen den Zugang zu ihren nationalen Seeflaggen zu 
erleichtern. Wir setzen uns für eine offene, demo-
kratische und tolerante Gesellschaft ein. Unsere 
Organisationen lehnen fremdenfeindliche Ten-
denzen, Rechtsextremismus und Populismus ent-
schieden ab, da diese unsere grundlegenden Frei-
heiten infrage stellen.

Das Pariser Klimaabkommen von 2015 bleibt 
in unseren Augen das zentrale Leitbild unseres 

Entwicklungsmodells. Nur eine „Just Transition“ 
in Richtung einer weniger kohlenstoffintensiven 
Wirtschaft kann Europa nachhaltigen Wohlstand 
bringen. Diese Veränderungen müssen durch die 
Zusammenarbeit unserer Länder entstehen und 
nicht in einem Kontext von zügelloser Konkurrenz.

In diesem Zusammenhang muss auch die Han-
delspolitik unseres Kontinents die soziale Siche-
rung und die Rechte der Arbeiter als notwendige 
Regeln zwischen den Mitgliedsstaaten anerken-
nen. Unterschiede zwischen den „Arbeitskosten“ 
dürfen in keinem Fall als legitimer Wettbewerbs-
vorteil im Handel zwischen Staaten gelten. Werden 
diese Regeln missachtet, so muss dies rechtlich 
bindende Folgen haben. Transnationale Konzerne 
und deren internationale Firmenzweige müssen als 
Auftraggeber haften. Ein verbindlicher Beschwer-
demechanismus für Geschädigte muss eingeführt 
werden.

Die Europäische Säule Soziale Rechte, die 
2017 in Göteborg ausgerufen wurde, zeugt von 
guten Vorsätzen. Jetzt ist es an der Zeit, dass die 
Mitgliedsstaaten Verantwortung übernehmen und 
ihren Worten Taten folgen lassen. Deshalb setzen 
sich unsere Organisationen für eine verstärkte so-
ziale Konvergenz unserer beiden Länder ein und 
sehen in der vertieften Zusammenarbeit zwischen 
Frankreich und Deutschland einen wichtigen Fak-
tor für ein soziales und solidarischeres Europa.

PARIS, DEN 9. NOVEMBER 2018

Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft 

Hauptvorstand 

GEW-Jahrestagung Internationales 
Bad Hersfeld, 8./9. Februar 2019 

Europa ist in keinem guten Zustand.  Rechtspopulistische und demokratiefeindliche Kräfte 
sind in vielen Ländern auf dem Vormarsch. Bei der Wahl zum Europäischen Parlament am 
26. Mai 2019 geht es um nicht weniger als um die Demokratie in Europa und die sozialen
Säulen der Europäischen Union.

 Welches Europa wollen wir?

 Was sind die Forderungen der Gewerkschaften zur Europawahl?

 Was können wir tun, damit die Menschen wählen gehen?

Diese Fragen wollen wir mit der GEW-Vorsitzenden Marlis Tepe, ihrem Stellvertreter 
Andreas Keller und Gästen des DGB und europäischer Bildungsgewerkschaften diskutieren.  
Dabei wollen wir uns nicht allein auf die EU beschränken, sondern die Perspektiven des 
ganzen Kontinents Europa ins Auge fassen und zudem auch einen Blick nach Lateinamerika 
richten.  Zielgruppe der Tagung sind haupt- und ehrenamtliche Kolleginnen und Kollegen, die 
sich für die GEW international engagieren.  

Freitag, 8. Februar 2019 

ab 15:00 Uhr Kaffee, Tee und Kuchen 

15:30 – 16:00 Uhr Begrüßung und Rückblick auf das Jahr 2018 
Marlis Tepe (GEW-Vorsitzende) 

16:00 – 18:00 Uhr Für ein Europa der Demokratie und Solidarität 
Gabriele Bischoff, DGB 

18:00 - 19:00 Uhr Abendessen 

19:00 - 20:30 Uhr Kurzberichte zur internationalen Arbeit 

GEW-Jahrestagung Internationales
Bad Hersfeld, 8./9. Februar 2019

Europa ist in keinem guten Zustand. Rechtspopulistische und demokratiefeindliche Kräfte sind in vielen Län-
dern auf dem Vormarsch. Bei der Wahl zum Europäischen Parlament am 26.Mai 2019 geht es um nicht weniger 
als um die Demokratie in Europa und die sozialenSäulen der Europäischen Union.
● Welches Europa wollen wir?
● Was sind die Forderungen der Gewerkschaften zur Europawahl?
● Was können wir tun, damit die Menschen wählen gehen?
Diese Fragen wollen wir mit der GEW-Vorsitzenden Marlis Tepe, ihrem Stellvertreter Andreas Keller und Gä-
sten des DGB und europäischer Bildungsgewerkschaften diskutieren. Dabei wollen wir uns nicht allein auf die 
EU beschränken, sondern die Perspektiven des ganzen Kontinents Europa ins Auge fassen und zudem auch 
einen Blick nach Lateinamerika richten. Zielgruppe der Tagung sind haupt- und ehrenamtliche Kolleginnen und 
Kollegen, die sich für die GEW international engagieren.

Freitag, 8. Februar 2019, 15:00 bis 20:00 Uhr
Samstag, 9. Februar 2019, 9:00 bis 15:00 Uhr

Die Tagung findet im Hotel am Kurpark, Am Kurpark 19-21, 36251 Bad Hersfeld statt
(http://www.hotelamkurpark.net). Die Teilnehmerzahl ist begrenzt.
Der Teilnahmebeitrag beträgt 30 € (Studenten, Arbeitslose und RuheständlerInnen: 20 €)
Die Anmeldung erfolgt online über die GEW-Internetseite: www.gew.de/internationales-2019
Anmeldeschluss ist der 15. Januar 2019. Fahrtkosten werden nach GEW-Reisekostenrichtlinien erstattet. 
Weitere Informationen bei Manfred Brinkmann, Tel.: 069 78973329, E-Mail: manfred.brinkmann@gew.de
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Ja, aber…
Die Erbauer von Silicon Valley haben die Digitalisierung in die Welt gebracht, 
es kommt jetzt darauf an, das Richtige daraus zu machen

Nachdem wir in den letzten beiden Ausgaben 
dieser Zeitung zunächst mit Standpunkten über die 
gesundheitlichen Gefahren im Umgang mit digita-
len Medien aufwarteten und mit einer grundsätz-
lichen kritischen Sichtweise des digitalen Lernens 
versuchten, eine Diskussion in Gang zu setzen, ist 
es an der Zeit, sich mit den Positionen auseinan-
derzusetzen, die den Prozess der Digitalisierung 
gestalten wollen. 

Die wirtschaftlichen Interessen sind in diesem 
Fall derart dominant, 
dass es nahezu unmög-
lich erscheint, den her-
anrasenden oder besser 
vielleicht hindurch-
rasenden Zug der all-
gemein als Fortschritt 
wahrgenommenen Di-
gitalisierung aufzuhal-
ten oder gar zum Stop-
pen zu bringen. Inso-
fern ist es nicht nur 
verständlich, sondern 
auch nachvollziehbar, 
warum für Viele der 
Gestaltungswille in 
den Vordergrund tritt 
oder – um im Bild zu 
bleiben – sie wenigs-
tens an der Ausstattung 
der einzelnen Abteile 
des Zuges beteiligt 
sein möchten.

In diesem Gestal-
tungsprozess müssen 
unweigerlich die in 
unserer Gesellschaft 
vorhandenen genuin 
unterschiedlichen In-
teressen aneinander 
geraten. Aber auch im 
Lager derjenigen, für 
die der kommerzielle 
Erfolg im Vordergrund 
steht, muss man die 
Player unterscheiden: 
Diejenigen Unterneh-

men, die die Hardware an die Schule bringen wol-
len, haben es da vergleichsweise noch leicht. Aber 
sie begreifen natürlich, dass das nur geht, wenn 
überzeugende pädagogische Konzepte vorliegen. 
Die wiederum lassen sich nach gängiger Auffas-
sung nur erstellen, wenn man die geballte Manpo-
wer der Verlage, oft verdeckt eingebracht durch so 
genannte Stiftungen, mit ins Boot holt. Dass deren 
Bereitschaft groß ist, liegt auf der Hand. Ihnen ist 
klar, dass das Printmedium nach einer Übergangs-

phase des Hybrids 
(Schulbuch mit digita-
lem Zusatznutzen über 
CD oder App) obsolet 
sein wird. 

Die so genannten 
Stiftungen sorgen wie-
derum dafür, dass die 
ideologische Ausrich-
tung keinem Zufall 
überlassen wird. In 
der Mehrzahl der Fälle 
nehmen Arbeitgeberin-
stitutionen wie bspw. 
die ‚Initiative für freie 
Marktwirtschaft‘ direkt 
und indirekt Einfluss 
auf die Inhalte. Inso-
fern ist es nur richtig, 
wenn die Gewerk-
schaften – und hier ist 
allen voran die GEW 
gefragt – als Korrektiv 
in Erscheinung treten. 
Auch wenn dies einem 
Kampf zwischen Da-
vid und Goliath gleich-
kommt, bleibt uns kei-
ne andere Wahl, als die 
Rolle des Erstgenann-
ten einzunehmen.

Über allem, so die 
Vorstellung derer, die 
der Auffassung sind, 
dass der Staat als neu-
traler Sachwalter über 
den Interessengruppen 

DIGITALES LERNEN (FOLGE 3)

C 3428

Zeitschrift der GEW Hamburg
November 11/2018

Für den Fall, dass es noch Erklärungsbedarf zum Titelbild 
unserer letzten Ausgabe gibt: Es ging nicht um ein 
Schönheitsideal der Griechen, sondern um das in den 
Sommerferien in Frankreich erlassene Handyverbot an 
Schulen. Hier eine Fassung, die noch stärker auf diese 
nationale Orientierung hinweist. Und, da es auch in 
dieser Beziehung Irritationen gab, der Titel war ironisch 
gemeint.



hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 12/2018	 41

steht, schwebt die Idee, dass der Souverän, also wir 
alle, für die Infrastruktur sorgen müsse. Neben der 
Anschaffung der Gerätschaften, der Software und 
der Aus- und Fortbildung des Personals ist dies vor 
allem die Bereitstellung funktionsfähiger Netze. 
Diese müssen – wie natürlich auch die Gerätschaf-
ten – nicht nur schnell, sondern vor allem durch 
fachlichen Support jederzeit funktionsbereit sein.

Ach ja, und dann ist da noch die fast unüber-
windbare Schranke des Urheberrechts. Wie soll 
man diese bewegt kriegen, wenn auf allem und 
jedem ein Copyright liegt und somit die Lehrkraft 

nie sicher sein kann, ob sie denn das ausgewählte 
Medium überhaupt nutzen darf?

All das verlangt einen intensiven Diskussions-
prozess, in dessen Verlauf naturgemäß immer neue 
Fragen auftauchen werden. Fragen, die sich aber 
selten von den oben erwähnten unterschiedlichen 
Interessen, um nicht zu sagen: Interessengegensät-
zen, abkoppeln lassen. Insofern hoffen wir, dass die 
Auswahl der Beiträge auch in dieser Ausgabe dazu 
taugt, die Sensibilität für das Thema zu steigern. 

JOACHIM GEFFERS

Mitten aus dem Schulalltag
Digitale Transformation – Schritt für Schritt

7:52 Uhr, vier Kopierer, 6 
Kolleg_ innen, Papierstau. Also: 
7:54 Uhr, drei Kopierer, 7 Kol-
leg_ innen. Kolleg_ innen mit 
Schere und Klebestift. Kolleg_ 
innen mit Laptop und Smartpho-
ne. Klingel: 7:55 Uhr, drei Sta-
pel à 28 Kopien für die nächsten 
drei Doppelstunden. Arbeits-
blätter mit Arbeitsaufträgen, 
Quellen, Grafiken, Übungen und 
Transferaufgaben. Aber auch 
Arbeitsblätter mit QR-Codes, 
Prozessbeschreibungen und 
Diskussionsanlässen. Schule in 
Hamburg. 2018.

Schule, Schüler_ innen, Un-
terricht, Lehrer_ innen in Trans-
formation – digitaler Transfor-
mation.

Mit der Gesellschaft wandelt 
sich auch Schule kontinuier-
lich. Trotz klarer, vorgegebener 
schulischer Strukturen werden 
Freiräume geschaffen: Rhyth-
misierungen und Raumkonzepte 
diskutiert, schulinterne Curricula 
bezüglich der KMK-Strategie 
„Bildung in der digitalen Welt“ 
evaluiert und überarbeitet. El-
tern und Schüler_ innen tragen 
Themen wie hate speech, ‚fake 
news‘, targeted marketing, 

blockchain, Inhalte von Netflix-
Serien und youtube-influencern 
in den Unterricht. 

WhatsApp, Instagram, Youtu-
be und Snapchat sind die „liebs-
ten Internetangebote“ der Ju-
gendlichen laut der JIM-Studie 
2018.

97 Prozent aller Jugendlichen 
besitzen ein Smartphone (95 
Prozent aller 12-13jährigen, 97 
Prozent aller 14-17jährigen und 
99 Prozent aller 18-19jährigen). 
94 Prozent der Jugendlichen nut-
zen das Smartphone täglich, laut 
Selbsteinschätzung im Durch-
schnitt 214 Minuten pro Tag. 
Generell nutzen sie das Internet 
hauptsächlich zur Kommunika-
tion (35 Prozent), Unterhaltung 
(31 Prozent), zum Spielen (24 
Prozent) und zur Informations-
suche (10 Prozent). Das Leben 
der Schüler_ innen findet also irl 
(in real life) und parallel online 
statt.

Auch die JIM-Studie zeigt, 
dass Smartphones tatsächlich als 
„Kulturzugangsgeräte“ (Rosa, 
2014*) verstanden werden kön-
nen; sie ermöglichen die Teil-
habe an Kultur, ermöglichen, 
diese zu „verstehen, benutzen 
(genießen) und mit[zu]gestalten“ 
(ebd.).

Das heißt: zeitgemäße Bil-

*Quellenangaben können bei 
der Redaktion abgerufen wer-
den.

Bitte bei Debatten über die 
Smartphonenutzungsdauer 
bedenken, dass
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dung, relevante Bildung, die die 
Lebenswelt der Schüler_ innen 
ernst nimmt, kann sich nicht 
dem Digitalen verschließen. Nur 
wenn junge Menschen in den El-
ternhäusern, Schulen und an au-
ßerschulischen Lernorten dazu 
befähigt werden, ihre „digitalen 
Kulturzugangsgeräte“ mündig, 
kritisch, produktiv und souverän 
zu nutzen, können sie die heuti-
ge und morgige Gesellschaft ak-
tiv mitgestalten (vgl. Mihajlović, 
2018).

Selbstverständlich muss der 
digitale Aspekt zeitgemäßer Bil-
dung mit anderen ebenso wich-
tigen Teilaspekten gemeinsam 
gedacht werden. Das gängige, 
allerdings starre und daher we-
nig konstruktive Entweder – 
oder muss dem verbindenden 
Zusammen mit weichen und so 
eine Öffnung von Schule, von 
Didaktik, von Lernarrangements 
ermöglichen.

Diese Öffnung ist Vorausset-
zung für zeitgemäße Bildung, 
die die grundlegenden Denk- 
und Handlungsweisen – die 4 Cs 
bzw. 4 Ks: Kreativität (und Inno-
vation), Kommunikation, Kolla-
boration und kritisches Denken 
(und Problemlösungsstrategien)  
– in den Mittelpunkt der didak-
tischen Überlegungen stellt und 
sie um (digitale) Werkzeuge und 
um sozial-emotionale Kompe-
tenzen ergänzt (vgl. Schleicher, 
2017). Im englischsprachigen 
Raum werden die 4 Cs um wei-
tere Cs ergänzt: character, citi-
zenship, computational thinking 
– Aspekte, die teilweise in den 
Hamburger Bildungsplänen ver-
ankert sind.

Konkreter beschreibt das 
KMK-Strategiepapier „Bildung 
in der digitalen Welt“ (2016) 
jene Kompetenzen, die den di-
gitalen Aspekt zeitgemäßer 
Bildung umfassen. Dieses ist 
für alle Bundesländer bindend. 
Jede_ r Schüler_ in, der/die zum 

Schuljahr 2018 in die Grund-
schule eingeschult wurde oder in 
die Sekundarstufe I eingetreten 
ist, soll bis zum Ende der Pflicht-
schulzeit diese Kompetenzen er-
werben.

Die Kompetenzen gliedern 
sich in folgende sechs Bereiche:
 1. �Suchen, Verarbeiten und Auf-

bewahren,
 2. �Kommunizieren und Koope-

rieren,
 3. �Produzieren und Präsentieren,
 4. �Schützen und sicher Agieren,
 5. �Problem lösen und Handeln 

und

 6. �Analysieren und Reflektieren.
Generell gilt: „Beim Lernen 

selbst rückt weniger das repro-
duktive als das prozess- und 
ergebnisorientierte – kreative 
und kritische – Lernen in den 
Fokus.“ (KMK, S.12f.) Diese 
Kompetenzbereiche können den 
Unterricht transformieren; hin 
zu Selbstorganisation der Lern-
prozesse der Schüler_ innen, in-
ternationalem Denken und Han-
deln und zu projektorientierten 
Kooperationsformen (vgl. KMK, 
S.21, Berufliche Bildung).

Das SAMR-Modell hilft da-
bei, technische Integration und 
mögliche Transformation von 
Unterricht zusammen zu denken. 
Das SAMR-Modell gliedert sich 
in vier Ebenen: 
- �S für substitution (Ersatz/Erset-

zung)

In diesem Szenario werden di-
gitale Werkzeuge ausschließlich 
dafür verwendet, die selben Auf-
gaben zu lösen wie bisher ohne 
digitale Werkzeuge. Hier wird 
beispielsweise ein Shakespeare-
Stück online gelesen, statt auf 
Papier. 
- �A für augmentation (Erweite-

rung)
Auch hier wird ein analoges 

Werkzeug direkt ersetzt, um die 
selbe Aufgabe wie ohne digitale 
Werkzeuge zu lösen – allerdings 
mit funktionalen Verbesserun-
gen. Das Lesen des Shakes-

peare-Stückes wird hier um die 
Nutzung von online-Wörterbü-
chern, Websites, die den histo-
rischen Hintergrund des Stückes 
erklären, online-study guides 
und Querverweisen zu anderen 
Shakespeare-Stücken erweitert.
- �M für modification (Abände-

rung)
Die technische Integration 

verändert das Verständnis der 
Aufgabe an sich. Die Schüler_ 
innen produzieren gemeinsam 
Texte, Hörspiele, Filme, Comics, 
um ihr persönliches Verständ-
nis eines Lerngegenstandes ei-
nem tatsächlichen Publikum zu 
kommunizieren. Die Schüler_ 
innen können beispielsweise den 
jambischen Pentameter Shakes-
peares als Rap darstellen, diese 
Audiodatei teilen; sie können 
Verbindungen zu anderen Stü-
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cken darstellen und diese ge-
meinsam visualisieren.
- �Die höchsten Ebene beschreibt 

R für redefinition (Neudefinie-
rung):
Auf dieser Ebene schafft die 

Nutzung von digitalen Werkzeu-
gen neue Aufgaben, die vorher 
so nicht denkbar gewesen wä-
ren. Die Schüler_ innen gehen 
ihren eigenen, relevanten Fra-
gen bezüglich des Lerngegen-
standes nach. Sie arbeiten dabei 
kollaborativ, ziehen Expert_ 
innen – auch in einem globalen 
Kontext – zur Hilfe heran und 
kommunizieren ihre Ergebnisse, 
stellen diese einem ggf. breiten 
Publikum – auch einer globalen 
community – zur Diskussion und 
kreieren, moderieren und aktu-
alisieren so im Austausch mit 
anderen Wissen. Hierbei werden 
die digitalen Werkzeuge genutzt, 
um eigene, für sie relevante He-
rausforderungen zu meistern 
(vgl. Puentedura). Die Schüler_ 
innen können hier gemeinsam 
einen Wikipedia-Artikel bezüg-
lich eines für sie relevanten As-
pektes des Shakespeare-Stückes 
verfassen, veröffentlichen und 
anschließend mit der commu-
nity diskutieren und nach deren 
kritischem Feedback den Artikel 

weiter überarbeiten.
Die vier Ebenen des SAMR-

Modells sind progressiv zu 
verstehen. Ebenen 1 (S) und 2 
(A) sollten nur übergangswei-
se den Unterricht bestimmen, 
so Dr. Puentedura, Erfinder des 
SAMR-Modells. Die Ebenen 3 
(M) und 4 (R) der technischen 
Integration ermöglichen eine 
Transformation des Unterrichts. 
Sie führen von einer Lehrer_ 
innen- zu einer Schüler_ innen-
Zentrierung, von geschlossenen 
zu offenen Fragen, sie führen zu 
Austausch und Offenheit; Schritt 
für Schritt.

Konkrete Unterrichtsbeispiele 
zeitgemäßer Bildung, die die 4K, 
die KMK-Vorgaben und die Bil-
dungspläne Hamburgs verbin-
den und versuchen, Unterricht 
zu öffnen, zu transformieren, 
finden Hamburger Lehrkräfte 
seit Herbst 2018 im „digital.
learning.lab“ (digitallearninglab.
de). Das dll ist ein Kooperations-
projekt der TUHH, der Behörde 
für Schule und Berufsbildung 
und der Joachim Herz Stiftung. 
Es bietet neben „Tools & Tutori-
als“ zu (digitalen) Anwendungen 
vor allem konkrete „Unterrichts-
bausteine“ „von Lehrkräften für 
Lehrkräfte“. Die „Unterrichts-

bausteine“ umfassen beispiels-
weise eine virtual reality-Tour 
durch Hamburger Gotteshäuser, 
die Bestimmung von Erdge-
schwindigkeit mit Hilfe einer 
App, die Kreation eigener vir-
tueller Inselwelten, die kollabo-
rative digitale Erarbeitung von 
Märchenmerkmalen und eine 
Panel-Diskussion zu Big Data. 
Alle „Unterrichtsbausteine“ sind 
didaktisch aufbereitet, detail-
liert beschrieben, als kostenloser 
Download – als Arbeitsblatt – für 
jeden verfügbar.

Diese Unterrichtsmaterialien 
sind als OER (open educational 
resources, in diesem Fall: CC-
BY-NC) als offene Bildungs-
materialien lizensiert, die es 
den Lehrkräften erlauben, die 
„Unterrichtsbausteine“ zu bear-
beiten und weiterzugeben. Viele 
der „Unterrichtsbausteine“ be-
mühen sich um die Integration 
von open source-Software, denn 
schließlich sollen die digitalen 
Bildungsmedien jederzeit unab-
hängig vom Gerätetyp oder von 
den eingesetzten Plattformen 
verfügbar sein (vgl. bring your 
own device, BYOD). Auch hier 
findet eine Öffnung statt.

Die Lehrkräfte bilden weiter-
hin integrale Bestandteile des 
Unterrichts – auch des sich öff-
nenden Unterrichts. Sie unter-
stützen die Prozessorganisation, 
geben Hilfestellung bezüglich 
(digitaler) Werkzeuge, Metho-
den, klären über Kommunikati-
onsmöglichkeiten auf und helfen 
das Informationsmaterial zu na-
vigieren (vgl. Rosa, 2017).

Im KMK-Strategiepapier 
heißt es: „Alle Lehrkräfte müs-
sen selbst über allgemeine Me-
dienkompetenz verfügen und in 
ihren fachlichen Zuständigkei-
ten zugleich „Medienexperten“ 
werden. […] Konkret heißt dies, 
dass Lehrkräfte digitale Medien 
in ihrem jeweiligen Fachunter-
richt professionell und didak-

Die Redaktion von Extra-3 des NDR war so nett, uns diesen Spruch zur 
Veröffentlichung frei zu geben – und gendern durften wir auch
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tisch sinnvoll nutzen sowie ge-
mäß dem Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag inhaltlich reflektie-
ren können“ (KMK, S.24).

Genauer werden die Kom-
petenzen der Lehrer_ innen im 
EU-Referenzrahmen „Digital 
Competence for Educators (Dig-
CompEdu)“ (2017) beschrie-
ben. Das DigCompEdu ist ein 
Werkzeug, mit welchem sich die 
„digitalen Kompetenzen“ von 
Lehrer_ innen bewerten lassen. 
Es gibt sechs progressive Eva-
luationsstufen: Einsteiger_ innen 
(A1), Entdecker_ innen (A2), In-
sider_ innen (B1), Expert_ innen 
(B2), Leader_ innen (C1) und 
Vorreiter_ innen (C2). Schritt 
für Schritt. Die Kernbereiche der 
„digitalen Kompetenzen“ sind 
u.a. die Nutzung digitaler Res-
sourcen, die Lernerorientierung 
und die Förderung der „Digita-
len Kompetenz“ der Lernenden. 
Ein Selbsttest für Lehrer_ in-
nen befindet sich unter: https://
ec.europa.eu/eusurvey/runner/
DigCompEdu-S-DE (Kurz-
URL: http://t1p.de/b8m3).

Ob Einsteiger_in 
oder Vorreiter_in 
Fortbildungsmöglich-
keiten bezüglich digi-
taler Transformation 
von Schule sind für 
Lehrer_ innen uner-

lässlich und auch im Kontext der 
Lehrer_ innenbildung auf unter-
schiedlichen Ebenen möglich: 
off- und online, institutionell 
im Referat für Medienpädago-
gik des LI, in Kooperation mit 
außerschulischen Partner_ in-
nen und eigenverantwortlich in 
informellen persönlichen Lern-
netzwerken (PLN).

Bei Veranstaltungen zu zeit-
gemäßer Bildung hat sich das 
Format des BarCamps etabliert. 
Barcamps sind „Mit Mach Ta-
gungen“ bei denen nur Ort, Zeit 
und Thema feststehen; die Inhal-
te werden von den Teilnehmer_ 

innen selbst festgelegt und ge-
staltet (vgl. Muuß-Merholz).

Auch das PLN beschreibt eine 
individuell gestaltete, vielfältige 
Lernumgebung – meist online, 
ggf. in globalen, (digitalen) com-
munities. Ein PLN kann aus di-
versen Expert_ innen und Vorrei-
ter_ innen aus unterschiedlichen 
Bildungskontexten bestehen. In 
Webinars, in den Kommentar-
spalten von Lehrer_ innenblogs, 
in Blogparaden und vor allem 
in sozialen Netzwerken, insbe-
sondere auf Twitter und Face-
book haben sich Lehrer_ innen 
communities gebildet, die sich 
unter Angabe eines bestimmten 
Hashtags (z.B. #EduPnx, #ED-
chatDE, #twitterlehrerzimmer, 
#zeitgemäßeBildung, #relichat, 
#BayernEdu) über unterschied-
liche Schwerpunkte zeitgemäßer 
Bildung austauschen, diskutie-
ren und Materialien zur weiteren 
Nutzung und Bearbeitung teilen, 
Ideen anderer ausprobieren und 
Feedback geben.

Auch in der Weiterbildung 
von Lehrer_ innen spiegelt sich 
die (digitale) Transformation, die 
(digitale) Öffnung von Bildungs-
kontexten wider. Auch Lehrer_ 
innen werden selbstverständlich 
zu lebenslangen Lernern – zu 
Einsteiger_ innen in einigen, zu 
Vorreiter_ innen in anderen The-
menbereichen. Auch Schüler_ 
innen sind Vorreiter_ innen in 
einigen Themenbereichen. Wir 
Lehrer_ innen sollten auch von 
und mit ihnen lernen.

Die digitale Transformation ist 
ein Prozess in mehreren Schrit-
ten, die benötigt werden, damit 
dem System Schule erst der 
Spagat zwischen vorgegebenen 
Strukturen und Öffnung gelingt 
und in Zukunft diese Öffnung re-
flektiert, evaluiert und produktiv 
weiterentwickelt werden kann.

Zeitgemäße Bildung befähigt 
Schüler_ innen, die Gesellschaft 
selbstständig zu gestalten – ana-

log und digital. Der digitale 
Aspekt zeitgemäßer Bildung 
eröffnet neue Bildungskontex-
te: Er kann Kreativität, kriti-
sches Denken, Kommunikation 
und Kollaboration unterstützen 
und divergentes und vernetzen-
des Denken der Schüler_ innen 
fördern, wenn digitale Medien 
funktional innerhalb und außer-
halb des Klassenraumes einge-
setzt werden.

Voraussetzungen dafür sind 
engagierte Lehrer_ innen, die 
auch versuchen, open source 
und OER zu unterstützen und 
vor allem offen und bereit sind, 
sich mit der Lebenswelt ihrer 
Schüler_ innen auseinanderzu-
setzen – diese beinhaltet eben 
auch die Nutzung ihrer „(digita-
len) Kulturzugangsgeräte“ (s.o.). 
Wir Lehrer_ innen müssen den 
Schüler_ innen einen produkti-
ven, kritischen und reflektierten 
Umgang mit eben diesen vor-
leben. Eine offene Fehler- und 
konstruktive Feedbackkultur, 
Freiräume, die Austausch – ana-
log und digital, über Fächergren-
zen hinweg, ggf. über Schul- und 
Ländergrenzen hinweg – ermög-
lichen, zum Ausprobieren ermu-
tigen, sind die Basis für ein Zu-
sammendenken von Teilaspek-
ten zeitgemäßer Bildung. Wir 
brauchen „Vorreiter_ innen“ und 
„Einsteiger_ innen“ – Eltern, 
Schüler_ innen, Lehrer_ innen – 
die einerseits Unterricht öffnen, 
abändern und redefinieren (vgl. 
SAMR-Modell), die andererseits 
mit Neugierde und Bereitschaft 
in kleineren Schritten gemein-
sam die (digitale) Transforma-
tion nachhaltig gestalten. Nur 
so werden für Schüler_ innen 
für die Zukunft relevante, neue 
Bildungskontexte erschaffen. 
Schritt für Schritt.

REGINA SCHULZ (@reg_schulz)
ist Lehrerin in Hamburg am
Gymnasium Dörpsweg und

Redakteurin des digital.learning.lab.
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Leuchtfeuer über 
Hamburgs Schulen
Interview mit Martin Brause, verantwortlich in der BSB für die Umsetzung 
der Digitalisierung in Bildungseinrichtungen der Stadt

hlz: Herr Brause, was halten 
Sie eigentlich vom Handy-Verbot 
an Frankreichs Schulen?

Martin Brause: Ein abso-
lutes Handyverbot gibt es an 
Frankreichs Schulen nach mei-
nem Wissen nicht. Auch in 
Frankreich ist die pädagogische 
Nutzung von Smartphones im 
Klassenraum in der Verant-
wortung der Lehrkraft explizit 
möglich. Die Diskussion dreht 
sich um die Frage, ob das Han-
dy im Schulgelände, z.B. auf 
dem Pausenhof, benutzt wer-
den darf. Smartphones gehören 
aktuell zu unserer Gesellschaft 
dazu. Wenn wir die Aufgabe an-
nehmen, Schüler_innen auf die 
Gesellschaft vorzubereiten, dann 
müssen wir uns in den Schulen 
mit Smartphones, ihrem Poten-
zial und dem Umgang mit ih-
nen kritisch auseinandersetzen. 
Ein zentrales Handyverbot ist 
aus meiner Sicht nicht hilfreich 
und wahrscheinlich auch nicht 
erfolgreich. Dann wird eben in 
irgendwelchen Ecken oder in 
den Toiletten eine Nachricht 
geschrieben. Viel besser ist es 
doch, wenn jede Schule zusam-
men mit den Schüler_innen, den 
Eltern und Lehrkräften ein eige-
nes Konzept für den Umgang mit 
Smartphones diskutiert und be-
schließt. So wird Verantwortung 
übernommen und ausgehandelte 
Regeln können besser akzep-
tiert werden. Diesen Weg finde 
ich den eindeutig besseren. Die 
Schulen in Hamburg können den 
Umgang mit Smartphones im 

Rahmen ihrer Hausordnung von 
der Schulkonferenz beschließen 
lassen. 

hlz: Ihr Programm geht aber 
weit über die Hausordnung hin-
aus. Wie sieht Ihr Konzept aus?

Martin Brause: Es gibt im-
mer ganz schnelle Antworten, 
die heißen: Jede_r muss pro-
grammieren lernen. Jede_r muss 
lernen, wie ein Smartphone funk-
tioniert. Jede_r muss PowerPoint 
lernen oder so etwas. Das ist 
sicher auch wichtig. Eigentlich 
müssen wir uns ja erst einmal 
vor Augen führen: Die Kinder, 
die in diesem Jahr in die Schule 
kommen, werden ungefähr 2030 
den Berufsabschluss oder das 
Abitur haben. Keiner kann sich 
heute vorstellen, ob wir dann 
noch Smartphones benutzen, ob 
wir dann noch selber program-
mieren oder ob das eine künst-
liche Intelligenz für uns macht 
oder Ähnliches. Das heißt, die 
Frage: Was muss ich vermitteln? 
lässt sich heute gar nicht eindeu-
tig beantworten, wenn man sagt: 
Ich möchte lernen, wie man das 
Gerät richtig bedient oder Ähn-
liches. Eigentlich geht es um die 
Frage: Was für Kompetenzen 
brauche ich, damit ich mich in 
einer sich permanent ändernden 
digitalisierten Gesellschaft zu-
rechtfinde. Und da gibt es ein 
Kompetenzmodell, das auch in 
der Strategie der Kultusmini-
sterkonferenz ausformuliert ist, 
von dem wir heute glauben, dass 
diese Kompetenzen den Kindern 

und Jugendlichen in späteren Le-
bensjahren helfen werden, aktiv, 
selbstständig, mündig und ge-
staltend an der digitalisierten Ge-
sellschaft teilzunehmen. Da geht 
es um Kompetenzen wie Suchen 
und Verarbeiten, also Suchstrate-
gien entwickeln, anwenden und 
diese Daten und Informationen 
interpretieren und kritisch be-
werten. Da geht es um Kompe-
tenzen, wie ich digital kommu-
nizieren und zusammenarbeiten 
kann, wie ich präsentieren kann, 
aber auch, wie ich mich oder an-
dere schützen und sicher agieren 
kann. Das ist eigentlich das Ziel, 
das wir verfolgen: Diese Kom-
petenzen für ein Leben in der 
digitalen Welt in die einzelnen 

Martin Brause, Chief Digital Officer 
BSB Hamburg. Aufgabenbereich 
des CDO ist die Digitalisierung 
der Schulbehörde. Dabei liegt ein 
besonderer Schwerpunkt auf der 
Digitalisierung des Lehrens und 
Lernens.
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Unterrichtsfächer zu integrieren.

hlz: Und was machen Sie, 
damit die Kolleg_innen an den 
Schulen da auch mitspielen? 

Martin Brause: Ich glaube, 
das Entscheidende ist, sich klar 
zu machen, dass Lehrer_innen 
jetzt nicht mit einem Mal alle 
Informatiker oder Medienpäd-
agogen werden sollen. Ich bin 
davon überzeugt, dass Lehrer_
innen Fachleute sind. Sie sind 
Biolog_innen, sie sind Histori-
ker_innen, sie sind Germanist_
innen, sie sind Sportler_innen. 
Wenn ich also Lehrer_innen mit 
dem Thema „Digitalisierung von 
Bildungsprozessen“ erreichen 
möchte, muss ich sehr deutlich 
machen, an welcher Stelle er oder 
sie im Biologieunterricht ein di-
gitales Bildungsmedium einset-
zen kann. Die fachdidaktischen 
Ziele bleiben dabei zentral. Die-
ses Fachbezogene, das müssen 
wir vermitteln, weil, anknüpfend 
an das eingangs Gesagte: Es geht 
eben nicht um die Frage: Muss 
jedes Kind PowerPoint lernen? 
Das ist unsinnig. Sondern man 
muss sagen: Im Fach Biologie 
wird der Unterschied zwischen 
Bakterien-, Pflanzen- und Tier-
zellen digital präsentiert, z.B. 
anhand eines selbst erstellten Er-
klärvideos. Wenn es dann einer 
Schülerin oder einem Schüler 

möglich ist, hierzu selbstständig 
oder kollaborativ mit anderen 
unterstützend zusätzliche Ma-
terialien rauszusuchen, online-
Lernangebote zu nutzen, die Ma-
terialien und Informationen zu 
strukturieren und diese in diesem 
Erklärvideo aufzuarbeiten und 
neu zu verknüpfen, ist hierdurch 
doch zweifellos ein weitergehen-
des Lernen möglich geworden 
und die Chance geboten, dass 
Schüler_innen ihre allgemeine 
Medienkompetenz entwickeln. 
Das ist das qualitativ Neue, das 
mit rein analogem Vorgehen so 
nicht möglich gewesen wäre. 
Hier zeigt sich, welche Stärken 
digitale Bildungsmedien ergän-
zend zu bestehenden Medien 
für den Fachunterricht haben. 
Wir müssen Lehrer_innen diese 
Möglichkeiten zeigen! 

hlz: …und wie machen Sie 
das?

Martin Brause: Wir haben 
mit Hamburger Lehrer_innen 
gemeinsam digitale Unterrichts-
bausteine entwickelt und mit 
der TUHH das Digital Learning 
Lab. Es liefert Anregungen für 
Fachunterricht in Geschichte, in 
Physik usw. und zeigt erprobte 
Unterrichtsbeispiele, wie ich er-
folgreich mit digitalen Bildungs-
medien arbeiten kann. Und es 
gibt Fortbildungen, die darauf 

aufbauen, in denen ich mich 
beispielsweise als Fachleiter_in 
schulen lassen kann, wie ich 
mit meinen Mathematikfachkol-
leg_innen anhand der Beispiele, 
die da eingestellt sind, über Un-
terrichtsentwicklung diskutieren 
kann. Es geht ja nicht darum, Di-
gitalisierung zum Selbstzweck 
werden zu lassen, sondern im-
mer auch um fachbezogenes 
praktisches Handeln.

hlz: Können Sie das präzisie-
ren?

Martin Brause: Wir haben 
in Hamburg eine heterogene 
Schüler_innenschaft. Gerade 
hier können digitale Bildungs-
medien sehr hilfreich sein, in 
dem sie jeder und jedem auf der 
jeweiligen Entwicklungsstufe 
helfen, den Lernstoff zu bewälti-
gen. Lehrkräfte haben damit die 
Chance, individualisiertes Ler-
nen zu realisieren. Wir machen 
das in diesem Jahr zum Beispiel 
im Mathematikunterricht. Da 
haben wir den weiterführenden 
Schulen Mathematiklernplatt-
formen verfügbar gemacht, wo 
jeder Schüler und jede Schülerin 
an seinem oder ihrem Lernstand 
bemessen und in seinem oder ih-
rem Tempo, das für ihn oder sie 
richtig und notwendig ist, arbei-
ten kann. 

hlz: Sind Schulbücher damit 
out? Ein gutes Schulbuch ging ja 
durch viele Hände bevor es auf 
den Markt kam. Und die Verlage, 
wenn sie Geld verdienen wollten, 
mussten viel Manpower auf-
bieten, um qualitativ mit ihren 
Produkten den Anforderungen 
der Kultusministerien zu genü-
gen. Wenn Sie nun diese eigenen 
Bildungsplattformen entwickeln, 
klingt das ein bisschen nach ‚do 
it yourself‘. 

Martin Brause: Also, ich 

Nie wieder!
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glaube, Verlagsangebote oder 
kommerzielle Angebote von 
Bildungsmedien wird es selbst-
verständlich auch weiterhin ge-
ben. Die Bildungsmedienverlage 
beschäftigen sich intensiv mit 
Fragen der Digitalisierung und 
suchen nach geeigneten Lösun-
gen und arbeiten dabei auch mit 
Lehrkräften zusammen. Wenn 
wir uns aber die Frage stellen, 

wo Unterrichtsentwicklung statt 
– findet, dann ist das in Fachkon-
ferenzen und dort steht die Zu-
sammenarbeit von Kolleg_innen 
im Vordergrund. Wir haben heu-
te in Hamburg sehr viele Leh-
rer_innen, die schon seit längerer 
Zeit sehr aktiv und auch sehr er-
folgreich mit digitalen Bildungs-
medien arbeiten. Und unsere 
Idee heißt natürlich: wir machen 

deren Unterrichtsbeispiele und 
deren Erfahrungen, sofern die 
Bereitschaft dazu besteht, ande-
ren verfügbar. Davon kann dann 
ein_e vergleichbare_r Kollege_
in im Biologieunterricht auch 
an einer anderen Schule in der 
entsprechenden Jahrgangsstufe 
profitieren. Gleichzeitig lässt 
sich erkennen, ob und wie es in 
den Bildungsplan passt. Ich kann 

Digitalisiert euch!
Mit der Erfahrung von 40 Jahren Mathematik-, 

30 Jahren Informatikunterricht und einem abge-
schlossenen Informatikstudium (berufsbeglei-
tend) beobachte ich die Diskussion um den Digi-
talpakt. Ich war Pionierin der Initiative „Schulen 
ans Netz“ in Hamburg Anfang der 90er und habe 
die Programmierung von Robotern an den Schu-
len eingeführt. Ich wollte das Feld in meinem Ru-
hestand den folgenden Generationen überlassen, 
denn ich hatte einfach keine Lust mehr, gegen die 
Windmühlen der „schönen neuen Welt“ anzu-
kämpfen. „Medienerziehung“ steht zwar in den 
Lehrplänen, ist aber immer mühsamer durchzu-
setzen in Anbetracht immer neuer cooler Apps.

Was bedeutet überhaupt Digitalisierung
in der Schule?

Wozu schüttet man 5 Milliarden Euro aus? Es 
ist nicht damit getan, die Hardware in die Schu-
len zu bringen. Das ist erstmal ein Geschäft. Es 
ist ja auch nicht so, dass in den Klassenräumen 
noch keine Computer oder elektronische Ta-
feln stehen würden. Zu bedenken ist allerdings, 
zumindest genügend Personal und Geld für die 
Wartung der Geräte einzuplanen. Und vor allem 
fehlen die Konzepte!

Es gibt durchaus brauchbare Software, um 
beispielsweise das Lösen von Gleichungen oder 
Grammatik zu üben. Damit hat man den Stoff 
aber noch nicht verstanden und kann ihn deshalb 
auch nicht anwenden. Auch das Recherchieren 
von Geschichtsdaten kann ja hilfreich sein, er-
setzt aber nicht das Gespräch über die histori-
schen Zusammenhänge. Der/Die Lehrer_in sollte 
also kein „Moderator“ sein, wie vielfach zu hören 
ist, sondern muss mit dem gesammelten Fach-
wissen den Unterricht gestalten. Oder soll er bzw. 

sie doch nur mal – als “Lernbegleiter_in“ – den 
Kaffee vorbeibringen?

Der Ansatz: Wir recherchieren mal über die 
Lebensgewohnheiten der Eichhörnchen und ma-
chen dazu eine Power-Point-Präsentation – ist 
ganz nett, aber dazu braucht man keinen Digi-
talpakt. Die Lehrkraft hat im übrigen auch die 
pädagogische Aufgabe, auf die Bildschirme und 
Smartphones der Schüler_innen zu schauen. Wie 
schnell sie sich durch andere Anwendungen wäh-
rend des Unterrichts ablenken lassen, zeigt die 
Erfahrung. Man muss sich nur umdrehen.

Oder sollen die Schüler_innen angeleitet wer-
den, vorhandene Anwendungen (Office-Paket 
oder Suchmaschinen) perfekt zu bedienen? Das 
ist nicht Aufgabe der Schule. Um die Schüler_in-
nen „fit für die Zukunft“ zu machen, ist die ver-
bindliche Einführung des Faches Informatik an 
allen Schulen unverzichtbar, und zwar mit ausge-
bildeten Informatiklehrer_innen. Nur so können 
die Schüler_innen verstehen, wie Computersy-
teme und Programme (auch Expertensysteme, 
lernende Systeme, „Algorithmen“ der KI) im 
Prinzip funktionieren und erfahren die Grenzen 
der Anwendbarkeit.

Eine Diskussion der moralischen Aspekte 
und der Bedeutung der Freiheit im Hinblick auf 
die Totalüberwachung muss in den Lehrplänen 
verankert sein. Man sollte die Schule nicht als 
unkritische_r Whatsapp-Benutzer_in verlassen, 
sondern als aufgeklärter mündiger Mensch, der 
die Anwendung auch im gesamtgesellschaftli-
chen Zusammenhang beurteilen kann und sich 
eine eigene Meinung bildet.

EVA FLICK
ehemals zuständig für Informatik und

Computerraum am Gymnasium Alstertal
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sehen, welche Kompetenzen 
Schüler_innen erwerben sollen 
und welche Tools, welche Pro-
gramme oder auch Hardware ich 
dafür brauche. Dabei hilft das di-
gital learning lab.

hlz: Wenn er denn kommt, der 
Digitalpakt, kommt ja auch auf 
Hamburg ein kleiner Geldsegen 
zu. Was wird mit dem Geld ge-
macht?

Martin Brause: Ja, Hamburg 
wird auch seinen Anteil an die-
sen angekündigten Geldern des 
Digitalpaktes nach dem König-
steiner Schlüssel bekommen. 
Wir sind in Hamburg ja bereits 
heute in einer recht komfortab-
len Situation. Wir haben schnel-
les Internet, d. h. Glasfaseran-
schlüsse in jeder Schule. Das 
ist etwas, worauf Flächenländer 
stark warten. Wir haben bereits 
heute Verwaltungsnetze und 
getrennte pädagogische Netze 
in den Schulen. Wir haben in 
jedem Klassenraum eine Netz-
werkdose. Das heißt, wir haben 
die Schulen schon vernetzt. Wir 
haben Internetschutzfilter. Wenn 
Schüler_innen ins Internet ge-
hen, können sie sich sicher im 
Netz bewegen. Was wir im Mo-
ment noch entwickeln müssen, 
ist eine flächendeckende, ver-
lässliche WLAN-Infrastruktur, 
denn wir wissen heute, dass 
mobile Endgeräte die zentrale 
Rolle spielen. Wir sind ja der 
Meinung, Schüler_innen sollen 
ihr eigenes Tablet, ihr Smartpho-
ne, was sie auch immer zu Hau-
se verfügbar haben, mit dem sie 
also täglich umgehen, auch fürs 
schulische Lernen nutzen, Das 
heißt, diese mobilen Geräte kann 
man nicht mehr an Datendosen 
anschließen. Dafür brauchen 
wir eine WLAN-Infrastruktur. 
Die werden wir mit Mitteln des 
Digitalpaktes in den Schulen 
realisieren. Das Zweite, was wir 

mit diesen Mitteln finanzieren 
werden, ist die „Präsentations-
technik“. Wir haben heute viele 
Schulen, die schon interaktive 
Displays oder Beamer einsetzen. 
Da kann man sich vorstellen, 
dass man auch diese Ausstattung 
weiter verbessert. Und der letz-
te Punkt: Ich hatte vorhin von 
‘bring your own device‘ gespro-
chen, also: „du kannst dein eige-
nes Endgerät“ auch zum Lernen 
nutzen. Das ist ein Konzept, das 
voraussetzt, dass wir auch vorbe-
reitet sind, wenn Schüler_innen 
ihr eigenes Smartphone nicht be-
nutzen können oder nicht benut-
zen möchten. Dafür müssen wir 
z.B. auch Tablet-Sätze vorhalten. 
Unabhängig von der Hardware 
wird der Digitalpakt aber auch 
in IT-Lösungen investieren. Das 
heißt, dass wir Landeslösun-
gen, also im Sinne eines Lern-
Management-Systems für Ham-
burg, damit unterstützen werden 
oder die Weiterentwicklung 
unserer Groupware eduPort, die 
im Moment allen Lehrer_innen 
und schon einem Teil der Schü-
ler_innen zur Verfügung steht. 
Auch da ist das Ziel, dass alle 
Schüler_innen zugreifen kön-
nen. Also auch dafür wird man 
Mittel des Digitalpaktes einset-
zen. Und es gibt noch einen drit-
ten Bereich, der aus meiner Sicht 
hochattraktiv ist, das sind die 
länderübergreifenden Vorhaben. 
Der Digitalpakt sagt: Es ist doch 
sinnvoll, wenn Länder sich mit 
denselben Themen beschäftigen, 
dass sie dann auch kooperieren 
sollten. Wir sind als Hamburger 
auf diesem Gebiet mittlerweile 
sehr erfahren. Wir kooperieren 
mit dem Land Brandenburg bei 
der Schulverwaltungs-Software, 
aber auch mit anderen Bundes-
ländern. Wenn es z.B. um die 
Einrichtung eines einheitlichen 
Messenger-Dienstes oder ei-
nes Lern-Management-Systems 
geht, können viele dieser Vor-

haben nun aus den Mitteln des 
Digitalpaktes schneller realisiert 
werden.

hlz: Besteht bei all den Neu-
anschaffungen, ich denke dabei 
beispielsweise an die ‚Smart-
boards‘, nicht die Gefahr, dass 
es gar nicht in dem Maße genutzt 
wird, wie man es sich vorgestellt 
hat?

Martin Brause: Sie erinnern 
sich, was ich eingangs sagte: 
Das Entscheidende ist, wel-
ches Ziel verfolgt man und wie 
will man das Ziel erreichen? 
Wir haben bereits im letzten 
Schuljahr mehrfach mit allen 
Schulleitungen, mit allen Abtei-
lungsleitungen und mit den di-
daktischen Leitungen zu dieser 
Frage gearbeitet: Was bedeuten 
Digitalisierungsprozesse für die 
Schule? Wir werden ab Februar 
eine Modulfortbildung für die 
Fachleitungen der Schulen auf-
legen. Wie kann ich das Lernen 
mit digitalen Bildungsmedien 
im Fachunterricht mit meiner 
Fachschaft bewegen? Das, was 
Sie ansprechen, ist natürlich ge-
nau die richtige Frage. Vielleicht 
ist ein interaktives Whiteboard 
oder ein interaktives Display 
eigentlich für die Unterrichts-
konzeption, die ich durchführe, 
nicht die beste Lösung, sondern 
es genügt vielleicht an der Stel-
le eine Projektionsmöglichkeit, 
weil es reicht, wenn ich das Dis-
play von Tablets an die Wand 
projizieren kann. Ein anderes 
Beispiel: Wenn Schulen sich ent-
scheiden: wir möchten mit einer 
Web-Plattform im Mathematik-
unterricht arbeiten, dann geht es 
zunächst einmal um die Frage: 
Was wollen wir erreichen? Wie 
ist die Situation? Wie ist unser 
Unterrichtskonzept und was ist 
dafür die richtige Entscheidung? 
Deshalb werden wir mit Sicher-
heit nicht kommen und sagen: 
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jede Schule muss jetzt unbedingt 
ein interaktives Display bekom-
men und benutzen. Die Kolle-
gien sollten selbst entscheiden 
können, was sie brauchen. Dafür 
stehen wir mit Rat und Tat zur 
Seite.

hlz: Welche Chance geben 
Sie denn sogenannten Open 
Source-Plattformen, die ja vor 
allen Dingen den Vorteil haben, 
Material nutzen zu können, 
ohne Angst vor Copyright-
Verletzungen haben zu 
müssen?

Martin Brause: Ich 
glaube, die Frage nach 
Urheberrecht ist eine ganz 
wichtige. Ich beobachte, 
dass viele Lehrer_innen 
auch in den letzten ein/
zwei Jahren doch noch mal 
sehr viel aufmerksamer 
dieses Thema verfolgen. 
In früheren Zeiten ist man 
damit sehr viel sorgloser 
umgegangen und hat sich 
per ‚copy and paste‘ die 
Arbeit zu erleichtern ver-
sucht. Diese Praxis hat 
dazu geführt, dass man sich 
Gedanken darüber machen 
musste, wie Lehrer_innen 
ohne Urheberrecht sicher 
arbeiten können.

Ein anderer Weg, aus 
dieser Klemme rauszukom-
men, ist, dass man frei ver-
fügbare Materialien bereit-
stellt. Wir haben darauf reagiert 
mit dem digital Learning-Lab, 
in dem alle Materialien, die dort 
drin sind, kostenfrei herunterlad-
bar, veränderbar und bearbeitbar 
sind. Das ist, glaube ich, ein 
ganz wichtiger Punkt, dass ich 
als Lehrer_in sicher sein kann: 
wenn ich dieses Material benut-
ze, brauche ich mir keine Sorgen 
zu machen, dass ich irgendwo 
gegen Urheberrecht oder Ähn-
liches verstoße. Insofern sind 

solche Sammlungen, wenn sie 
gut gepflegt sind – und das ist 
natürlich wichtig – wirklich eine 
Bereicherung.

hlz: Sie haben eingangs ge-
sagt, dass wir alle nicht wissen, 
was in 12 oder 20 Jahren von 
Schule erwartet wird. Ist es des-
halb nicht umso notwendiger, 
sich um das zu kümmern, was 
den Kern von Bildung ausmacht 

und dass es dann nicht irgend-
wann heißt: Wir hatten zwar 
an unserer Schule eine perfekte 
Computerausstattung, ein Lite-
ratur-Café kannten wir aber nur 
aus den Erzählungen unserer 
Großeltern. 

Martin Brause: Das ist eine 
Frage, die man natürlich häufi-
ger hört, weil sie aus der Über-
legung kommt, das Digitale ver-
drängt das Analoge. Ich glaube, 

dieser Ansatz ist nicht richtig, 
sondern – das hatte ich ja ein-
gangs versucht zu sagen – dass 
man sich die Frage stellen muss: 
Wo kann das Digitale unterstüt-
zen? Wo bietet es neue Möglich-
keiten und ergänzt das Analoge? 
Unser Ziel besteht ja nicht dar-
in, ein Arbeitsblatt durch eine 
PDF-Datei zu ersetzen. Das ist 
vielleicht hilfreich, weil es sich 
leichter transportiert, ganz klar. 

Aber das Entwicklungsziel, 
das wir mit digitalen Bil-
dungsmedien verfolgen, ist 
doch eigentlich, ein Lernen 
möglich zu machen, das es 
mit rein analogen Mitteln 
nicht gab. Ich will Ihnen 
ein Beispiel nennen: Wenn 
sie Biologe oder Biologin 
sind, dann ist es eben bisher 
üblich gewesen, dass man 
bestimmte Zeitschriften 
oder Bücher zu bestimmten 
Themen für den Unterricht 
ausgewählt hat, auch einen 
Film für den geeigneten 
hält. Jetzt aber haben Schü-
ler_innen die Möglichkeit, 
durch Elemente von Aug-
mented Reality oder Virtu-
al Reality in den menschli-
chen Körper einzutauchen, 
sich mit Millionen anderer 
roter Blutkörperchen durch 
die Blutbahn zu bewegen, 
das Herz schlagen zu se-
hen oder aber auch sich 
die Peristaltik des Darms 
im Detail und dreidimen-

sional anzusehen (s. Kasten S. 
50). Auch die Vorstellung, sich 
einmal irgendwo im Inneren ei-
ner ägyptischen Pyramide oder 
an anderen schwer zugänglichen 
Orten zu bewegen, hatte ich vor-
her, wie wahrscheinlich viele 
andere auch, in meinen kühnsten 
Träumen nicht. Die Digitalisie-
rung ermöglicht also Lernpro-
zesse, die ohne diese Elemente 
gar nicht denkbar wären. 

Ich glaube, wie bei allen Fra-

Sans portable (ohne Handy) muss es schon beim 
Alten Fritz im Schloss Sanssouci (ohne Sorge) 
geheißen haben müssen. Nur so ist es zu erklären, 
dass das Handy so geschickt verdeckt gehalten 
wird
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gen: letztlich kommt es a) auf 
das Ziel an und b) kommt es auf 
den sinnvollen Einsatz an. Und 
sinnvoller Einsatz heißt, jede 
Unterrichtsform, jedes Unter-
richtsmedium wird seine Stärke 
haben. Und so wird nach meiner 
festen Überzeugung auch das 
Buch oder das Lesen oder die Li-
teratur nicht aus dem Unterricht 
verschwinden. Das hat seinen 
festen Platz, ganz klar. Es geht 
nicht um Verdrängung, sondern 
es geht eher darum: Wie kann 
man sich gegenseitig unterstüt-
zen? Wie kann man neue Lern-
prozesse möglich machen? Und 
da bieten digitale Bildungsme-
dien, davon bin ich überzeugt, 
große Chancen. 

hlz: Sie nennen sich Chief 
Digital Officer oder auch kurz 
nur: CDO, was darauf schlie-
ßen lässt, dass Sie eine direkte 
Leitung ins Silicon Valley haben. 
Wie kam es dazu? 

Martin Brause: (lacht) Ich 
weiß gar nicht, ob es für mich at-
traktiv gewesen wäre, wenn da-
mit eine direkte Leitung ins Si-
licon Valley vermacht wäre. Die 
Bezeichnung Chief Digital Of-

ficer benenne eine Funktion, die 
im Rahmen der Entwicklung der 
Digitalisierung in verschiedenen 
Einrichtungen, somit auch in 
Behörden und auch in Unterneh-
men, immer mehr Fuß fasst; und 
zwar geht das damit einher, dass 
Digitalisierung kein Thema aus-
schließlich für eine IT-Abteilung 
ist, sondern ein Thema, das alle 
Bereiche umfasst. Hier im Hause 

zum Beispiel auch nicht nur den 
pädagogischen Bereich, sondern 
auch Digitalisierung von Ver-
waltungsbereichen. Egal also, ob 
es das Erstellen von Zeugnissen 
betrifft, ob es sich auf die Bear-
beitung von Personalvorgängen 
bezieht, ob es die Verteilung von 
Schulplätzen angeht, die mit der 
Schul-Management-Software 
vorbereitet wird und Ähnliches. 
Dafür ist es sehr sinnvoll, wenn 
man aus einer Sicht die gesamte 
Einrichtung in den Blick nehmen 
kann. Das ist eigentlich die Auf-
gabe eines CDO, bei der es dar-
um geht, Digitalisierung in den 
verschiedenen Feldern voranzu-
treiben, nicht operativ, sondern 
eher im Bereich der Digitalisie-
rungsstrategie.

hlz: Da hoffe ich, dass Ihre 
Handlungsstrategien mit dem, 
was die Zukunft für uns und die 
nachfolgenden Generationen 
bereit hält, soweit wie möglich 
kompatibel sind. 

Das Interview führte
JOACHIM GEFFERS
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Ist der Baum jetzt virtuell und sind wir real oder Avatare?

Unter augmented reality (erweiterter Realität) versteht man 
die computergestützte Erweiterung der Realitätswahrnehmung. 
Diese Information kann alle menschlichen Sinnesmodalitäten an-
sprechen. Häufig wird jedoch unter erweiterter Realität nur die 
visuelle Darstellung von Informationen verstanden, also die Er-
gänzung von Bildern oder Videos mit computergenerierten Zu-
satzinformationen oder virtuellen Objekten mittels Einblendung/
Überlagerung. Bei Fußball-Übertragungen ist erweiterte Realität 
beispielsweise das Einblenden von Entfernungen bei Freistößen 
mithilfe eines Kreises oder einer Linie.

Als virtuel reality, virtuelle Realität, kurz VR, wird die Darstel-
lung und gleichzeitige Wahrnehmung der Wirklichkeit und ihrer 
physikalischen Eigenschaften in einer in Echtzeit computerge-
nerierten, interaktiven virtuellen Umgebung bezeichnet.(…) Die 
Wahrnehmung der eigenen Person in der realen Welt wird ver-
mindert und der Nutzer fühlt sich mehr als Person in der virtuellen 
Welt. Dies lässt sich durch eine anspruchsvolle und spannende 
Gestaltung der virtuellen Welt erreichen, z. B. durch eine hohe 
Anzahl der möglichen Aktionen in dem System.

Quelle: wikipedia
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„Gundermann“ – faszinierend
Als Wessi der älteren Genera-

tion hatte ich von Gerhard Gun-
dermann noch nie was gehört. 
In der „Jungen Welt“ las ich die 
kontroversen, z.T. ablehnenden 
Besprechungen und dachte: Das 
interessiert mich. Dann sah ich 
den Film und war schon beim 
ersten Mal fasziniert. 

Gerhard Gundermann, Jahr-
gang 1955, war ein DDR-Lieder-
macher, Sänger und Songschrei-
ber, wie man im Westen gesagt 
hätte. Aber er war nicht nur das, 
er war auch Baggerfahrer 
im Braunkohletagebau-
gebiet in Hoyerswerda. 
Und er war Kommunist. 
Einer, der selbstständig 
dachte und sich nicht 
selten mit Autoritäten 
anlegte. So flog er von 
der Offiziersschule der 
Volksarmee, weil er sich 
weigerte, ein Lied auf 
den Armeegeneral Hof-
mann zu singen. 

Seine Musik war ihm 
wichtig. Sein Beruf als 
Baggerfahrer auch. Egal, 
wie lange er nachts mit 
seiner Band probte – am nächs-
ten Morgen saß er früh wieder 
auf seinem riesigen Bagger, wo-
bei er beim Rhythmus der Schau-
felräder seine poetischen Lieder 
über das Leben und die Liebe in 
„Hoywoy“ komponierte.

Mit 21 ließ er sich von der 
Stasi anwerben, weil sie einen 
brauchten, wenn er mit seiner 
Band auf Westtournee war. Spä-
ter verpflichtete er sich als IM, 
unter anderem weil er glaubte, 
damit auf Missstände im Braun-
kohletagebau aufmerksam ma-
chen zu können.1984 hörte er 
damit auf, als ihm klar wurde, 
dass man an seinen kritischen 
Hinweisen nicht interessiert war. 
Wegen „prinzipieller Eigenwil-
ligkeit“ wurde er aus der Partei 
geschmissen.

Je öfter ich in den Film ging, 
desto mehr wurde mir klar, dass 
es zwei faszinierende Personen 
gibt: Einmal den historischen 
Gundermann und dann den 
Film-Gundermann, den Alex-
ander Scheer spielt. Faszinie-
rend ist zunächst, wie Scheer in 
die Person Gundermann quasi 
hineinschlüpft, wie er Gunder-
manns tolle Lieder singt und in-
terpretiert, so dass sie tatsächlich 
wie Gundermann und doch ein 
bisschen anders klingen.

Was mich an dem Film so 
bewegt, ist der innere Kampf 
Gundermanns, als er nach der 
Grenzöffnung mit seiner Stasi-
Periode konfrontiert wird. Ich 
finde, Gundermann besteht die-
sen Kampf großartig. Zum einen 
stellt er sich seiner Vergangen-
heit nicht nur persönlich, son-
dern er nimmt Kontakt mit denen 
auf, über die er berichtet hat. Ich 
bin der Meinung, dass diese di-
rekte Konfrontation unersetzlich 
ist. Sie kann nicht von einer Sta-
si-Behörde ersetzt und übernom-
men werden, die ja vorgeblich 
„nur den Opfern verpflichtet“ ist, 
wie es im Film heißt. Gunder-
mann war eben Täter und Opfer 
zugleich, und das anzuerkennen 
ist dieser Verfolgungsbehörde 
prinzipiell unmöglich. Das aber 

erkennt der Film an. 
Zudem zeigt der Film, wie 

Gundermann seinen Stolz und 
seine Selbstachtung behält, ob-
wohl er sich selbst seine Stasi-
Spitzeleien nicht verzeihen kann. 
Weder duckt er sich weg noch 
unterwirft er sich. Letztlich ak-
zeptiert er seine Stasi-Tätigkeit 
als einen Teil seiner Geschichte, 
weshalb er auch dann schließlich 
offen damit umgehen kann.

Ich spreche jetzt immer vom 
„Film-Gundermann“, da Alex-

ander Scheer es ist, der 
uns diesen inneren Kampf 
und seine Auflösung 
zeigt, Ich gehe davon aus, 
dass das gut recherchiert 
ist und dass der histori-
sche Gundermann einen 
ähnlichen Kampf geführt 
hat. Vermutlich konnte er 
das auch deswegen, weil 
er bei der Stasi war als 
einer, der glaubte, etwas 
bewegen zu können und 
dem Sozialismus damit zu 
dienen und nicht, weil er 
persönliche Vorteile da-
raus zog. Deshalb war er 

bei seinem Umfeld, bei seinen 
Musikern, seinen Kolleg_innen 
und Fans dann auch nicht unten 
durch, als alles rauskam.

„Gundermann“ habe ich nun 
zum sechsten Mal gesehen und 
er berührt mich jedes Mal aufs 
Neue. 

In Hamburg läuft der Film 
noch gelegentlich in kleineren 
Kinos. Die DVD erscheint im 
Januar. Die Gundermann-Lieder 
aus dem Film, gesungen von 
Alexander Scheer, gibt es auf 
CD und auch tolle Aufnahmen 
von Gundermann selbst sind 
noch erhältlich und könnten ein 
schönes Weihnachtsgeschenk 
sein.

MANFRED KLINGELE
Ruheständler

 
Gundermann – Spielfilm aus dem Jahr 2018 von 
Aandreas Dresen mit Alexander Scheer, Anna 
Unterberger, Eva Weißenborn u.a., Pandora 
Filmverleih, Starttermin war der 23. August 2018, 
Laufzeit 2 Std. 07 Min.
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Dazu traf man sich in Arbeitsgruppen
● �Universität – damals und heute
● �Internationale Befreiungsbewegungen – damals und heute
● �Die Rolle der Frauen während der Student_innenbewegung
● �1968 – wichtig für mein Leben
● �Der Generationenkonflikt – Abgrenzung von den Eltern
● �GEWerkschaft im Wandel – Student_innen beweg(t)en GE-

Werkschaften
● �Aufbruch bei den Lehrlingen
● �Kinderladenbewegung und antiautoritäre Erziehung
● �Filmdokumente zur Student_innenbewegung

68ER_INNEN

Was wir wollten, 
was draus wurde
Die Ruheständler_innen organisierten eine Veranstaltung zur 
Rückschau auf die Student_innenbewegung

Knapp 200 Interessierte folg-
ten der Einladung der ‚Personen-
gruppe der Ruheständler_innen‘ 
unseres Landesverbandes, vor-
mals schlicht: Betriebsgruppe. 
Der Graufaktor der Haarpracht, 
soweit noch vorhanden, zeigte, 
dass die allermeisten in irgend-
einer Form in den Jahren des 
Aufruhrs – so darf man es wohl 
nennen – dabei gewesen waren. 

Wobei man differenzieren muss: 
es gibt die eher kleine Gruppe 
derer, die von Anfang an dabei 
gewesen sind, datiert auf das Jahr 
1967 oder noch etwas früher und 
diejenigen, die die übergroße 
Mehrheit bildeten, die vornehm-
lich zu Beginn und während der 
1970er Jahre politisiert wurden.

Ich gestehe, dass ich skep-
tisch war. Zu groß schien mir 

die Gefahr, dass das Ganze in 
Nostalgie und Selbstbeweihräu-
cherung enden könnte. Aber ich 
hatte zugesagt, Fotos zu machen. 
Im Nachhinein hat man an mich 
die Bitte herangetragen, einen 
Bericht über den Nachmittag zu 
verfassen. Der muss notwendig 
lückenhaft bleiben, weil ich in 
die einzelnen Arbeitsgruppen 
(s. Kasten) naturgemäß immer 
nur sprunghaft Einblick nehmen 
konnte. Somit ist das, was ich 
berichte, zwar sehr ausschnitt-
haft, aber dafür ergänzt durch 
manchen Gedanken, der mir in 
diesem Zusammenhang durch 
den Kopf gegangen ist. 

Eine ausführliche Darstellung 
dessen, was in den einzelnen 
AGs stattgefunden hat, bleibt 
einem Schwerpunkt in unserer 
nächsten Ausgabe vorbehalten. 
Wenn dann vielleicht nicht je-
der, aber zumindest einige der 

Fo
to

s:
 h

lz



hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 12/2018	 53

Berichte auf aktuelle Fragestel-
lungen verweisen, so ist zu hof-
fen, dass diese dann nicht nur 
Denkanstöße liefern, sondern 
auch Kontroversen auslösen, die 
die aktuelle politische Debatte 
beflügeln.

Beflügelt fühlte man sich be-
reits durch den einleitenden Bei-
trag von Knut Nevermann, Sohn 
des ehemaligen Hamburger 
Bürgermeisters in jenen Jahren 
(1961-1965) und in seiner beruf-
lichen Karriere an verschiedenen 
politischen Schaltstellen ver-
antwortlich tätig. Er zeichnete 
ein sehr authentisches Bild der 
damaligen Stimmung im poli-
tisierten Berliner studentischen 
Milieu. Es sind dann nicht so 
sehr die historischen Daten, die 
ja den Beteiligten mehr oder we-
niger bekannt waren, die seinen 
Vortrag so lebendig erscheinen 
ließen, als vielmehr die Rollen-
konflikte, die er als Sohn eines 
hochgestellten Politikers durch-
lebt hat. Es war nachvollziehbar, 
dass das Geschäft des Oppositio-
nellen nicht einfacher wird, wenn 
man das Gegenüber aus anderen 
Zusammenhängen persönlich 
kennt. Überzeugend wirkten 
seine Ausführungen vor allem 
an den Stellen, an denen er den 
unglaublichen kulturellen Mief 
der Adenauer-Ära beschrieb bei 
gleichzeitigem Aufzeigen der 

Dimension der quasi nicht statt-
gefundenen Entnazifizierung 
in Justiz und staatlicher Ver-
waltung, aber eben auch in der 
Wissenschaft. Und so notwendig 
und berechtigt aller Protest auch 
sein mochte, so unheilvoll waren 
Entwicklungen, die die meisten 
der aktiv Beteiligten – aus der 
Rückschau betrachtet – nicht 
mit der notwendigen Distanz 
und Kritik begegneten. Konkret: 
Das, was sich zunächst noch als 
abstrakte Gewaltfrage abhandeln 
ließ, wurde rasant brisanter, als 
man mit dem Auftreten der RAF 
gefordert war, Stellung zu be-
ziehen. Hier sei man, so Never-
mann, wenn man sich denn über-
haupt distanziert habe, nicht nur 

zu zaghaft in der Kritik gewesen, 
sondern habe, wenn man sich 
weggeduckt habe, seine gesell-
schaftliche Verantwortung nicht 
genug wahrgenommen.

In der anschließenden Po-
diumsdiskussion, geleitet von 
Margret Bülow-Schramm , die 
als Hochschullehrerin 40 Jahre 
lang die Ereignisse an der Uni 
aus nächster Nähe begleitet hat, 
waren die Rollen klar verteilt. 
Die Studentin und noch vor kur-
zem Asta-Vorsitzende Franziska 
Hildebrandt sieht die aktuellen 
Auseinandersetzungen in klarer 
Nachfolge dessen, was die 68er 
auf den Weg gebracht haben. 
Diese wiederum sieht sie in ei-
ner Linie mit den humanistisch 
geprägten Zielen der Elterngene-
ration, die aus ihren unmittelbar 
aus den Kriegserfahrungen re-
sultierenden Schlussfolgerungen 
demokratisches, der Aufklärung 
verpflichtendes Recht schufen. 
Dazu gehörten die Deklaration 
der Allgemeinen Menschenrech-
te, aber zu nennen sei in diesem 
Kontext auch die Schaffung in-
ternationaler Organisationen wie 
die UNO, die ihrem Anspruch 
nach der Völkerverständigung 
und damit dem Frieden diene. 

Christa Sager, ehemalige 
grüne Wissenschaftssenatorin 
in Hamburg, studierte in den 
1970er Jahren an der Hamburger 
Uni, politisierte sich aber bereits 
1968 im Zusammenhang mit den 

Knut Nevermann – differenziert und noch immer sehr engagiert in der 
Sache

Moderatorin Margret Bülow-Schramm wollte wissen, wie sich 68 
damals anfühlte und welche Konsequenzen das damalige Handeln heute 
gesellschaftspolitisch habe
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Protesten der Schüler_innen und 
Student_innen in Bremen gegen 
Fahrpreiserhöhungen. Sie legte 
den Fokus ihrer Argumentation 
auf den Kulturwandel: Vor 68 
habe es – so ihre Wahrnehmung 
– eigentlich nur Familie gege-
ben. Die Vorstellung, dass man 
gesellschaftliche Verantwortung 
trage und daraus das Handeln 
abzuleiten sei, wurde quasi neu 
in die Welt getragen. Aus der 
Rückschau betrachtet sei man 
zwar an vielen Stellen, insbe-
sondere was die Kritik an demo-
kratischen Institutionen betreffe, 
über das Ziel hinaus geschossen, 
allein dadurch habe sich aber im 
öffentlichen Bewusstsein etwas 
geändert. Der damals gängige 
Verbalradikalismus sei mit einer 
Art Selbstüberhöhung einherge-
gangen, was sie heute durchaus 
kritisch sehe. Dazu gehöre die 
Relativierung von Menschen-
rechten im Namen einer Ideo-
logie genauso wie die Miss-
achtung oder Geringschätzung 
rechtsstaatlicher Prinzipien. Ge-
rade im Zusammenhang mit den 
gegenwärtigen Angriffen von 
rechts sei es notwendig, die zi-
vilgesellschaftlichen Fortschritte 
und grundgesetzlichen Garantien 
zu verteidigen, so die ehemalige 
Senatorin.

Der einzige vom Alter her – 
neben Nevermann – ‚echte‘ 68er 
gab sich als advocatus diaboli. 

Der ehemalige Rektor der Uni 
Oldenburg, Michael Daxner, 
der die ‚Zeit des Aufruhrs‘ als 
junger Wissenschaftler in Wien 
verbrachte, vertrat die These, 
dass man das, was allgemein als 
demokratische Errungenschaften 
bezeichnet wird, auch ohne die 
68er oder gar besser ohne diese 
erreicht hätte. Seine These: Der 
radikale Anspruch in Richtung 
völliger Verweigerung mancher 
linker Gruppen in den 1970er 
Jahren, habe die Reintegration 
der Student_innen ins System 
beschleunigt. Auch was die Fo-
kussierung auf den Gegensatz 
von Kapitalismus/Sozialismus 
angehe, so sei er – genährt von 
seinen frühen Erfahrungen des 
Stalinismus im Zusammenhang 
mit der Niederschlagung der 
Volksaufstände in Ungarn oder 
eben 1968 in Prag, wo er Zeit-
zeuge gewesen sei – schon früh-
zeitig kuriert gewesen von dem 
Gedanken, dass die Systemfrage 
das Entscheidende sei. Insofern 
sei auch heutiger Protest, wenn 
er von „linkem Gebrabbel“ be-
gleitet wird, eher kontraproduk-
tiv.

Was für ihn die Errungen-
schaften der 68er Bewegung 
ausmache, sei die immer noch 
virulente Frage: Wie wollen wir 
leben? Dass sich in diesem Kon-
text die größten Veränderungen 
– namentlich in Bezug auf die 

Sexualmoral – eingestellt hätten, 
sei nicht zuletzt, weil entideolo-
gisiert, unbestritten.

Abgesehen von diesem Bei-
trag, der so manche Frage auf-
warf, die u.a. aus Zeitgründen 
nicht gestellt werden konnte, 
waren die Beiträge der anderen 
Podiumsteilnehmer_innen zwar 

– gerade wenn es um die Schil-
derung ganz persönlicher Erleb-
nisse ging – durchaus interes-
sant, aber in weiten Teilen gaben 
sie wohl die Meinung des Pub-
likums wieder; jedenfalls konnte 
die anschließende Diskussion 
im Plenum Widersprüche nicht 
zuspitzen oder gar neue Aspek-
te hinzufügen. Das heißt, man 
war sich einig, dass 68 die Zeit 
des kulturellen Umbruchs mar-
kiert, der die Nachkriegsperio-
de beendete, die äußerlich vom 
Willen zum wirtschaftlichen 
Wiederaufbau und innerlich vom 
Verdrängen der Nazivergangen-
heit gekennzeichnet war. Beides 
wurde durch die 68er infrage ge-
stellt. „Macht kaputt, was euch 
kaputt macht“ als Äußerung des 
Protests gegen das, was der Ka-
pitalismus als Segen bereit hielt, 
„Traut keinem über 30“ als Be-
ginn einer Auseinandersetzung 
mit einer Täter_innengeneration, 
die es versäumt hatte, sich ihrer 
Vergangenheit zu stellen. 

Franziska Hildebrandt  zog eine 
Verbindung zwischen 1945-1968 
und heute

Für Michael Daxner wird zu viel 
schöngeredet

Christa Sager mahnte vor zu 
viel Selbstgerechtigkeit und rief 
dazu auf, die zivilrechtlichen 
Errungenschaften zu verteidigen
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Beides hat deutliche Spuren 
bis in die Gegenwart hinterlas-
sen, ja beherrscht aktuell einen 
Teil der öffentlichen Debatte. 
Wenn ein Alexander Dobrindt 
(CSU) eine konservative Wende 
fordert oder gar von der Not-
wendigkeit einer konservativen 
Revolution spricht (s. Kasten), 
dann ist das nicht nur eine Re-
aktion auf die schlechten Wahl-
ergebnisse seiner Partei, sondern 
der Versuch, über Jahrzehnte 
ideologisch verloren gegange-
nes oder verloren geglaubtes 
Terrain zurückzuerobern. Wenn 
die AfD Schüler_innen dazu auf-
fordert, missliebige Meinungen 
von Lehrkräften an sie zwecks 
Weiterleitung an die Behörde zu 
melden, dann ist dies gleichzeitig 
der Versuch, diese zu diskreditie-
ren und einzuschüchtern. Dabei 
gibt es durch das Kontroversi-
tätsgebot eine klare Weisung, die 
Indoktrination unterbindet oder 
zumindest erschwert. Wo bitte 
gab es denn vor 68 die Kultur 
in der Schule, dass die Lehrkraft 
unterschiedliche Meinungen ins 
Zentrum des Unterrichts stell-
te? Wahrscheinlich geht es den 
meisten wie mir, wenn sie diese 
Zeit auch als Schüler_in erlebt 
haben: So etwas gab es nicht! 
D.h., das, was wir heute als 

selbstverständlich ansehen, was 
vor allem die Grundlage demo-
kratischen Denkens ist, wird von 
konservativ-reaktionären Kräf-
ten aktuell infrage gestellt.

Bei aller Bereitschaft zur 

Selbstkritik was einzelne Vor-
gehensweisen angeht, bei aller 
selbstkritischen Betrachtung 
in Hinblick auf damalige Ein-
schätzungen wie insbesondere 
die Haltung gegenüber sich so-
zialistisch nennenden Staaten 
oder Befreiungsbewegungen, 
bleibt es doch das Verdienst der 
68er_innen, den Auftrag und den 
Geist dessen, was Demokratie 
meint, mit Leben gefüllt zu ha-
ben. Die Anwesenden waren sich 
einig darin, hierzu einen Beitrag 
geleistet zu haben. Wenn es denn 
stimmen sollte, was Dobrindt 
den 68er_innen nachsagt, sie 
besäßen die Meinungsvorherr-
schaft (s. Kasten oben), dann 
sollten alle, die das emanzipa-
torische Erbe für schützenswert 
bzw. ausbaufähig halten, dazu 
beitragen, dass dies auch so 
bleibt bzw. geschieht.

JOACHIM GEFFERS

Wer hat das Sagen?
In einem Essay für die Tageszeitung „DIE WELT“ hält Alexan-

der Dobrindt ein Plädoyer „Für eine bürgerliche Wende“. Darin 
schreibt der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe im Bundestag: 
„Fünfzig Jahre nach 1968 muss endlich klar sein: Unser Land war 
nie links, sondern immer bürgerlich. (...) Auf die linke Revoluti-
on der Eliten folgt eine konservative Revolution der Bürger. Wir 
unterstützen diese Revolution und sind ihre Stimme in der Poli-
tik.“ Linke Aktivist_innen hätten nach 1968 den Marsch durch 
die Institutionen ausgerufen und sich seitdem Schlüsselpositionen 
in Kunst, Kultur, Medien und Politik gesichert. „Sie wurden zu 
Meinungsverkündern, selbst ernannten Volkserziehern und laut-
starken Sprachrohren einer linken Minderheit. Die 68er waren da-
bei immer eine Elitenbewegung“, schreibt Dobrindt in der WELT 
am 3.1.2018

Man muss davon ausgehen, dass Dobrindt in Hinblick auf die 
Verwendung des Begriffs ‚konservative Revolution‘ genau weiß, 
auf wessen Spuren er dort wandelt. Es sind jene, die als völkisch-
nationalistische Apostel bereits vor dem ersten Weltkrieg einen 
patriarchalisch elitären Chauvinismus predigten und danach zu 
denen gehörten, die die Dolchstoßlegende in die Welt setzten, um 
damit den Eindruck zu vermitteln, die „Novemberverbrecher“, 
also die republikanischen Kräfte der Weimarer Republik, seien 
schuld an der Niederlage. Diese Tradition – ihrem Wesen nach 
zutiefst undemokratisch – setzte sich nach dem zweiten Weltkrieg 
fort. Bis heute gehört dazu, die Kriegsschuld zu leugnen und den 
Holocaust zumindest zu relativieren. JG

Der Rock’n Roll gehörte damals wie auch an diesem Abend dazu. Die 
Lehrer_innenband der Erich-Kästner-Schule heizte ein
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Autonomer "Wasserwerfereinsatz" an der Bernhard-Nocht-Straße (1983), 
zu Zeiten der Kämpfe um die Häuser an der Hafenstraße
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Wilde Zeiten.
Hamburg-Fotografien von Günter Zint 
1965–1989. Mit Texten von
Tania Kibermanis, 256 S.,
Hardcover mit 294 sw-Abbildungen, 
ISBN 978-3-96060-504-1,
49,90 EUR

REZENSION

Einblicke
Wer sich ein Bild von Hamburger Er-

eignissen ab den 60er-Jahren machen will, 
kommt an Günter Zint kaum vorbei. Seine 
Aufnahmen in diesem neuen Fotoband rei-
chen von den Zeiten des Starclubs, von den 
Beatles und Jimi Hendrix zu einigen turbu-
lenten Aktionen des Jahres 1968 und enden 
mit den Kämpfen um die besetzten Häuser 
der Hafenstraße in der Mitte der 80er-Jahre.

Günter Zint arbeitete als Fotograf für eine 
Reihe von Magazinen und Zeitungen: unter 
anderem für SPIEGEL, stern, konkret und 
St. Pauli Nachrichten. Seine Fotos entstan-
den oft nicht aus einer distanzierten Beob-
achterperspektive, sondern mitten in den 

Ereignissen. Dabei hatte er häu-
fig ein glückliches Händchen und 
konnte den Auslöser im richtigen 
Moment drücken. Gutes Beispiel 
dafür ist das nebenstehende Bild, 
das gerade den Moment erfasst, in 
dem der Inhalt eines Wassereimers 
auf den Polizisten landet.

Das Buch erinnert an den breiten 
Widerstand gegen das Atomkraft-
werk Brokdorf, die Atommüllde-
ponie Gorleben und den Abriss des 
Fischerdorfes Altenwerder. Neben 
diesen großen politischen Themen 
wird aber auch ein Einblick in 
den sich stark wandelnden Alltag 
geboten: Es gibt Bilder von den 
ersten Langhaarigen und Mini-
Röcken, vom freizügigen Leben in 
Kommunen und dem (aus heutiger 
Sicht) damals recht schmuddeli-
gen Alltag auf St. Pauli.

Die rund 250 Fotos sind thema-
tisch in Kapitel eingeteilt, die je-
weils mit einleitenden Texten von 
Tania Kibermanis beginnen.

MANNI HEEDE
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GEW TERMINE – DEZEMBER 2018 / JANUAR 2019

Referat F

Gruppe Gewerkschaftliche Bildung 
Wir treffen uns unregelmäßig aber effektiv. 
Wir freuen uns über die Teilnahme von 
Interessierten. Info: Roland Stolze, 
mailto: rolandstolze@gwhmail.de

Referat B/C Bildungspolitik, -finanzierung In der Geschäftsstelle nachfragen

GEW Studies In der Geschäftsstelle nachfragen

Junge GEW In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Grundschule/Vorschule In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Stadtteilschulen 12.02.2019, 15.30-17.30 Uhr, Raum C

FG Berufliche Schulen 19.12.2018, 16.30-19.00 Uhr, GBW
23.01.2019, 16.30-19.00 Uhr, GBW

FG Gymnasien In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Kinder- und Jugendhilfe In der Geschäftsstelle nachfragen

Kita Netzwerk In der Geschäftsstelle nachfragen

Bildung ohne Bundeswehr 20.12.2018, 19.00-21.00 Uhr, Raum B

FG Sonderpädagogik und Inklusion In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Hochschule u. Forschung 14.01.2019, 18.00-20.00 Uhr, Raum C

AfGG Gleichstellungs- u. Genderpolitik In der Geschäftsstelle nachfragen 

AG Flucht u. Bleiben 09.01.2019, 18.00-21.00 Uhr, Raum C
14.01.2019, 18.00-21.00 Uhr, Raum A

Bleiberechtsausschuss 21.02.2019, 18.00-22.00 Uhr, Räume ABC

Mittelamerikagruppe In der Geschäftsstelle nachfragen

AG Bildung statt Kinderarbeit 08.01.2019, 16.00-18.00 Uhr, Raum C

Friedensausschuß 16.01.2019, 19.00-21.00 Uhr, Raum C
23.01.2019, 19.00-21.00 Uhr, Raum C

AG Drohnen In der Geschäftsstelle nachfragen

Ruheständler 09.01.2019, 10.15-13.00 Uhr, Raum A
07.11.2018, 10.15-13.00 Uhr, Raum A

FG PTF soz.-päd. Personal an Schulen In der Geschäftsstelle nachfragen

AG Schulleitungen 14.01.2019, 18.00-20.00 Uhr, GA Zimmer

FG Erwachsenenbildung 23.01.2019, 19.00-22.00 Uhr, GBW

AG Kindheitspädagogik 19.12.2018, 19.00-21.00 Uhr, GBW

AJuM – AG Jugendliteratur u. Medien 04.02.2019, 18.30-21.00 Uhr  (Fakultät EPB  PI)
von-Melle-Park 8, 20146 Hamburg, Raum 009

Bildungsclub 28.01.2019, 18.00-21.00 Uhr, GBW

AG Queere Lehrer*innen 24.01.2019, 18.30-21.00 Uhr, Raum C

Für aktuelle Termine bitte auch auf unsere website unter: https://www.gew-hamburg.de/
mitmachen/termine gucken und evtl. die Kontaktpersonen ansprechen.
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NAHOST

Trotz Verfolgung und Krieg
Aufbau eines demokratischen Bildungs- und Gesundheitssystems 
in Nordsyrien/Rojava – Berichte zweier Delegationen

Nordsyrien ist ein Gebiet, in 
dem Menschen unterschiedlicher 
ethnischer Zugehörigkeit und 
Religion zusammen leben, seit 
2012 auf der Grundlage einer ba-
sisdemokratischen Selbstorgani-
sation. Den ersten, überwiegend 
kurdisch geprägten Kantonen 
Cizire, Kobanê und Afrìn (Roja-
va) haben sich weitere vom sog. 
IS befreite Gebiete angeschlos-
sen.

Im Norden grenzt das Gebiet 
auf einer Länge von 900 km 
an die Türkei, im Osten an die 
kurdischen Autonomiegebiete 
(KRG) im Nordirak und im Sü-
den sowie westlich des Euphrats 
werden die angrenzenden Gebie-
te von der syrischen Regierung 
oder von mit der Türkei koope-
rierenden islamistischen Milizen 
kontrolliert. Im Frühjahr 2018 
wurde Afrin direkt völkerrechts-
widrig vom türkischen Militär 

und den verbündeten Milizen 
angegriffen, besetzt und zwangs-
islamisiert. Seitdem sind ca. 
200.000 evakuierte Menschen in 
Dörfern und Camps im Kanton 
Shebha auf der Flucht.

Trotz eines Embargos durch 
die Türkei und eines Teilembar-
gos durch die irakisch-kurdische 

Regionalregierung hinsichtlich 
humanitärer Hilfe, Medikamen-
ten und Lebensmitteln ist es in 
Rojava gelungen, eine demokra-
tische Gesellschaftsstruktur und 
Selbstverwaltung aufzubauen 
und auszuweiten, die inzwischen 
als Demokratische Föderation 
Nordsyrien knapp ein Drittel 

Der Feind hatte nicht viel für Bildung übrig: Schule in Osman

Schritte im Wiederaufbau: Gleichberechtigt gemeinsam lernen
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des syrischen Staatsgebietes 
umfasst. Sie ist orientiert an den 
Menschenrechten. An oberster 
Stelle stehen: Gleichberechti-
gung der Frauen, Abschaffung 
von Todesstrafe und Folter, Re-
ligionsfreiheit, Gleichwertigkeit, 
Gerechtigkeit, Frieden, Bildung, 
Gesundheit, Demokratie und 
Ökologie. Dies sind die Grund-
pfeiler der neuen Gesellschaft, 
die den Menschen Hoffnung und 
Zukunftsperspektive vermittelt.

Diesen Prozess zu erleben, 
zu unterstützen und von ihm zu 
lernen, hat viele Menschen aus 
Europa und der Welt angezogen. 
Durch Gespräche vor Ort, Part-
nerschaften, Spendensammlun-
gen und politische Solidarität 
unterstützen sie die demokrati-
sche Entwicklung in Rojava und 
leisten einen Beitrag zum Frie-
densprozess in Syrien und dem 
Mittleren Osten.

Birgit Zwikirsch und Chris-
tian Katz, GEW-Kolleg_innen 
aus Oldenburg/Niedersachsen, 
haben vor zwei Jahren mit Kol-
leg_innen und Schüler_innen 
und dem Projekt „Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Cou-
rage“ Schulpartnerschaften mit 
Schulen in Kobanè und Girè Spì 
aufgebaut. Bei der Organisierung 
des Austausches waren sie mehr-
fach an Grenzen gestoßen. Unter 
anderem hatten sie Kolleg_innen 
aus Rojava eingeladen, die vom 

Deutschen Konsulat keine Ein-
reisevisa bekamen. Also reisten 
die Oldenburger mit einer Dele-
gation von GEW-Kolleg_innen 
im Mai 2018 auf Einladung der 
Bildungsräte aus Kobanè und 
Girè Spì nach Nordsyrien, um 
sich über die Situation vor Ort 
und über die Grundlagen und 
den Aufbau des Bildungswesen 
ausführlich zu informieren.

Sie erlebten in Rojava einen 
selbstbewussten Aufbruch zu 
einem neuen demokratischen 
Bildungswesen mit großem En-
gagement der Lehrer_innen. Sie 
erfuhren von der massiven Zer-
störung von Schulgebäuden und 
deren Missbrauch während der 
Besatzung und sahen gleichzei-
tig die enormen Leistungen des 
Wiederaufbaus seit der Befrei-
ung.

Viele Zielvorstellungen der 
GEW in den Bereichen Recht 
auf Bildung, Antidiskriminie-
rung, Vielfalt, Mehrsprachigkeit, 
Gleichwertigkeit und Gleichbe-
rechtigung sowie Demokratie- 
und Friedenserziehung werden 
dort bereits grundlegend im neu-
en Bildungswesen verankert.

Silvia Hauffe, Büroleiterin 
von Sylvia Gabelmann (Bun-
destagsfraktion DIE LINKE), 
reiste ebenfalls im Mai 2018 mit 
einer Delegation nach Rojava, 
im Rahmen der Kampagne „Wo-
men rise up for Afrin“, um vor 
Ort zu erfahren, wie sich die Le-
bensbedingungen der aus Afrin 
geflüchteten Menschen konkret 
darstellen, wie vor allem Frau-
en die Organsiation der Flücht-
lingscamps – ohne internationale 
Unterstützung – umsetzen und 
wie es um die gesundheitliche 
Versorgung der Menschen steht. 
Dabei konnten sie sich einen 
Überblick über die Strukturen 
der Frauenselbstorganisationen 
verschaffen sowie das Gesund-
heitswesen kennenlernen.

Zwei verschiedene Delegati-
onen, zwei verschiedene Reisen 
mit unterschiedlichem themati-
schen Schwerpunkt, die wir in 
unserer Veranstaltung am 21. Fe-
bruar zusammenführen möchten.

Wir freuen uns auf die Reise-
berichte der Delegationen und 
einen ermutigenden Diskussi-
onsabend!

KARIN HAAS, ANGELIKA REUTER
Bleiberechtsausschuss

Aufbau eines demokratischen Bildungs- und 
Gesundheitssystems in Rojava/Nordsyrien

Berichte zweier Delegationen vom Überlebensmut und der 
Aufbauarbeit unter extremen Bedingungen – mit zahlreichen Fo-
tos und Erlebnissen

Donnerstag, den 21. Februar 2019, 18.00 Uhr, Raum ABC, 
Curiohaus, Rothenbaumchaussee 15

Die GEW-Kolleg_innen Birgit Zwikirsch und Christian Katz 
sowie Silvia Hauffe von der Partei DIE LINKE berichten.

Die Alltäglichkeit des Krieges
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NOVEMBERREVOLUTION 1918

Für Einheitsschule und 
Selbstverwaltung (Teil 2)

Nachdem der Arbeiter- und Soldatenrat im Dezember 1918 die Abschaffung 
des Religionsunterrichts an den Schulen beschlossen hatte, rückte die 
ebenfalls vom Hamburger Lehrerrat geforderte Selbstverwaltung der 
Schulen in den Mittelpunkt

Am 12. November 1918 hatten 
2300 Lehrer_innen im Curio-
haus bei nur wenigen Gegen-
stimmen ihre Forderungen zur 
Umgestaltung des Schulwesens 
beschlossen. Als die ersten 
Schritte gegen den Religions-
unterricht eingeleitet wurden, 
kam es zu heftigen Protesten im 
konservativ-bürgerlichem Lager 
(Die Red.).

Es wurde dennoch wei-
ter in den Kommissionen des 
Lehrerrates an konzeptionellen 
Vorschlägen gearbeitet. Der 
Lehrerrat beschloss acht Thesen 
zur Einheitsschule, die dann ge-
druckt an die Schulen geschickt 
wurden. Nicht einig war man 
sich im Lehrerrat in der Frage, 
wie viele Stufen der Unterbau, 
die Grundschule, haben sollte. 

Diskutiert wurde ein vier-, fünf- 
oder sechsstufiger Unterbau, die 
Oberlehrer, Rektoren und Schul-
räte präferierten eine vierstufige 
Grundschule.

Im Tätigkeitsbericht fasste H. 
L. Köster die Beschlüsse des 
Lehrerrates zur Einheitsschule 
zusammen: „Fortfall des Schul-
geldes in allen Staatsschulen. 
Unentgeltlichkeit der Lernmittel. 
Unterhaltsbeihilfen für Unbemit-
telte. Aufhebung der Vorschulen 
an den höheren Schulen. Keine 
neue Einrichtung der Sexten Os-
tern 1919. Aufnahme aller Schü-
ler in die höhere Schule unter 
den gleichen Bedingungen. Für 
die Mädchenschulen sollten die 
gleichen Forderungen gelten.“

Die Frage der Selbstverwal-
tung der Schule war bis zuletzt 

strittig. Die Oberschulbehörde 
bestand darauf, die Schulleiter 
zu bestimmen. Es war ein ewiger 
Dissenspunkt, bis eine Kommis-
sion der „Gesellschaft der Freun-
de“, die sich aus den Sozialisten 
Louis Biester, Friedrich Haeuß-
ler und Richard Ballerstaedt zu-
sammensetzte, den Arbeiter- und 
Soldatenrat aufsuchte.

In Folge verordnete der Ar-
beiter- und Soldatenrat als seine 
letzte Tat ein Selbstverwaltungs-
gesetz für die Staatsschulen in 
Hamburg. Danach sollte der 
Schulleiter vom Lehrerkollegi-
um in geheimer Wahl am ersten 
Tage des Schuljahres auf ein Jahr 
gewählt werden und sein Amt 
ehrenamtlich verwaltet werden. 
Die bisher im Amt befindlichen 
Schulleiter sollten die Funktion 
eines Lehrers unter Fortbezug 
des bisherigen Gehaltes über-
nehmen. 

Am 16.3.1919 erhielten die 
Sozialdemokraten die absolute 
Mehrheit bei den Bürgerschafts-
wahlen und damit waren neue 
politische Verhältnisse herge-
stellt. Der von der Hamburger 
Bürgerschaft einen Monat zuvor 
gewählte Senat verkündete das 
neue Selbstverwaltungsgesetz, 
das weitgehend dem Entwurf 
des Lehrerrates entsprach. Bis 
zum 6. Mai 1919 musste nun 
an 198 Schulen gewählt wer-
den. Einen Monat später wurde 
in der „Pädagogischen Reform“ 
bekannt gegeben, dass an rund 
75 Prozent aller Schulen die 

Zeitgenössische Zeichnung des Curiohauses
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bisherigen Schulleiter wieder-
gewählt worden waren. An den 
anderen Schulen hatten sich die 
alten Schulleiter zumeist nicht 
wieder zur Wahl gestellt. Unter 
den neu Gewählten befanden 
sich insgesamt nur drei Frauen 
(bei insgesamt 198 Schulen!). Es 
war somit erst einmal ein Anfang 
gemacht.

Ernüchternde Ergebnisse der 
Lehrerratswahlen

Bei den Lehrerratswahlen im 
Mai 1919 kam es dann bereits 
zu einer deutlichen politischen 
Polarisierung. Es kandidierten 
vier Listen. Die „Gesellschaft 
der Freunde“ vermochte es nicht, 
sich auf eine gemeinsame Liste 
zu einigen. So entstanden, par-
teipolitische orientiert, eine der 
SPD zuzurechnende Liste und 
ein von der Deutschen Demo-
kratischen Partei (DDP) entwi-
ckelter Wahlvorschlag. Zur Wahl 
stellte sich gegen die Reform-
gruppierungen eine sich selbst 
‚unpolitisch‘ nennende Liste 
‚Aufbau‘. Hier kandidierten ei-

nige konservative Lehrervertre-
ter, zum Teil sogar prominente 
Mitglieder der Deutschen Volks-
partei (DVP) und der Deutschna-
tionalen. Führende Deutschnati-
onale waren auf einer vierten, 
rechten Liste zu finden.

Die Überraschung war groß 
und bei den fortschrittlichen 
Kräften ernüchternd, als die Lis-
te ‚Aufbau‘ mit 19 Mandaten 
stärkste Gruppierung wurde. Die 
Demokraten kamen auf 18 Sitze, 
die Sozialisten auf 10, die Rech-
ten errangen drei Plätze. Gewählt 
worden waren auf der SPD-Liste 
u.a.: Hermann Leo Köster, Carl 
Götze, Konrad Höller, Wil-
liam Lottig, Rudolf Roß, Kurt 
Adams. Auf der Liste der DDP 
u.a.: Fritz von Borstel, Theodor 
Blinckmann, Karl Umlauf, Eli-
sabeth Seifarth, Christian Gripp, 
Max Traeger, Ludwig Doermer 
und Emmy Beckmann, allesamt 
Personen, die in der Weimarer 
Republik noch eine wesentliche 
Rolle spielen sollten.

Allerdings: Ein halbes Jahr 
nach der Revolution erwiesen 

sich die Mehrheitsverhältnisse in 
der Lehrerschaft anders, als man 
nach der Aufbruchstimmung am 
12. November 1918 hätte ver-
muten können. Bei den Lehrer-
kammer-Wahlen ein Jahr später 
ergab sich kein günstigeres Bild. 
Die vereinigte Liste der „Gesell-
schaft der Freunde“ erreichte 50 
Mandate, also genau die Hälfte 
der Sitze, die rechte Liste 17 und 
der ‚Aufbau‘ 33. Die ursprüngli-
che Hoffnung der Reformbewe-
gung, mithilfe der Selbstverwal-
tung über die Zusammensetzung 
der Oberschulbehörde Einfluss 
auf die Bildungspolitik zu ge-
winnen, wurde dadurch sehr 
stark gedämpft.

Andererseits wurden einige 
der Reformkräfte als Schulräte 
in die Oberschulbehörde be-
rufen, wie der Vorsitzende der 
„Gesellschaft der Freunde“, 
Fritz von Borstel sowie Carl 
Götze und Hermann Leo Köster 
in Altona. Karl Umlauf und Lud-
wig Doermer wurden nachein-
ander Landesschulräte. Rudolf 
Roß, Richard Ballerstaedt und 

Acht Thesen des Lehrerrates zur Einheitsschule, von einer Kommission des Lehrerrates unter Einbeziehung von 
Vertretern der Oberschulbehörde einvernehmlich erarbeitet und im Dezember 1918 an alle Schulen verschickt
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Emmy Beckmann waren Bür-
gerschaftsabgeordnete, Emmy 
Beckmann auch Oberschulrätin, 
Rudolf Roß sogar Bürgerschafts-
präsident und später Erster Bür-
germeister. Mit Theodor Blinck-
mann und Christian Gripp waren 
zwei ehemalige Proponenten 
(Vorsitzende) der „Gesellschaft 
der Freunde“ gewählt worden. 
Und mit Max Traeger wurde ein 
Vertreter der jungen Lehrer 1920 
als Schulleiter an der Schule 
von Heinrich Wolgast gewählt, 
nachdem dieser gestorben war. 
Er repräsentierte den Generati-
onswechsel auch als Proponent 
der „Gesellschaft der Freunde“ 
von 1920 bis 1923. Es war also 
ein Vertrauensbeweis für die 
Personen, die innerhalb der „Ge-
sellschaft der Freunde“ und des 
Hamburger Bildungswesens eine 
zentrale Rolle gespielt hatten.

Veränderungen durch das 
Selbstverwaltungsgesetz

Als im April 1920 das lange 
geforderte Gesetz zur Selbstver-
waltung der Schule veröffent-
licht wurde, fand dieses Gesetz 
in der „Gesellschaft der Freun-
de“ große Unterstützung. Der 
erste Satz lautete: „Die unmittel-
bare Verwaltung einer jeden der 
Oberschulbehörde unterstellten 
Schule erfolgt durch den Lehr-
körper und den Elternrat.“ Und 
weiter: „Der Schulleiter wird 
durch die Mitglieder des Lehr-
körpers und die Vertreter der El-
ternschaft gewählt.“

In diesem Gesetz waren ei-
nige der zentralen Forderungen 
des Lehrerrates und der „Gesell-
schaft“ erfüllt: Mit der durch die 
Lehrerinnen und Lehrer durch-
geführten Schulleiterwahl konn-
te man im Inneren des Schul-
organismus größere Freiheiten 
erwarten, die Lehrerinnen und 
Lehrer waren aktiv beteiligt, 
und durch die Einbeziehung von 
Eltern könnte das pädagogische 
Leben an den Schulen in ganz 
andere Bahnen gelenkt werden 
als in den Jahren des Kaiser-
reichs.

Ein anderer genuiner Interes-
senpunkt der Lehrerschaft war 
die Frage der Lehrerbildung. Im 
Kaiserreich war die Lehreraus-
bildung in folgende Bahnen ge-
lenkt worden: Volksschullehrer 
wurden an den Lehrerseminaren 
ausgebildet, die Eingangsvor-
aussetzung war ein Volksschul-
abschluss.

Ziel der „Gesellschaft der 
Freunde“ war die Bildung eines 
„Einheitslehrers“, der, gleich 
an welcher Schulform er unter-
richtete, an der Universität glei-
chermaßen ausgebildet werden 
sollte. Als klar wurde, dass man 
die Ausbildung eines „Einheits-
lehrers“ wie auch die Einführung 
der Einheitsschule nicht errei-
chen konnte, konzentrierte sich 
die „Gesellschaft der Freunde“ 
auf die Verhinderung der Einfüh-
rung pädagogischer Akademien 
für Volksschullehrer nach dem 
Vorbild Preußens.

Als das Lehrerbildungsgesetz 
vom 20. Dezember 1926 ver-
abschiedet wurde und die uni-

versitäre Ausbildung für Volks-
schullehrer an der Universität 
Hamburg damit institutionali-
siert werden konnte, verbuchte 
die „Gesellschaft“ dieses Gesetz 
nicht zu Unrecht als einen Teil-
erfolg ihrer lang anhaltenden Be-
mühungen in dieser Frage.

Als Erfolg langjähriger Be-
strebungen der pädagogischen 
und unterrichtlichen, konzepti-
onellen Arbeit in der „Gesell-
schaft der Freunde“ muss auch 
die Einrichtung von Versuchs- 
und Gemeinschaftsschulen gese-
hen werden. So nahmen im April 
1919 die Versuchsschulen Berli-
ner Tor, Breitenfelder Straße, Te-
lemannstraße und ein Jahr später 

die Versuchsschule Tieloh-Süd 
ihre Arbeit auf. Diese vier Ver-
suchsschulen waren Schulen 
des Volksschulwesens; mit der 
Lichtwarkschule in Hamburg-
Winterhude gründete sich darü-
ber hinaus eine Reformschule im 
höheren Schulwesen.

Alle ersten Schulleiter der vier 
Volks-Versuchsschulen waren 
Mitglieder des 1906 gegründe-
ten Pädagogischen Ausschusses 
der „Gesellschaft der Freunde“ 
gewesen. In dessen Zielen hieß 
es: Er ist „eine Körperschaft zum 
Studium und zur Bearbeitung der 
modernen-pädagogischen Prob-
leme, insbesondere zur Prüfung 
der Frage einer Versuchsschule 
auf ihre praktische Durchfüh-
rung und die Grundsätze ihrer 
Arbeit.“

Dazu waren es vor allem 
durchweg sehr bekannte Schul-
reformer, die die Leitung der 
Versuchsschulen übernommen 
hatten:

An der Telemannstraße war 
es Carl Götze, Weggefährte von 
Alfred Lichtwark. Nach seinem 
Wechsel in die Schulbehörde 
wurde Fritz Köhne von 1924-
1927 sein Nachfolger, welcher 
danach als Schulrat in die Behör-
de berufen wurde. Fritz Köhne 
war seit 1922 erster Schriftleiter 
der „Hamburger Lehrerzeitung“ 
gewesen.

An der Schule Breitenfelder-
straße wurde Kurt Zeidler zum 
Schulleiter gewählt, der spä-
ter, 1929, Proponent der „Ge-
sellschaft der Freunde“ wurde. 
Die Schule Berliner Tor leitete 
der weit über Hamburg hin-
aus bekannte Reformpädagoge 
William Lottig und die Schule 
Tieloh-Süd wurde von Wilhelm 
Paulsen geleitet, der von 1911-
1919 Herausgeber der „Päd-
agogischen Reform“ war, der 
Vorläuferin der HLZ. Paulsen 
wechselte 1921 als Stadtschulrat 
nach Berlin.

Selbst an der Lichtwarkschu-
le, der einzigen Reformschule 
im höheren Schulwesen, waren 
immerhin zwei der vier Schul-

Nach dem 
Selbstverwaltungsgesetz 
sollte der Schulleiter vom 
Lehrerkollegium auf ein 
Jahr gewählt werden
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leiter, nämlich Georg Jäger und 
Erich Jänisch, Mitglieder der 
„Gesellschaft der Freunde“. Dies 
ist insofern bedeutsam, weil 
die „Gesellschaft der Freunde“ 
eigentlich mehrheitlich eine 
Vereinigung der Volksschul-
lehrerschaft war und sich nur 
sehr wenige Lehrer des höheren 
Schulwesens aus Identifikation 
mit deren pädagogischen Ziele 
der „Gesellschaft“ angeschlos-
sen hatten.

Langfristige Impulse 
der Novemberrevolution 

Die Versammlung am 12. 
November 1918 im Curio-Haus 
setzte langfristige Impulse und 
veränderte die Hamburger Bil-
dungslandschaft. Es gelang 
zwar nicht, dass ein Reichs-
schulgesetz eingeführt und die 
Einheitsschule realisiert wurde, 
dennoch gab es bedeutende und 
bis heute wirkende Veränderun-
gen im Hamburger Schulwesen, 
die ohne die Forderungen und 
das Engagement insbesondere 
der Hamburger Volksschullehrer 
und -lehrerinnen so nicht mög-
lich gewesen wären. Dazu sind 
zu zählen:
● �die reichsweite Einführung 

der für alle Kinder verbindli-
chen Grundschule durch das 
Reichsgrundschulgesetz vom 
28. April 1920. Bis dahin gin-
gen die Kinder der Begüterten 
auf die „Vorschulen“ der hö-
heren Schulen oder der Privat-
schulen (Die Abschaffung der 
„Vorschulen“ zog sich aller-
dings über mehr als ein Jahr-
zehnt hin);

● �neue an der Reformpädago-
gik orientierte Curricula – 
schon der Titel ist Programm: 
„Richtlinien zur Aufstellung 
von Arbeitsplänen“ für Grund- 
und Volksschule von 1922 
bzw. 1926;

● �die Aufwertung der Volksschu-
le durch die Einrichtung eines 
so genannten Oberbaus, der 
für begabte Volksschüler_in-
nen zu einem der mittleren 
Reife vergleichbaren Ab-

schluss führte;
● �die Arbeit und behördliche Un-

terstützung der genannten Ver-
suchsschulen, die national und 
sogar über Deutschland hinaus 
als Vorzeigeschulen galten;

● �die benannte Selbstverwaltung 
der Schulen;

● �die Einführung der akademi-
schen Ausbildung von Volks-
schullehrern an der Universität 
Hamburg im Jahr 1926;

● �die Gründung eines „staatli-
chen“ Instituts für Lehrerfort-
bildung im Jahr 1925;

● �die Einrichtung einer verbind-
lichen dreijährigen Berufs-
schulpflicht, einhergehend mit 
einem umfassenderen Ausbau 
des Berufsschulwesens;

● �die Auflage eines Schulbau-
programms, das mit 40 neu-
en Schulbauten – vor allem 
Volksschulen – insbesondere 
der qualitativen Weiterent-
wicklung der pädagogischen 
Arbeit in den Schulen der brei-
ten proletarischen Bevölke-
rungsschichten diente.

Zieht man all dieses in Be-
tracht, so darf man wohl mit 
Recht formulieren, dass nach 
der Revolution von 1918/19 das 
Hamburger Schulwesen in den 

Jahren der Weimarer Republik 
eine bis dato unbekannte Blüte 
erlebt hat.

Mit Beginn der NS-Herrschaft 
kam das Ende der meisten ange-
führten Schulreformen der Wei-
marer Republik. So wurde zum 
Beispiel die Selbstverwaltung 
abgeschafft, die Richtlinien für 
die Arbeitspläne an den staatli-
chen Schulen zunächst durch ad 
hoc erlassene und partielle Ver-
bote, dann durch NS-beladene, 
verpflichtende Lehrpläne ersetzt 
und die Arbeit der Versuchs-
schulen eingestellt. Den Schulen 
wurde der Versuchsschulstatus 
entzogen, sie mussten sich an die 
Vorgaben für das allgemeine und 
jetzt gleichgeschaltete Volks-
schulwesen anpassen. Darüber 
hinaus wurden zahlreiche Lehr-
kräfte von den Versuchsschulen 
wegversetzt, einige aus politi-
schen Gründen ganz aus dem 
Schuldienst entlassen. Damit 
teilten sie das Schicksal vieler 
weiterer in der „Gesellschaft der 
Freunde“ aktiven Schulreforme-
rinnen und Schulreformer.

REINER LEHBERGER
Prof. für Erziehungswissenschaft (i.R.)

HANS-PETER DE LORENT
ehem. GEW-Landesvorsitzender

Vorstand der „Gesellschaft der Freunde“ (GdF) 1930 im Curio-Haus. Am 
Vorstandstisch sitzen  Personen, die nach der Novemberrevolution im 
Hamburger Bildungswesen eine wichtige Rolle gespielt haben: Ganz 
links Richard Ballerstaedt, von 1919-1933 SPD-Abgeordneter in der 
Bürgerschaft, vierter von links: Gerd Niebank, Proponent (Vorsitzender) 
der GdF von 1926-1929; rechts daneben: Kurt Zeidler, Poponent der GdF 
von 1930-1931; Fritz Köhne (dritter von rechts), 1. Schriftleiter der HLZ seit 
1922; rechts daneben Max Traeger,  Proponent der GdF von 1920-1923.
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Das HLZ-Rätsel

Des letzten Rätsels Lösung…
… ist das Paar Michael Stich und Matthias 
Rust. Stich (*1968 in Pinneberg) gewann 1991 
und 1993 jeweils Tennisturniere auf Gras, Sand, 
Hartplatz und Teppich; Rust (*1968 in Wedel) 
landete mit einer viersitzigen Cessna unbe-
merkt nahe dem Roten Platz in Moskau. 
Als Gewinnerin ermittelten wir Maria Werner. 
Sie bekommt das Fotobuch Wilde Zeiten von 
Günter Zint (siehe Seite 54).
Herzlichen Glückwunsch!

MH/MK 

Hauptsache Italien!
Trotz Finanzkrise gehört Italien einfach zu Europa, 
schon wegen der Sprachkünste vieler Fußball-Italiener:

Welcher dieser Fußballstars hatte eine
führende Position in einer religiösen Organisation?
A) �Andy Möller (ehemals Inter Mailand): 

„Mailand oder Madrid – Hauptsache Italien!“
B) �Gianluigi Buffon (Juventus Turin): „Der Schiedsrichter hat 

kein Herz, sondern eine Mülltonne in der Brust.“
C) �Pep Guardiola (Brescia Calcio): „Er ist ein super 

superguter Spieler.“
D) �Giovanni Trappatoni (Inter Mailand): „Diese 

Spieler ware’ schwach wie eine Flasche leer!“
E) �Rudi Völler (AS Rom): „Du sitzt hier locker 

bequem auf deinem Stuhl und hast drei Weizenbier getrunken...“

Einsendungen ggf. mit Mehrfachnennungen bitte mit Postanschrift bis zum  30.1.2019 
an die hlz, am besten an hlz@gew-hamburg.de.  Als Preis winken zwei Flaschen
Pratum Coller Rotwein aus dem Weingut von Andrea Pirlo (AC Milan, Juventus Turin).
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

	
	
	
	
Bild:	CC0	Creative	Commons	

Unser 68-er Paar: Tennisstar Michael Stich und 
Kremlflieger Mathias Rust
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Aus der Hauptstadt...
Bisher gingen wir, die hlz-Re-

daktion, meistens einmal im Jahr 
in Klausur. Nach zwei Jahren 
Pause wollten wir’s in diesem 
Jahr etwas weltlicher oder: ge-
werkschaftlicher und haben des-
halb einen „Betriebsausflug“ ge-
macht – in die Bundeshauptstadt. 
Damit nun nicht der Verdacht 
aufkommt, auch wir Vier – der 
fünfte Mann, unser Redaktions-
assistent, konnte studienhalber 
leider nicht mitfahren – würden 
reine Vergnügungsfahrten mit 
allem, was im schlimmsten Fall 
dazu gehört, als Betriebsausflug 
tarnen: Berlin sollte das Aus-
flugsziel sein, da der vorletzte 
und der letzte Re-
daktionsassistent 
immer noch bzw. 
wieder in Berlin 
leben und arbeiten. 
Es war also auch 
eine Erinnerungs-
fahrt, nicht hin 
zu Orte, sondern 
zu Menschen. Es 
war aber auch eine 
Fortbildungsfahrt, 
denn als erster 
Programmpunkt 
stand ein Besuch 
bei den Redak-
tions-Kolleg_in-
nen der bbz (Ber-
liner Bildungszeit-
schrift) auf dem 
Programm. Sie 
haben praktischerweise ihre Re-
daktionssitzungen donnerstags, 
unserem Anreisetag. Mit Manni 
als souveränem smartphonebe-
waffnetem Verkehrslotsen trafen 
wir wie abgemacht am Ende der 
Redaktionssitzung ein: von au-
ßen ist der Sitz der GEW Berlin 
ein gediegenes Gründerzeithaus 
in Schöneberg, von innen voll 
durchrenoviert.

Die bbz wird von 8 Kolleg_in-
nen gemacht, davon ist einer der 
festangestellte Geschäftsführen-
de Redakteur und es gibt eine 
Verantwortliche Redakteurin. 

Entsprechend beeindruckt waren 
die Berliner_innen von der Ar-
beit unserer Schrumpfredaktion. 
Nun gut: die bbz kommt 10 Mal 
im Jahr heraus, das würden wir 
nicht schaffen. Unsere 7 Ausga-
ben sind genug. Aber vielleicht 
ist das Berliner Anreizsystem 
– jedes Redaktionsmitglied er-
hält monatlich 100 Euro für die 
Mitarbeit – der Schlüssel, um er-
folgreich für die Mitarbeit in der 
hlz-Redaktion zu werben?! Be-
eindruckt hat uns auch, wie dia-
logisch mit den Autor_innen für 
die Beiträge umgegangen wird: 
da geht der Artikel mit Korrek-
turbitten, -vorschlägen, Korrek-

tur der Vorschläge usf mehrmals 
hin und her. Bei einem so großen 
Redaktionskollektiv lässt sich 
das wuppen. Der Vergleich un-
serer Arbeitsweisen hatte aber 
nichts von Punktesammeln oder 
Abstrafen. Wir sind Kolleg_in-
nen – das blieb spürbar und wur-
de beim anschließenden Bier in 
einer Eckkneipe begossen.

Der nächste Blick in Redakti-
onsarbeit, nämlich bei taz – die 
tageszeitung, war nicht als Fort-
bildungsveranstaltung geplant 
gewesen. Da hätten wir uns 
verhoben. Aber neugierig waren 

wir und als der letzte hlz-Re-
daktionsassistent 2015 von der 
Hamburger taz in die Berliner 
gewechselt war, hatte er sich uns 
quasi als Abschiedsgeschenk als 
Türöffner für eine Besichtigung 
des neuen taz-Verlagshauses 
und für die Teilnahme an einer 
Redaktionskonferenz angebo-
ten. So einig wie wir Hambur-
ger_innen uns darin waren, dass 
das neue taz-Haus nun wirklich 
nicht „schön“ ist – und das ist 
ein Wort, dass vergleichsweise 
zu den Ausrufen, die die Fassade 
uns entlockte, neutral ist – , so 
einig waren wir uns auch darin, 
dass die Konferenz von ca 30 

taz-Redakteur_in-
nen beeindruckend 
war: kurz aber prä-
gnant wurde die 
Ausgabe des Tages 
„rezensiert“ und 
die des nächsten 
Tages ressortweise 
geplant. Eine kur-
ze Atempause im 
hochkonzentrier-
ten Miteinander 
bot ein Fahrradfah-
rer, der über einen 
Gang von A nach 
B fuhr. Das löste 
allgemeines Ge-
lächter aus. (Das 
Haus ist fast kom-
plett aus Glas, so 
dass der Blick quer 

durch’s Gebäude wandern kann: 
von unten nach oben, von rechts 
nach links. Man könnte auch sa-
gen: ein Großraumbüro aus alten 
Tagen mit Glaswänden.)

Nach so viel Gegenwart war 
dann mal Vergangenheit ange-
sagt: der Dorotheenstädtische 
Friedhof. Hier suchten wir unse-
re „Favorit_innen“ auf und das 
waren durchaus ganz verschie-
dene. Zu viel Gemeinsamkeit 
ermüdet, Unterschiede befeuern 
das Denken. Ein ! Resumée des 
Betriebsausflugs.

SUSANNE BERG

Mutmacher der Toten an die Lebenden: weitermachen! 

(Herbert Marcuses Grab auf dem Dorotheenstädtischen Friedhof)
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Schul-Organisation
Lehrerkalender

Zensurenhefte 
klassen- und schülerweise

Schülerbeobachtungen 

Gemeinsames Lernen 

Förderpläne und Dokumentationen 

Elterngespräche

Aufgabenhefte

Offener Ganztag
www.schulorganisation.com

          Institut für Weiterbildung
          Hamburg-Altona

So kann Inklusion gelingen!
Weiterbildung Integrative Lernförderung & Lerntherapie
Start in Hamburg: 18. Januar 2019 | 26. April 2019 | 27. September 2019

„Manchmal müsste man zaubern können“ – z. B. in der Schule
Lehrgang Therapeutisches Zaubern: Start: 6. Mai 2019

Infos und Anmeldung unter www.kreisel-hamburg.de

Bildung statt Kinderarbeit!
Eine Stiftung der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
unter Treuhänderschaft der Stiftung Kinderfonds
Spendenkonto fair childhood:  Bank für Sozialwirtschaft 
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00, BIC: BFSWDE33MUE

www.fair-childhood.de

Körperorientierte Psychotherapie
Systemische Paartherapie 
und Supervision

◆ Freude am Leben
◆ Selbstvertrauen
◆ Gelassenheit

Dipl. Mus. Andreas Merk
Psychotherapie HeilprG, Lehrer
Privatkasse und Beihilfe

Telefon: 040/3009 3736 ◆ www.andreasmerk.de

 

Hier erwarten Sie motivierte Mitarbeiter, die Sie auf Ihrem Weg in 
Richtung Gesundung engagiert unterstützen. Wir behandeln die gängi-
gen Indikationen wie Depressionen, Burn-Out, Ängste etc. in einem in-
tensiven und persönlichen Rahmen, Krisen werden sicher aufgefangen. 

Kostenübernahme: Private Krankenversicherungen und Beihilfe  

Gesundwerden in freundlicher Umgebung! 

Info-Telefon 02861/80000 

Pröbstinger Allee 14, 46325 Borken (Münsterland) 

 www.schlossklinik.de 

Ich wünsche
Besinnliche Festtage

und einen tollen Rutsch
in das Jahr 2019

albersdesign
Mediengestaltung
+Druckproduktion

Anzeigenverwaltung
04101-842 671

ca@albers.design
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Gunzenbachstr. 8, 76530 Baden-Baden 
www.leisberg-klinik.de 

Von hier an geht es aufwärts! 
Hier erwarten Sie ein intensives und individuell ausgerichtetes Psy-
chotherapieangebot, erstklassiges Krisenmanagement, viele erlebnis-
intensive Erfahrungen, erfreulicher Rahmen (moderne Einzelzimmer, 
Genießer-Küche, wunderbare Umgebung). Wir behandeln die gän-
gigen Indikationen wie Depressionen, Burn-Out, Ängste etc. 
Kostenübernahme: Private Krankenversicherungen / Beihilfe 

Info-Tel.: 07221/39 39 30 

HAMBURGER LEHRER-FEUERKASSE 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 

gegründet 1897 
 

Die preisgünstige Hausratversicherung 
im Großraum Hamburg für alle pädagogisch Tätigen 

sowie deren Angehörige  
 

Wir versichern Ihren Hausrat zu 1,20 € je 1.000 € Versicherungssumme 
(inkl. Versicherungssteuer) unverändert seit 1996. 

2017 und 2018 haben unsere Mitglieder eine Beitragsrückerstattung von 10 % erhalten. 
Ihr Hausrat ist gegen Schäden durch Brand, Explosion, Implosion, Blitzschlag und Überspannung, 
Einbruchdiebstahl, Raub, Leitungswasser, Sturm, Hagel, Glasbruch (Einfachverglasung) versichert. 

 
Außerdem u. a. beitragsfrei eingeschlossen: 

Hotelkosten bis zu 100 Tagen, Diebstahl von Hausrat aus Krankenzimmern und Kraftfahrzeugen, 
Diebstahl von Fahrrädern und Kinderwagen bis 260 €.  

Fahrräder bis 3.000 € (6.000 € bei zwei Rädern) können gesondert versichert werden. 
 
Zusätzlich versichern wir Ihre Ferienwohnung ebenfalls zu 
1,20 € je 1.000 € Versicherungssumme. 
 
Die HLF verzichtet auf den Einwand der groben Fahrlässigkeit 
bei Schäden bis 5.000 €. 
 
Informationen und Unterlagen bitte anfordern unter: 
040 333 505 14 (Tobias Mittag) 040 796 128 25 (Georg Plicht) 
040 679 571 93 (Sibylle Brockmann) 
 
www.h-l-f.de (mit Prämienrechner) - info@h-l-f.de     

Hier könnte

Ihre
private oder 
gewerbliche

Anzeige stehen!

albersdesign
Mediengestaltung
+Druckproduktion

Anzeigenverwaltung

04101-842 671
ca@albers.design
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 Kinderarbeit bekämpfen,
 Bildung ermöglichen!
Mach mit! Unterstütze die Projekte 
der GEW-Stift ung fair childhood.
Spendenkonto fair childhood:  Bank für Sozialwirtschaft  
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00, BIC: BFSWDE33MUE

Informationen und Kontakt unter: www.fair-childhood.de
Unter Treuhänderschaft  der Stift ung Kinderfonds

Kinder in Bathore (Albanien) beim Schrottsammeln
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GEW-Stiftung 
Bildung statt Kinderarbeit

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, LV Hamburg, Rothenbaumchaussee 15, 
20148 Hamburg, Postvertriebsstück DPAG Entgelt bezahlt 


